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Erster Verhandluagstag 
Montag, 7. März 1977 
1. Plenarsitzung 
Beginn: 10.30 Uhr 

Dr. HeImut Kohl, Vorsitzender der CDU Deutschlands (mit Beifall 
•begrüßt): Mein¥ sehr verehrten Damen und Herren! Exzellenzen 1 Ver­
ehrte Gäste I Liehe Freunde der Christlich Demokratischen Union 1 
Ich eröffne den 25. B-undesparteitag der CDU Deutschlands und be­
grüße Sie alle sehr, sehr herzlich. 

Dies ist der erste Parteitag nach der wichtigen Bundestagswahl vom 
5. Oktober 1976. Diese 0?agung findet in einer politisch ungewöhn­
lich schwierigen und kritischen Zeit statt. Am J- Oktober haben 
über 18 Millionen unserer Mitbürger der CDU/CSU ihr Vertrauen ge­
schenkt. Dieses Vertrauen müssen wir in all den Tagen, Monaten und 
Jahren dieser Legislaturperiode rechtfertigen. Es ist ganz selbst­
verständlich, daß viele unserer Mitbürger jetzt während des Partei­
tages der Christlich Demokratischen Union hierher nach Düsseldorf 
schauen. Sie haben ihre Hoffnung und ihr Vertrauen in uns gesetzt. 
Wir müssen und wir wollen dieses Vertrauen rechtfertigen. 

(Beifall) 

Wir alle haben gemetnsaja mit unseren Mitgliedern, Prevmden und An­
hängern in dieser großartigen Wahlkampagne des Jahres 1975 gekämpft. 
Wir haben gekämpft wie selten zuvor in vinserer Parteigeschichte. 
Wir haben ein großartiges Ergebnis erzielt, und es gilt jetzt ge­
meinsam axif dieser Grundlage weiterzubauen. 

Dieser Parteitag mit seinen Beratungen und Beschlüssen ist eine 
wichtige Grundlage für den notwendigen Aufbruch der Union in 
Deutschland im Jahre 1977 und in die Zeit, die vor uns liegt. In 
diesem Sinne rufe ich uns alle zu sachlicher, aber leidenschaftlicher 
Beratung der Gegenstände auf, die uns auf diesem Parteitag zu be­
handeln aufgegeben sind. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung wollen wir, unserer Gesinnung und 
Tradition entsprechend, unserer heimgegangenen Preunde gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Stellvertretend für viele nenne ich: Paul Lücke, 1976 gestorben. 
Blandesminister, Mitglied des Bundesvorstands der Union durch viele 
Jahrzehnte. Sein sozialpolitisches Engagement, seine großartigen 
Leistungen als Bundesminister sind ebenso \invergessen wie sein 
Dienst an und in unserer Partei. 

Ich erinnere an Johann Klein aus Saarbrücken, gestorben 1976, der 
- aus der Gewerkschaftsbewegung kommend - als Abgeordneter des 
Saarländischen Landtages und als Mitglied des Deutschen Bundestages 
sowie als Mitglied der Landesregierung an der Saar \inserem Lande 
wichtige Impulse im Bereich der Sozialpolitik gegeben hat. 

Ich nenne August Wegmann aus Oldenburg, geboren 1888, gestorben 
1976, der nach seiner Verfolgung durch die Nazis als oldenburgi­
scher Innenminister und später als Innen- und Pinanzminister von 
Niedersachsen gerade auch in unserer niedersächsischen Union mitge-
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holfen hat, diese unsere bimdesstaatliche Demokratie mit Leben zu 
erfüllen. 

Ich erinnere an Dr. Eberhard Noltenius, geboren 1908, gestorben 
1976, der sich als langjähriger Vorsitzender der CDU Bremens und 
als Senator und Bürgermeister seiner Heimatstadt unvergeßliche 
Verdienste erwarb. 

Ich nenne Dr. Hermann Pünder, geboren 1888, gestorben 1976, der als 
einer der Männer des 20. Juli unter den Nazis gelitten hat, nach dem 
Krieg die CDU in Westfalen mitbegründete und als Oberdirektor des 
Verwaltungsrats des Vereinigten Wirtschaftsgebiets und nach Gründung 
der Bundesrepublik als Bundestagsabgeordneter die Grundlagen für den 
staatlichen und wirtschaftlichen Wiederaufbau mitgeschaffen hat. 

Ich erinnere an Lambert Schill aus Lörrach, geboren 1888, gestorben 
1976, der wegen seiner Überzeugung in der Nazidiktatur verfolgt 
wurde und der beim Aufbau nach dem Kriege seiner badischen Heimat 
als Abgeordneter und als Landwirtschaftsminister diente. 

Ich nenne Frau Dr. Else Brökelschen aus Goslar, geboren 1890, ge­
storben 1976, die bereits dem Preußischen Landtag angehörte, später 
über drei Legislaturperioden hinweg Mitglied des Deutschen Btmdes-
tages war und mit Energie und Leidenschaft für den Ausbau unseres 
Sozialsystems und vor allem unseres Bildungswesens focht. 

Ich erinnere an Knut Freiherr von Kühlmann-St\imm, geboren 1916, 
gestorben 1977» der als Unternehmer und als langjähriger Abgeordneter 
des Deutschen Bundestages seine Arbeit in den Dienst einer frei­
heitlichen Politik stellte und wesentlich mitgeholfen hat, unsere 
Demokratie zu festigen. 

Ich nenne Josef Schlick, geboren 1895. gestorben 19771 der 19^5 
die CDU in Hheinhessen und Rheinland-Pfalz mitbegründete, Mitglied 
der verfassunggebenden Landesversammlung und der ersten drei Lsind-
tage von Rheinland-Pfalz war uad der sich dann als langjähriger 
Bundestagsabgeordneter der CDU in den schweren Jsihren des Wieder­
aufbaus erfolgreich bewährte. 

Wir wollen diesen unseren Freimden, die ich nennen durfte, vmd 
denjenigen, die mit in unser Gebet eingeschlossen sein sollen, ein 
stilles Gebet widmen. - Ich danke Ihnen. 

Meine Damen imd Herren, liebe Freunde, ich habe die große Freude"; 
auf diesem Parteitag wieder viele ausländische Freimde begrüßen 
zu können. Ich begrüße sehr herzlich unsere ausländische!Schwester-
psurteien in Europa, die \mseren Parteitag mit Aufmerksamkeit ver­
folgen und die eine große Zahl ihrer führenden Repräsentanten nach 
Düsseldorf entsandt haben, um ihre herzliche Verbundenheit mit der 
CDU Deutschleuids zu unterstreichen. 

Ich will zwei unserer ausländischen Gäste stellvertretend begrüßen. 
Aber bevor ich dies tue, will ich einen besonders herzlichen Gruß 
nach Brüssel schicken an den Präsidenten der Europäischen VoUcs-
partei, unseren Freund, Ministerpräsident Leo Tindemans, 

(Beifall) 

der wegen einer Regierungskrise in letzter Minute vom Besuch unse­
res Parteitages abgehalten wurde. 
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Für alle christdemokratischen Parteien in Europa begrüße ich unseren 
Freund Dr. Kruisinga, Vizepräsident der EUCD und Vorsitzender unserer 
niederländischen Schwesterpartei. 

(Beifall) 

Für die konservativen Parteien Europas begrüße ich sehr herzlich als 
Vorsitzenden der Konservativen Volkspartei Dänemarks unseren Freund 
Freund Dr. Poul Schlüter. 

(Beifall) 

Dr. Kruisinga und Dr. Schlüter werden gleich anschließend ein kurzes 
Grußwort an uns richten. Ich darf Ihnen sehr herzlich dafür danken. 

Einen ganz besonders herzlichen Gruß will ich von diesem Parteitag 
in Düsseldorf an unsere österreichischen Freunde nach Linz an der 
Donau richten, denn dort tritt heute und morgen der Parteitag der 
österreichischen Volkspartei zusammen, dem wir ein besonders herz­
liches Wort der Verbundenheit schicken wollen. 

(Beifall) 

Mit großer Herzlichkeit begrüße ich in unserer Mitte die zahlreichen 
Repräsentanten des Diplomatischen Corps, Ihre Exzellenzen, die Bot­
schafter, Gesandten und Mitglieder der Missionen und der konsulari­
schen Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland, die auch heute 
wieder in ungewöhnlich großer Zahl als Gäste zu unserem Parteitag 
kamen. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Oberbürgermeister der Stadt Düssel­
dorf, die uns so herzlich aufgenommen hat, Herrn Klaus Bungert. 

(Beifall) 

Ich darf mich bei Ihnen, Herr Oberbürgermeister, sehr herzlich da­
für bedanken, daß Sie und Ihre Mitbürger uns in dieser Stadt so 
gastlich aufnahmen und diesen Parteitag so tatkräftig unterstützt 
haben.. 

Ein sehr, sehr herzlicher Gruß geht an den Präses der Evangelischen 
Kirche im Rheinland, Herrn Präses Karl Immer, 

(Beifall) 

und an den Bevollmächtigten des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Herrn Prälaten Heinz Georg Binder. 

(Beifall) 

Sehr herzlich begrüßen darf ich für die Katholische Kirche den 
Leiter des Kommissariats der deutschen Bischöfe, Herrn Weihbischof 
Wilhelm Wöste. 

(Beifall) 

Mein sehr herzlicher Gruß gilt dem Vorsitzenden des Direktoriums des 
Zentralrates der Juden in Deutschland, Herrn Werner Nachmann. 

(Beifall) 
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Ein herzliches Wort des Grußes wa6. ein herzliches Wort des Danlces 
möchte ich Herrn Stadtdechsinten Bernhard Henrichs und Herrn Stadt­
superintendenten Dr. Dietrich für ihren Dienst im ökumenischen. 
Gottesdienst sagen, den die meisten von uns gerade eben besucht haben. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Präsidenten der Bvmdesanstalt für 
Arbeit, unseren Freund Josef Stingl. 

(Beifall) 

Ich freue mich sehr-, daß eine so große Zahl von Vertretern des so­
zialen, des wirtschaftlichen, des kulturellen und des wissenschaft­
lichen Lebens zu uns gekommen ist. Ich danke Ihnen allen sehr herz­
lich und begrüße Sie in unserer Mitte. 

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund begrüße ich das Mitglied des 
Geschäftsführenden Bundesvorstandes, Herrn Meirtin Heiß. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Vorsitzenden der Deutschen Angestellten 
gewerkschaft, Herrn Hermann Brandt. 

(Beifall) 

Ich richte einen herzlichen Willkommensgruß an den Vorsitzenden des 
Deutschen Beamtenbundes, Herrn Alfred Krause. 

(Beifall) 

Ich begrüße für den Christlichen Gewerkschaftsbund seinen Vor­
sitzenden, unseren Freund Günter Volmer. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Gewerkschaft Bau-Steine-Erden, 
Herrn Rudolf Sperner . 

(Beifall) 

Ich begrüße herzlich den Vorsitzenden der Gewerkschaft Nahrung, 
Genuß und Gaststätten, Herrn Herbert Stadelmaier. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft, Herrn Erich Frister. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei, Herrn 
Helmut Schirrmacher. 

(Beifall) 

Ein besonders herzliches Wort des Grußes richte ich an den Vor­
sitzenden der Katholischen Arbeitnehnierbewegung, Herrn Alfons Müller. 

(Beifall) 
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Für den DeutPchen Lelirerverband darf ich seinen Präsidenten, Herrn 
Clemens Christians, sehr herzlich begrüßen. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten der Union der Leitenden Angestellten, 
Herrn Dr. Hans Kern. 

(Beifall) 

Sehr herzlich heiße ich den Präsidenten des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie, zugleich Präsidenten der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, Herrn Dr. Hanns Martin Schleyer, 
willkommen. 

(Beifall) 

Mit großer Herzlichkeit begrüße ich den Präsidenten des Zentral­
verbands des Deutschen Handwerks, Herrn Paul Schnitker. 

(Beifall) 

Mit besonderer Preude begrüße ich den Präsidenten des Deutschen 
Bauernverbands, Constantin Freiherr von Heereman. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich die Repräsentanten der kommunalen 
Spitzenverbände: für den Deutschen Städtetag, Herrn Dr. Weinberger, 

(Beifall) 

für den Deutschen Landkreistag, Herrn Leidinger, 

(Beifall) 

für den Deutschen Städte- und Gemeindebund, Herrn Dr. Berkeiihoff. 

(Beifall) 

Ich heiße herzlich willkommen den Präsidenten des Zentralverbandes 
der Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Herrn 
Dr. Theodor Paul. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Deutschen Sparkassen- und Giro­
verbandes, Herrn Helmut Geiger. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- \md 
Haxidelstages, Herrn Paul Broicher. 

(Beifall) 

Besonders herzlich begrüße ich den Präsidenten des Deutschen 
Sportbundes, Herrn Willi Weyer. 

(Beifall) 
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Ein ganz besonders herzlicher Gruß gilt dem Präsidenten des Bundes 
der Vertriebenen, unserem Freund Dr. Herbert Czaja. 

(Beifall) 

Sehr herzlich begrüße ich den Präsidenten des Bundes der Mittel­
deutschen, Herrn Joachim Dorenburg, 

(Beifall) 

Wie immer auf unserem Parteitag begrüßen wir mit besonderer Herz­
lichkeit die Repräsentanten der Bundeswehr. Ich begrüße Herrn 
Generalmajor Klaus Eschenbach in Vertretvmg des Generalinspekteurs 
der Bundeswehr. 

(Beifall) 

Pur den Deutschen Bundeswehr-Verband begrüße ich seinen Vorsitzen­
den, Herrn Heinz Volland. 

(Beifall) 

Ich heiße besonders herzlich die Vertreter von Rundfunk, Presse und 
Fernsehen willkommen. Ich begrüße die anwesenden Heiren Intendanten 
von APD und ZDF. Ich habe nur eine knappe Bitte: die Bitte um eine 
faire Berichterstattung über diesen Parteitag. 

(Beifall) 

Ich begrüße mit ganz besonderer Herzlichkeit den stellvertretenden 
Vorsitzenden der CSU, unseren Freund Werner Dollinger. 

(Bravo-Rufe und anhaltender Beifall) 

Lieber Werner Dollinger, dieser Beifall sagt mehr aus, als der Vor­
sitzende der Union in diesem Augenblick sagen kann. Tun wir gemein­
sam all das, was notwendig ist, um lons immer so freundlich begrüßen 
zu können. 

(Beifall) 

Ich begrüße mit ganz besonderer Herzlichkeit den Ehrenvorsitzenden 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, vmseren. Freund 
Ludwig Erhard. 

(Bravo-Hufe und langanhaltender, lebhafter Beifall) 

Lieber Freund Erhard, dieser Beifall gibt wieder, was Millionen 
unserer Mitbürger und gerade der Freiinde der Union in diesen Wo­
chen dachten, als wir Ihren 80. Geburtstag, wie ich hoffe, in einer 
würdigen Weise begingen. Ich will das in dem Satz zusammenfassen: 
Wir hoffen, daß Ludwig Erhard noch viele Parteitage •unserer Union 
in seiner bemerkenswerten Klarheit und Gesundheit besuchen kann 
und mit seiner herausragenden Ausdruckskraft der Gefühle und Über­
zeugungen uns mit Rat und Tat zur Seite steht. 

(Beifall) 

Ich darf mit Ihrem Einverständnis von hier aus an zwei Freunde aus 
dem Präsidium, die heute wegen ihrer Erkrankung nicht kommen können, 
herzliche Genesungswünsche richten: an unseren Ehrenvorsitzenden 
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Kurt Georg Kiesinger und unseren Preund Hans Katzcrr. Ich bin über­
zeugt, Sie stimmen mir zu, ihnen beiden ein Telegraimi mit unseren 
besten Wünschen zuzusenden. 

(Beifall) 

Ich möchte sehr herzlich meinen Vorgänger im Amt des Parteivor­
sitzenden, unseren Freund Rainer Barzel, begrüßen. 

(Beifall) 

Stellvertretend für jene, die beinahe 30 Jahre Verantwortung in 
der Union tragen und die heute aus der Distanz, aber auch der Ruhe 
und Überlegenheit des Ruhestands unser Tun betrachten, darf ich 
Frau Aenne Brauksiepe, Herrn Karl Weber und Herrn Ludger Westrick 
begrüßen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich habe einen Gast bei der Begrüß\ing über­
sehen und bitte, mir das nachzusehen. Ich darf den Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages, Herrn Berkhan, sehr herzlich begrüßen. 

(Beifall) 

Ich begrüße Sie alle, die Delegierten, die aus den Orts-, Kreis-, 
Bezirks- und Landesverbänden hierher zum 25. Parteitag gekommen 
sind. Wir wollen uns Jetzt gemeinsam in dem Geist und eingedenk 
des Erbes, die \ins verpflichten, an die Arbeit machen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: Wahl des Taj;;unKs-
präsidiums 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes liegt Ihnen vor. Wünscht Jemand 
zu diesem Tagungsordnungspunkt das Wort? Gibt es irgendeinen Vor­
schlag dazu? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag des Bundesvor­
standes zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Einstimmig so be­
schlossen. 

Ich darf das Tagungspräsidium bitten, seinen Platz einzunehmen. 

Um die Zeit zu nutzen, rufe ich Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Beschlußfassung über die TagesorcEung 

Gibt es zur Tagesordnung Anträge? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Tagesordnung in der vor­
liegenden Form seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es ist'ein­
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: Bestätigung der vom Bundes­
vorstand eingesetzten Antragskommisaion 

Der Vorschlag des Bundesvorstands liegt Ihnen vor. Wird dazu das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Ab­
stimmung. Wer der Vorlage seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: Wahl der Mandatsprüfungs­
kommission 
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Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wünscht hierzu Jememd das Wort? -
Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Ahstinmung. Wer für den Vor­
schlag ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent­
haltungen? - Dann ist einstimmig so heschlossen. 

Ich rufe Punlrt 6 der Tagesordnung auf: Wahl der Stimmzählkommission 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wünscht hierzu jemand das Wort? Will 
Jemand einen Vorschlag machen? - Das ist nicht der Fall. Wir kom­
men zur Abstimmung. Wer für die Vorlage ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe 1 - Enthaltungen? - Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Herr'Tagungspräsident, ich darf Sie bitten, die Geschäfte zu über­
nehmen. 

(Beifall) 

Heinrich Köppler, 'lagungspräsidium: Herr Vorsitzender! Meine Damen 
und 'Herren! Die Mitglieder des Tagungspräsidiums danken Ihnen für 
das Vertrauen, das Sie uns in der Wahl zum Ausdruck gebracht haben. 
Wir wollen es mit Ihrer Hilfe rechtfertigen, indem wir die Verhand­
lungen dieses Parteitags zügig und fair zu leiten versuchen. Ich 
darf Sie alle um Ihre Mitarbeit an einem zügigen Ablauf unserer Be­
ratungen bitten. 

Wir haben eben die Tagesordnung beschlossen. Ich möchte dazu noch 
einige geschäftsleitende Bemerkungen machen. Was den zeitlichen Ab­
lauf des heutigen Tages angeht, schlägt Ihnen das Tagungspräsidium 
vor, die Aussprache zu den Berichten des Parteivorsitzenden und des 
Generalsekretärs heute nachmittag stattfinden zu lassen und getrennt 
davon die Aussprache über den Bericht des Bundesschatzmeisters zu 
führen. 

Wir wollen dann heute nachmittag im weiteren Verlauf der Plenarsit­
zung mit der Wahl des Bundesvorstandes beginnen. Wir schlagen Ihnen 
vor, daß die Wahlen des Parteivorsitzenden und des Generalsekretärs 
zuerst durchgeführt werden und daß wir danach über die satzungsän-
dernden Anträge beraten und beschließen, die mit der Wahl im Zusam­
menhang stehen, also insbesondere über die Anträge bezüglich des 
Wahlverfahrens und der Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden. 
Schließlich wollen wir nach Erledigung dieser Anträge die weiteren 
Walilen zum Bundesvorstand durchführen. 

Ferner bitten wir Sie, damit einverstanden zu sein, daß, falls die 
Zeit es heute abend erlauben sollte, während der Stimmenauszählung 
für die Wahlen zum Bundesvorstand mindestens die Anträge 15.3 tis 
15.6 - u-nd eventuell auch der eine oder der andere Antrag aus dem 
Tagesordnungspunkt 19 "Sonstige Anträge" - noch behandelt werden. 
Ich hoffe, daß wir dann heute nachmittag und heute abend flexibel 
und ökonomisch mit \inserer Zeit umgehen können. 

Meine Damen xind Herren-, im Rahmen dieser Zeitplanung beabsichtigt 
das Präsidium, für die allgemeine Aussprache und für die Aussprache 
zu den einzelnen Anträgen ein Höchstmaß an Diskussionsraum zu er­
öffnen, von dem Sie bitte Gebrauch machen sollen. 

Darf ich n\in noch im Hinblick auf die notwendige Vorbereitung der 
Stimmzettel xind auf die anstehenden Satzungsänderungsanträge folgen­
des vorschlagen, was zunächst die Fristen zur Nominierung von Kandi­
daten für die Wahl des Bundesvorstandes anlangt. Wir schlagen Ihnen 
vor, die Nominierungsfrist für die Wahl der stellvertretenden Vor­
sitzenden unmittelbar nach der Entscheidung über den Antrag 15.I -
das ist der Antrag betreffend die Zahl der stellvertretenden Vorsit-
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zenden - ablaufen zu lassen. Gleichzeitig soll - so unser Vorschlag -
Nominierungsschluß für die Wahl des Bundesschatzmeisters sein. Und 
für die Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes - wir wer­
den das dann noch einmal unter Angabe der genauen Uhrzeit bekanntge­
ben - soll die Frist eine halbe Stunde nach Entscheidung über Antrag 
15.1 ablaufen. 

Eine Aufstellung aller bis zum 2. März bei der Bundesgeschäftsstelle 
eingegangenen Kandidatenvorschläge ist bei den Tagungsunterlagen, 
die Sie bekommen haben. Für diese Kandidaten sowie für etwaige bei 
der Wahl zum stellvertretenden Vorsitzenden unterliegende Kandida­
ten erübrigt sich eine weitere Nominierung. Nur neue Kandidaten müs­
sen innerhalb der Fristen, die ich Ihnen vorgeschlagen habe, nomi­
niert werden. 

Gleichzeitig darf ich auf § 12, Abs. 4, unserer Geschäftsordnung 
hinweisen, wonach Kandidatenvorschläge für die Wahl des Bundesvor­
standes schriftlich hier beim Tagungspräsidium abgegeben werden müs­
sen. 

Nun darf ich Ihnen noch vorschlagen, folgende Fristen für die Ein-
reich\ing von Anträgen nach § 6 unserer Geschäftsordnung zu beschlies-
sen. Zunächst für Anträge zum Tagesordnungspunkt 1?: Einreichungs-
schluß Dienstag, also morgen um I5 Uhr; für Anträge zum Tagesord-
niingspunkt 18: Einreichungsschluß moygen 18 Uhr; für Anträge zum 
Tagesordnungspunkt 19 dieselbe Frist. 

Wenn Sie mit diesen Fristen für die Nominierung von' zusätzlichen 
Kandidaten und für die Einreichung von Anträgen, die ich Ihnen vor­
geschlagen habe, einverstanden sind, bitte ich Sie um Ihr Karten­
zeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der 
Stimme? - Es ist ohne Gegenstimme so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zvm TaResordnungspunkt 7: 

Grußworte 

Ich darf mit großer Freude zu einem Grußwort dem Oberbürgermeister 
der gastgebenden Landeshauptstadt Düsseldorf, Herrn Bungert,das 
Wort erteilen. 

(Beifall) 

Klaus B\mgert,Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf: Exzellenzen! 
Sehr geehrter Herr Bujidesvorsitzender! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich freue mich, daß Sie mir Gelegenheit geben, Ihnen 
zum Auftakt des 25. Bundesparteitages der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands die Grüße der Landeshauptstadt zu überbringen. Sie 
alle heiße ich im Namen unserer Stadt herzlich willkommen. 

Daß Sie Düsseldorf als Tagungsort dieses Parteitages gewählt haben, 
hat sicher mehrere Giünde. Zum einen waren es wohl rein praktische 
Überlegiuigen. Als Kongreßstadt von internationalem Rang bietet 
Düsseldorf ganz einfach die erforderlichen Tagungsstatten für eine 
Veranstaltung dieser Größenordnung. Und wie wir Düsseldorfer mit 
unserem sprichwörtlichem Hang zur Bescheidenheit gern feststellen, 
liegt es vielleicht auch am Flair dieser Stadt,daß sie sich als 
Treffpunkt für Gäste aus nah und fern auszeichnet. 

Zum anderen verbindet sich mit dem Namen unserer Stadt die Erinnerung 
an zwei frühere Parteitage der Union in den Jahren 1965 und 1971-
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Beide Treffen waren zweifellos wichtige Stationen in der Entwick­
lung Ihrer Partei. Der Parteitag 1955 fand unter dem Vorsitz von 
Altbundeskanzler Dr. Adenauer statt. Hier in unserer Stadt er­
innert man sich noch mit Schmunzeln einer Begebenheit mit Dr. 
Adenauer. Als er, als Bundeskanzler von einer Auslandereise zu­
rückkehrend, auf dem Düsseldorfer Flughafen landen mußte, weil der 
Kölner Flughafen zu war, eilte der sofort verständigte Düsseldorfer 
Oberbürgermeister zum Flughafen, um den hohen und seltenen Gast in 
Düsseldorf zu begrüßen. Herr Adenauer soll sehr indigniert ge­
wesen sein, daß er als Urkölner in Düsseldorf landen mußte. Noch 
heute rätselt man in dieser Stadt, was ihm unangenehmer war: die 
Landung in Düsseldorf oder die Begrüßung durch einen sozialdemo­
kratischen Oberbürgermeister. 

(Beifall) 

Um so bemerkenswerter ist die Tatsache, daß es möglich war, 1965 
einen CDU-Parteitag in Düsseldorf abzuhalten. 

Die Geschichte der Union ist aber nicht nur durch die erwähnten 
Parteitage eng mit unserer Stadt verknüpft.Bedeutende Christdemo­
kraten haben sowohl in der Düsseldorfer Kommunalpolitik als auch 
in der großen Politik eine hervorragende Rolle gespielt. Ich er­
innere an den ersten gewählten Oberbürgermeister unserer Stadt 
nach dem Zweiten Weltkrieg, Karl Arnold, den späteren Minister­
präsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall) 

Seine historische Leistung in der deutschen Politik ist auch für 
mich als Sozialdemokrat unbestritten. Bedeutende Politiker aus 
Ihren Reihen waren zweifellos auch die Düsseldorfer Oberbürger­
meister Robert Lehr und Josef Gockeln, der langjährige Landtags­
präsident von Nordrhein-V/estfalen. 

(Beifall) 

Ihre Namen sind in dieser Stadt ebenso unvergessen wie in Ihren 
Reihen, meine Damen und Herren. 

Düsseldorf war aber auch Ausgangspunkt von besonderen Aktivitäten 
im Bereich der katholischen Sozialbewegung. Auf der Generalver­
sammlung der Katholischen Vereine Deutschlands, die erstmals 1959 
in Düsseldorf stattfand, wurden soziale Fragen mehrfach behandelt. 
Hier wurde der Christlich-Soziale Verein gegründet, der die Be­
strebungen der Zentrumspartei kräftig unterstützte. Namen wie Johann 
Wilhelm Frielingsdoif und Karl Sonnenschein standen für das Pro­
gramm. 

Meine Damen und Herren, Sie haben diese Stadt sicherlich auch des­
halb als Tagungsort gewählt, weil Sie erwarten können, mit Ihrem 
Parteitag an einem Brennpunlct des öffentlichen Lebens in eine 
breite Öffentlichkeit hineinwirken zu können. Ich zögere nicht fest­
zustellen, daß sich Düsseldorf freut, gastgebende Stadt dieses 
Jubiläumsparteitags der CDU sein zu dürfen. Wir sehen darin nicht 
nur eine Anerkennung des Tagungsorts; wir sehen in der Wahl unserer 
Stadt als Tagungsort vielmehr diese Stadt auch als ein Zentrum 
wichtiger politischer Entscheidungen bestätigt. 

Ich lioffe sehr, daß Sie hier bei uns alle Voi-aussetzungen für eine 
erfolgreiche Abwicklung Ihrer Tagung vorfinden werden.In diesem 
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Sinne wünsche ich dem Bunc^esparteitag der CDU in Düsseldorf ein 
gutes Gelingen. Ich hoffe und wünsche zugleich, daß Sie sich in 
unserer Stadt auch nach den arbeitsreichen Stiuiden recht wohlfühlen 
werden. Recht herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmaon, Tagtuigspräsidium: Wir danken dem Herrn Oher-
hürgermeister für sein Grußwort und freuen uns, daß er zu uns ge­
kommen ist. Wir können hestätigen, daß wir gern in dieser Stadt 
sind. Schon der gestrige Ahend hat uns einen kleinen Vorgeschmack 
von den Möglichkeiten gegeben, Herr Oberbürgermeister, die uns Ihre 
Stadt bietet. Ich habe den Eindruck, daß dieser Parteitag in den 
nächsten zwei Tagen weiteres auszukosten gedenkt. Herzlichen Dank 
für Ihr (Jrußwort! 

Das Wort hat oetzt Herr Köppler für den Landesverband Rheinland-
Westfalen. 

(Lebhafter Beifall) 

Eine Vorwegnahme der Gebietsreform. Da haben wir Ahnung. 

(Heiterkeit) 

Heinrich Köppler: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehrte 
Gäste! Liebe Freunde! Ich möchte Sie hier namens des gastgebenden 
Landesverbands Rheinland, aber auch im Namen der westfälischen 
Freunde - das darf ich sicher auch tun - herzlich in der Landes­
hauptstadt Düsseldorf willkommen heißen. 

(Beifall) 

Wir freuen uns darüber und sind stolz darauf, daß dieser 25.Bun­
desparteitag bereits der 7.Bundesparteitag in der Geschichte der 
Union ist, der hier im Eheinland und nach 1965 uJid 1971 zum drit­
tenmal hier in Düsseldorf stattfindet. 

Die Parteitage in Düsseldorf, meine Freunde, haben immer programma­
tische Marksteine für die Union in der Bundesrepublik Deutschland 
gesetzt. Das fand schon statt, ehe es eine Bundespartei gab, als 
hier 19^9 die Düsseldorfer Leitsätze entstanden, die die Grundlage 
für unseren gemeinsamen ersten Bundestagswahlkajmpf in der Bundes­
republik Deutschland waren. Hier haben wir 1955 in dieser Halle 
die Düsseldorfer Erklärung verabschiedet, wiederum Grundlage für 
einen großartigen Bundestagswahlkampf, den wir damals unter der 
Führung von Professor Ludwig Erhard geführt und gewonnen haben. 
Hier - ebenfalls in dieser Halle - haben wir 1971 die Neufassung 
unseres Berliner Programms,unseres heutigen Parteiprogramms bera­
ten und beschlossen. 

Wir tagen hier in der Landeshauptstadt Nordrhein-Westfalens, des 
größten Bundeslandes mit annähernd einem Drittel der Einwohner 
der Bundesrepublik Deutschland, eines Landes, das geprägt ist von 
seiner Wirtschaft, von Industrie und Technik, eines Landes, meine 
Freunde, an dem zehn Jahre Regierung gegen die Union, gegen die 
stärkste Kraft in diesem Lande, nicht ohne Spuren geblieben sind -
leider! Die Zahl der weit über 3OO 000 Arbeitslosen in diesem Land 
Nordrhein-Westfalen, die schwierige Lage in vielen Wirtschafts­
bereichen, vor allen Dingen in der Steinkohle und in der Stahlindu­
strie, machen heute die Menschen in diesem Land besorgt. Die Schu-
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len und das Bildungswesen tragen vielleicht noch, am deutlichsten 
die Spuren dieser zehn Jahre Linksregierung hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir stehen gerade in diesen Tagen vor einem erneuten 
Versuch, in der Richtung einer sozialistischen Einheitsschule 
unser Schulwesen im Lande umzugestalten. 

Meine Freunde, die Union in diesem Lande ist seit vielen Jahren 
wieder die stärkste politische Kraft. Wir werden nichts unversucht 
lassen - auch aus der Zuversicht heraus, die uns dieser Parteitag 
in Düsseldorf erneut gehen wird - , die Ablösung dieser Landes­
regierung, die im höchsten Maße ablösungsbedürftig und ablösungs­
reif ist, zu betreiben. 

(Beifall) 

Dazu brauchen wir die Übereinstimmung der Politik hier im Lande 
Nordrhein-Westfalen mit einer erfolgreichen Politik in Bonn. Wie 
für kein anderes Bundesland,hängen die politischen Schicksale in 
Blind und in diesem Bundesland eng miteinander zusammen. Wir sind 
aufeinsm.der angewiesen. Wir erwarten und erhoffen uns von diesem 
25.Bundesparteitag hier in Düsseldorf auch den Auftrieb und die 
Signalwirkung für den Sieg der Union in diesem Lande, um den wir 
alle - weit über 250 000 Parteimitglieder in Westfalen-Lippe und 
im Rheinland - seit Jahren mit wachsendem Erfolg kämpfen. Den end­
gültigen Erfolg haben wir vor uns, und wir werden ihn erreichen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, herzlich willkommen hier im Rheinland! Ein Will­
kommensgruß noch einmal der rheinischen CDU an Sie alle. Auch ich 
darf mich den Worten von Herrn Oberbürgermeister Bungert anschlies-
sen und hoffen, daß Sie sich hier in unserer Landeshauptstadt wohl­
fühlen werden. Ich wünsche unseren Berationgen einen guten Verlauf. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Lieber Heinrich Köppler, 
herzlichen Dank für dieses Grußwort für den Landesverbsaid Rheinland 
und zugleich für Westfalen. Wir freuen uns, daß Sie uns für morgen 
abend eingeladen haben. Ich sage schon Jetzt unseren Dank dafür, 
daß wir nach der vierten Plenarsitzung hier bei Ihnen zu Gast sein 
dürfen. In Erinnerung an vorhergehende Parteitage wollen wir das 
wieder zu einem richtigen Fnmilienfest der Union werden lassen. 

(Beifall) 

Meine Detmen und Herren, wir haben ausländische Gäste \inter uns. Es 
spricht jetzt zu ims Herr Dr.Kruisinga für die Christlich Demokra­
tische Partei Europas. Ich begrüße Sie herzlich \ind bitte Sie, das 
Wort zu nehmen, Herr Dr.Kruisinga. 

Dr.Kruisinga, EUCD: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren1 Gerne 
überbringe ich die Grüße der Union Europäischer Christdemokraten und 
der Christlich Demokratischen Unionsparteien meines eigenen Landes. 
Wir haben in Hollemd drei CDU-Unionsparteien, und Sie haben zwei. 
Wir hatten 80 Jahre drei Fraktionen und haben jetzt eine. Sie haben 
zwei Parteien und - auch jetzt - eine Fraktion. 

(Beifall) 

Sie sehen so, wie die Holländer und die Deutschen einander gleich 
sind. 
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Ich glaulse, heute überbringt zum erstenmal nach dem Kriege ein 
Holländer die Grüße der Christlich Demokratischen Parteien Europas. 
Ich tue das gern. Wir hahen als Völker viel zusammen.gelitten. Des­
halb will ich heute nicht an der ehrenvollen Geschichte Ihrer Partei 
xmd ihrer Gründer vorbeigehen. 

Adenauer, in der Nazizeit viel verfolgt, bat nach dem Kriege 
Deutschland aus den Ruinen herausgeführt. Nach dem Kriege waren es 
der Christliche Demokrat de Gasperi, der Christliche Demokrat 
Schumann und der Christliche Demokrat Adenauer, die den Grundstein 
für ein neues Europa gelegt haben. Damit haben die CDU und Adenauer 
einen essentiellen Beitrag für ein neues Deutschland geliefert, und 
was Adenauer für Deutschland getem hat, das hat er für Europa getan. 

(Beifall) 

Dafür sind alle CD-Parteien ihm und Ihrer Partei viel Dank schuldig. 
Auf diesem 25. Parteitag sprechen Sie über unsere Verantwortung für 
Deutschland. Das ist auch eine Frage der Menschenrechte. 

(Beifall) 

Es gibt in Amsterdam keine Mauer wie in Berlin, die einen kommunisti­
schen Norden von einem nicht-kommunistischen Süden trennt. Es gibt 
auch keine Mauer in Paris, Londen, Brüssel oder Rom. Aber wenn ein 
Teil Europas leidet, so leiden diese Städte alle, so leidet das 
ganze Europa. 

(Beifall) 

Die Mauer in Berlin ist nicht nur ein deutsches Problem, sondern 
sie ist ein europäisches Problem 

(Beifall) 

und damit eine Sache, die alle europäischen christlich demokrati­
schen Parteien angeht. 

Die europäischen christlichen Demokraten haben, getreu ihren anti­
totalitären Ursprüngen, immer die Regime angeprangert, die die Frei­
heit unterdrückten und die Kenschenrechte verletzten, unabhängig von 
der Ideologie dieser Regime. Wenn wir christlichen Demokraten über 
Menschenrechte sprechen, meinen wir natürlich auch politische Frei­
heit. Aber damit ist nicht alles gesagt. Unter Menschenrechten ver­
stehen wir auch Freiheit des Gottesdienstes, religiöse Freiheit, 
und auch davon ist imter diesen Regimen nichts zu spüren. 

(Beifall) 

Dananter verstehen wir auch Freiheit für die Eltern, Einfluß auf die 
Erziehung ihrer Kinder zu haben; 

(Beifall) 

wir lehnen Staatsunterricht ab. Es sind die CD-Parteien gewesen, 
die dafür in der Geschichte gekämpft haben, und wir müssen dafür 
weiterhin kämpfen. Wir verstehen unter Menschenrechten ferner die 
Freiheit für die christlichen Organisationen, und auch dafür muß 
jetzt noch gekämpft werden. 

Die christlichen Demokraten Europas sind von ihren Ursprüngen her 
verpflichtet, energisch zu protestieren gegen die Unterdrückung und 
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die Verletzung der Menschenrechte, denen die Bevölkerung der 
konmunlstisch regierten Länder noch heute vmä. wieder neu ausgesetzt 
ist. Die Weltöffentlichkeit muß darüber zutiefst schockiert sein. 
Zu diesen Situationen können, wollen und dürfen die europäischen 
christlichen Demokraten nicht schweigen. 

(Beifall) 

Anderthalb Jalire nach der Konferenz von Helsinki \ind wenige Monate 
vor der Wiederaufnaime der Arbeiten in Belgrad hat sich die Situation 
der Menschenrechte nicht gebessert. Eher das Gegenteil ist der Pall. 
Dazu paßt ein sehr scharfer Erotest. Die eviropäischen christlichen 
Demokraten müssen daher einen leidenschaftlichen Appell an alle 
demokratischen Kräfte Europas richten, damit diese Sache nicht 
länger verschwiegen wird, 

(Beifall) 

sondern das volle Licht der Öffentlichkeit darauf fällt. Eine ge­
meinsame Aktion zugunsten der Menschenrechte ist Jetzt mehr denn je 
notwendig. Dafür müssen wir als christliche Demokraten uns alle 
einsetzen, jeder von uns und wir alle zusammen. 

Kennedy hat gesagt: "Ich bin ein Berliner." Das sind wir in dem 
Sinne alle. 

(Beifall) 

Aber dabei haben die europäischen christlichen Demokraten einen 
speziellen Auftrag, eine spezielle Pflicht Europa gegenüber. Wir 
alle - die spanischen christlichen Demokraten, die italienischen 
christlichen Demokraten, die belgischen christlichen Demokraten, 
die deutschen christlichen Demokraten \ind die holländischen christ­
lichen Demokraten - haben einen gemeinsamen Auftrag. Wir sind alle 
Europäer, wir lassen uns Europa nicht wegnehmen. 

(Lebhafter Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagimgspräsidium: Haben Sie herzlichen Dank, 
Herr Dr. Kruisinga, für Ihre Ausführungen! Sie spüren am Beifall, 
daß der Parteitag Sie verstanden hat. 

Jetzt spricht zu \ins der Vorsitzende der Konservativen Volkspartei 
in Dänemark, Herr Dr. Poul Schlüter. 

Dr. Poul Schlüter (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren 1 Als wir im Herbst den Parteitag unserer Konser­
vativen Volkspartei in Dänemark abhielten, freute es uns, eine Hede 
von Herrn Kai-Uwe von Hassel zu hören. Die Nachricht von dem großen 
Erfolg Ihrer Partei bei den letzten Bundestagswahlen, die er uns 
überbrachte, und das Engagement, mit dem er sprach, gaben uns in 
einer Zeit, die sonst nicht die hellste in der Geschichte unserer 
Partei war, Hoffnungen. Heute ist es für mich eine tiefempfundene 
Freude, Ihnen eine solche Siegesnachricht zurückgeben zu können 

(Beifall) 

und Ihnen berichten zu können, daß die dänischen Konservativen 
nicht nur die Niederlage der letzten Wahlen zum Stillstand ge­
bracht haben, sondern daß wir unsere Stimmenzahl iim 5o % erhöht 
haben. 

(Beifall) 
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Ein altes dänisches Sprichwort sagt: In der Not muß man auf seine 
Freunde zählen können. Darf ich Ihnen für den Rückhalt und das Ver­
trauen, das Sie unserer Partei ständig, auch in der Zeit des Rück­
ganges, gezeigt haben, danken. 

Die Zeit des Rückganges ist aber vorüber. Eine konservative, christ­
lich demokratische Welle geht durch Europa. Wir haben es bei den 
Wahlen in Norwegen, in Schweden, in der Bundesrepublik Deutschland, 
bei den Teilwahlen in England und jetzt in Dänemark gesehen. Diese 
Welle ist in einem von der Krise betroffenen Europa entstanden, ei­
ner Krise, die im Grunde wirtschaftlich ist, die aber sehr leicht 
auch eine Krise für unsere ganze Zivilisation werden kann. Deshalb 
ist es dringend notwendig, daß die einzelnen Länder aufhören mit 
den ständigen verzweifelten Versuchen, die Probleme separat zu lö­
sen, daß die Europäische Gemeinschaft damit aufhört, sich in tech­
nischen Detailfragen zu begraben, und daß sie statt dessen ihre 
Verantwortung \mserer Zivilisation gegenüber einsieht und damit 
anfängt, die Probleme gemeinschaftlich zu lösen. 

(Beifall) 

Mitten in der Krise sehen mehr und mehr Bürger ein, daß es notwen­
dig ist, für das Erreichte in unserer Wirtschaft, für die Werte 
der Kultur und Tradition zu kämpfen, nicht nur innerhalb der Euro­
päischen Gemeinschaft, sondern über das ganze Europa hinweg, ja, 
weit in die Länder hinein, wo Diktaturen geglaubt hatten, mit 
eiserner Hand die Stimme der Freiheit für immer zum Schweigen ge­
bracht zu haben. Diese Millionen von Menschen können wir nicht im 
Stich lassen. 

(Beifall) 

Sie geben uns eine Verantwortung auch zum Kampf für die Freiheit 
des einzelnen. In diesem Kampf sind wir alle Mitglieder derselben 
Partei. 

Der große alte Staatsmann Ihrer Partei, Herr Konrad Adenauer, hat 
gesagt: "Die Sorge um die Gefährdung dieser Grundlagen, die Sorge 
um die Gefährdung der Freiheit und der Gleichberechtigung müssen 
uns heute zusammenführen gegen diejenigen Kräfte, die das freie 
Selbstbestimmungsrecht des einzelnen und der Völker verkennen." 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann (Tagungspräsidium): Herr Dr. Schlüter, haben 
Sie herzlichen Dank für Ihr Grußwort. 

Wir schließen mit den beiden Grußworten 'uaserer ausländischen 
Freunde diesen Tagesordnungspunkt ab. 

Ich rufe nunmehr Punkt 8 der Tagesordnung auf. Es spricht zu uns 
der Vorsitzende der Union in Deutschland, unser Freund Dr. Helmut 
Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit anhaltendem Beifall be-
grüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Dieser Düsseldorfer Parteitag ist nicht irgendein Parteitag. Dieser 
Parteitag findet statt nach einem der größten Wahlsiege unserer 
Partei, und diesen Erfolg haben wir gemeinsam hart erarbeitet. 

(Beifall) 
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Wir alle wollen nicht zulassen, daß dieser Erfolg zerredet wird, 
und wir wollen nicht zulassen, daß wir ihn gar selbst zerreden. 

(Beifall) 

Noch nie gab es in diesen Jahren eine so kämpferische Union. Noch 
nie gab es in diesen Jahren solchen Mut zum ganz persönlichen Be­
kenntnis unserer Freunde auf den Straßen und Plätzen unseres Landes. 
Deshalb sollten wir jetzt und zuerst an dieser Stelle lonseren vielen 
Millionen Wählern für ihre Treue, für ihre Überzeugungskraft und 
für ihre kämpferische Hingabe zu unseren Idealen danken. 

(Beifall) 

Ober 18 Millionen Wähler haben uns ihr Vertrauen geschenkt, und 
sie werden uns kritisch danach befragen, ob wir uns dieses Ver­
trauens würdig erweisen. Unsere Mitglieder und Freunde kämpften 
mit aller Kraft, und so will ich auch ganz persönlich als ihr 
Kanzlerkandidat all jenen danken, die mir dabei geholfen haben, mit 
ihnen gemeinsam dieses Wahlziel, diesen Wahlsieg zu erreichen. Ein 
einzelner kann gar nichts, weder der Bundesvorsitzende noch irgend­
einer von uns. Nur in der Gemeinschaft unserer Idee sind wir fähig, 
unser Ziel zu erreichen. 

(Beifall) 

Ich will all unseren hauptamtlichen Freunden sehr herzlich danken, 
die unverdrossen und unter mancherlei Schwierigkeiten draußen vor 
Ort ihre Pflicht getan haben und zu diesem Wahlsieg beitrugen. Ich 
will auch allen Freunden im Adenauer-Haus danken, die unter den 
schwierigen Bedingungen der sich wandelnden Ansprüche auch der 
Partei diesen Wahlkampf vorbereitet und'durchgestanden haben. 

Ein besonderes Wort des Dankes geht gerade in dieser Stunde an 
unseren Frexmd Kurt Biedenkopf, der hier einen Hauptteil der Arbeit 
geleistet hat. 

(Beifall) 

Er hat in den vier Jahren seiner Amtszeit immer wieder versucht, 
die Partei aiif ihre Grxindsätze zu befragen, das, was wesentlich 
ist, vom Alltag zu scheiden. Dafür danken wir und dafür danke ich 
ihm mit einem ganz besonders herzlichen Wort. Denn, meine Damen 
und Herren, wenn ein Mann seine beriifliehe Existenz in der Wirt­
schaft drangibt und diesen Job, wenn ich einmal so sagen darf, 
dieses Amt des Generalsekretärs übernimmt, setzt er damit auch 
Signale, die für uns alle ganz selbstverständlich werden sollten. 

(Beifall) 

Ich danke sehr herzlich unserem Bundesgeschäftsführer Karl-Heinz 
Bilke, der mit allen Freunden im Adenauer-Haus zum guten Gelingen 
dieses Wahlkantpfes beitrug. 

(Beifall) 

Ich danke sehr herzlich dem Mann, der ohne viel Aufhebens an erster 
Stelle mit darum besorgt war, daß wir das alles finanzieren konnten: 
unserem Schatzmeister Walther Leisler Kiep. 

(Beifall) 
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über eine Parteikasse zu reden, ist eine Sache. Eine Parteikasse 
in Ordnung zu halten, ist eine ganz andere Sache. Wir haben alle 
Grund, Walther Leisler Kiep für seinen Dienst an der Partei zu 
danken. 

(Beifall) 

Meine Preunde, dies ist zugleich der Bericht der B\uidestagsfraktion. 
Ich will jetzt auf diesem ersten Parteitag nach der Bundestagswahl 
auch unserem langjährigen Fraktionsvorsitzenden, unserem Freund 
Kaxl Carstens, für seinen Einsatz und für seine Hingabe herzlich 
danken. 

(Beifall) 

Lieber Karl Carstens, Si- haben in einer schwierigen Zeit vor über 
dreieinhalb Jahren damals dieses Amt übernommen. Sie haben es mit 
Bravoiir geführt unä. Sie haben uns allen mit Ihrer Pflichttreue ein 
großartiges Beispiel gegeben. Für uns alle ist es eine große Freude, 
heute den Präsidenten des Deutschen Bundestages Karl Carstens am­
tieren zu sehen. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, unser Erfolg verpflichtet uns alle und mich -
Sie werden dies verstehen - in einer ganz besonderen Weise. Ich 
werde ohne Wenn und Aber, aber auch ohne jedes Kraftmeiertum Partei 
und Fraktion führen. Politische Führung heißt für mich immer über­
zeugen, Diskussionen ermöglichen, notwendige Entscheidungen her­
beiführen. Politische Führung heißt, Aufgaben stellen und auch den 
Mut besitzen, ein klares Wort, wenn es sein muß, unter Freionden zu 
sprechen. Wir alle sind zuerst unserer Idee, unserer politischen 
Gemeinschaft verpflichtet. Ich werde es mit Ihrer Hilfe deshalb 
nicht zulassen, daß möglicherweise einzelne die eigene Karriere 
über das Interesse unserer Sache stellen. 

Dieser Parteitag findet in einer Zeit tiefgreifender Veränderungen 
von Staat und Gesellschaft statt, in einer Zeit, in der wir den 
Zerfall der Regierungspolitik erleben, in einer Atmosphäre, die 
bestimmt ist von zunehmenden Zweifeln der Bürger an der Politik, 
an den Politikern und an den Parteien. Meine Freunde, das Stich­
wort von der Staatsverdrossenheit macht die Runde. 

Damit ist für uns alle ein wichtiges Ziel dieses Parteitages 
fixiert: Es muß ein Parteitag der Konzentration auf unsere künftigen 
Aufgaben sein, auf unsere Pflichten für unser Vaterland. 

(Beifall ) 

Düsseldorf 1977 ist für uns der Auftakt für eine neue große poli­
tische Offensive: getragen von dem entschlossenen Willen, die 
stärkste politische Kraft unseres Landes zu bleiben und sobald wie 
möglich die Regierungsverantwortung für die Bundesrepublik Deut­
schland zu übernehmen. 

(Beifall) 

Die Fundamente unseres Erfolges sind solide: Unsere Partei befindet 
sich in einer guten Ausgangsposition. Ihre Attraktivität zeigt sich 
in den Zahlen: In den letzten vier Jahren sind über 500 000 neue 
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Mitglieder zu ims gekommen. Ein Viertel derer, die seit 1975 neu 
zu uns kamen, sind Frauen. 

(Beifall) 

40% der neuen Mitglieder sind jünger als 35 Jahre. 

(Erneuter Beifall) 

40 % sind Arbeiter und Angestellte. 

(Wiederholter Beifall) 

Mit einem Wort: Die Union ist endgültig eine Mitgliederpartei ge­
worden. 

Wir verfügen über die notwendige schlagkräftige imd leistungsfähige 
Organisation. Meine Freimde, es gibt nichts, was uns daran hindern 
könnte, auf diese Union und auf diese-unsere gemeinsame Leistung 
auch stolz zu sein. 

Viel zuviele - fürchte ich - auch in den eigenen Reihen haben ver­
gessen, welch großen Sprung nach vorne wir in diesen letzten Jahren 
getan haben. Noch 1972 - fünf Jahre ist das jetzt her - prophezeite 
man uns, daß die CDU nach ihrer Anlage strukturell eine Minder­
heitenpartei sein müsse, daß sie sich auf jene Schichten stützen 
würde, die in der Gesellschaft langsam aussterben und an Bedeutung 
verlieren. Wir haben gemeinsam diese Prognosen unserer Gegner ent­
scheidend widerlegt. Die CDU ist die Mehrheitspartei, und sie wird 
es bleiben, wenn wir selbst nur wollen. 

(Beifall) 

Der 3- Oktober hat bewiesen: wir haben die Chance zur Mehrheit. Den 
Erfolg brachte ein Wahlkampf, den wir grundsätzlich, den wir offen­
siv geführt haben. W i r haben die Themen bestimmt, und w i r 
haben die Regierung und Koalitionsfraktionen zur Reaktion gezwungen. 
Dies muß so bleiben, wenn wir die Zukunft bestimmen wollen. Nicht 
wir sind abhängig von dieser Regierung. Immer mehr zeigt sich: 
diese Regierung ist von der Union im Bundestag und Bundesrat ab­
hängig. 

(Beifall) 

Dies alles bestimmt unsere Verantwortung, aber auch unser Selbst­
bewußtsein. Wir haben die Sozialdemokraten im Wahlkampf in die 
Klemme gebracht; wir haben gar nicht vor, sie da herauszulassen. 
Wir wollen - tarn es sportlich zu sagen - die Kondition der Pairtei 
halten und stärken. Deswegen dürfen wir die Parteiarbeit nicht ver­
nachlässigen; im Gegenteil I Unsere Partei vmd ihre Organisation hat 
ihre eigene Bedeutung. Sie darf und sie wird nicht mehr zum Wahl­
verein werden. Sie darf auch nicht zum Anhängsel der Bundestags­
fraktion verkümmern. 

(Beifall) 

In der Zeit, die vor uns liegt, müssen wir in voller Konzentration 
die Auseinandersetzung mit der Regierung und mit den sie tragenden 
Koalitionsparteien führen. Die Bundesregierung versucht, dieser 
Auseinandersetzung auszuweichen. Ihr fortdauernder Ruf nach der 
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Alternative der Opposition ist nichts anderes als das Eingeständnis 
ihrer eigenen Ratlosigkeit. Die Regierung braucht mehr und mehr die 
Opposition als Rettungsring und als Ersatzmotor. Sie suggeriert der 
Öffentlichkeit, sie selber habe eine Antwort. In Wirklichkeit ent­
läßt sie sich dauernd selbst aus der Beweislast füi' ilire eigene 
Position. 

Der Bürger hat ein Recht zu wissen, was die Oppostion will. Aber 
wir werden nicht eine müde Regierung aus ihrer Pflicht entlassen, 
ihre eigene Politik zu definieren. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokraten haben bereits im Wahlkampf versucht, mit einer 
Papierflut der Regierungspropaganda - unter tätiger Mithilfe der FDP-
ihr Scheitern zuzudecken. Sie haben bedenkenlos Millionen an Steuer­
mittel verschleudert. Jetzt müssen der Bundeskanzler und. seine 
Regierung sich vom Bundesverfassungsgericht bescheinigen lassen, 
daß sie die Chsincengleichheit der Parteien verletzt und daß sie sich 
schwerer Verstöße gegen das Grundgesetz schuldig gemacht haben. 

Pur uns in der Union, meine Freunde, stellt sich die Präge: 
Alternative - wozu? Etwa zur Regierungserklärung, die doch keiner­
lei Konzept verrät, sondern bestenfalls Material für künftige 
Historikergenerationen bietet, um das Austrocknen von Phantasie und 
Verstand in sozialistischer Bürokratie zu belegen? 

(Beifall) 

Oder etwa Alternative zum Programm des Sozialismus? Ich frage: 
zu welchem Sozialismus, zu dem des Jochen Steffen, der Jusos, zu 
dem von Klaus Schütz und Georg Leber, zu dem Willy Brandts, Herbert 
Wehners, Egon Bahrs und der Sozialistischen Internationalen? Von 
Eppler zu Schmidt führt keine Brücke, jeder spricht eine andere 
Sprache. Sie sitzen auf verschiedenen Ufern, rufen sich von Zeit 
zu Zeit Belehrungen und Ermahnungen zu und lassen den Strom der 
Probleme mehr tmd mehr anschwellen. Wenn Helmut Schmidt heute -
dies haben wir doch erlebt - eine Entscheidung bekannt gibt, dann 
fragen wir uns nach den Erlebnissen mit der Rentenproblematik doch 
mit der deutschen Öffentlichkeit, ob das die endgültige, die revi­
dierte oder die endgültig revidierte Entscheidung ist. 

(Beifall) 

Hier kann man doch nur den Schluß ziehen: Die Sozialdemokraten 
haben abgewirtschaftet - im Bund, aber auch - und das müssen wir 
draußen deutlich machen - in den von ihnen regierten Ländern. Der 
SPD/FDP-Senat von Berlin stolpert von einem Skandal in den anderen, 
xind das in einem Augenblick, in dem die Stadt - der freie Teil 
Berlins - mehr denn je die Autorität der Regierung und kraftvolle 
Politik für die Stadt und die Freiheit der Stadt braucht. 

(Lebhafter Beifall) 

Der Hsuaburger Senat erschöpft sich in dem Wettstreit zwischen SPD 
und PDP, wer weiter links steht. Hier in Düsseldorf, in Nordrhein-
Westfalen, ist die Inkarnation von Pührungslosigkeit Teil der 
amtierenden Politik geworden. Heinz Kuhn überläßt immer häufiger 
den linken Ideologen das Spielfeld - wie jetzt in der Schulpolitik 
deutlich - und geht auf Reisen. 
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Uter Hessen, meine Freunde, redet man am besten gar nicht mehr. Hau 
stottert dort die Folgen der Helaba-Affäre ab und hält das für Ersatz 
von Politik. 

(Beifall) 

Das Scheitern der Sozialdemokraten ist nicht nur Ausdruck sprich­
wörtlicher Unfähigkeit, sondern auch Ergebnis eines politischen Stils 
und des Fehlens eines Konzeptes. Die Strategie des demokratischen 
Sozialismus besteht erstens in der Veirmsicherimg des Bürgers. Sie 
wechselt sprunghaft Positionen; sie will gezielt verwirren - in der 
Erwartung, daß dann die Entscheidungen leichterfallen. Zwei klassische 
Beispiele haben wir in diesen Tagen erleben müssen: den Rentenskandal 
und die Entwicklung in der Deutschlandpolitik. 

Wer sich noch an die Thesen des Kanzlers zur Eentenpolitik aus dem 
Wahlkampf erinnert \ind sie mit jener wechselhaften Tragödie nach dem 
Wahltag vergleicht, der kann dies - im Blick auf Millionen alter 
Mitbürger - nicht mehr bloß als ein mißlvmgenes Possenspiel abtun. 
Wenn der Kanzler uns im Wahlkampf wider besseres Wissen die Würde 
ohrietlicher Gebote vorhält, dann muß er wissen, daß mit dem Renten­
skandal gerade seine persönliche Glaubwürdigkeit im Kern getroffen 
ist. 

(Beifall) 

Was ist das für ein Mann, der uns vorhält: Du sollst nicht falsches 
Zeugnis reden wider Deinen Nächsten!, und aus Angst um den Macht­
verlust im gleichen Atemzug genau dieses falsche Zeugnis leistet? 

(Beifall) 

Auch in der Deutschlandpolitik werden bisher zwischen den Parteien 
unbestrittene Grundsätze von einem Regierungsvertreter in Ost-Berlin 
zur öffentlichen Diskussion gestellt. Der eine Koalitionspartner 
nennt das einen Skandal. Der Kanzler schweigt dazu. Wehner distan­
ziert sich von der Form und nicht.vom Inhalt. Bei Brandt und Bahr 
ist klar, wem ihre wirklichen Sympathien gelten. So höhlen die 
Sozialdemokraten systematisch Grundpositionen gemeinsamer deutscher 
Politik aus. Es ist kein Wunder - ich sage das mit aller Deutlich­
keit -, daß jetzt selbst die DDR-Führung Herrn Gaus zu loben beginnt. 

Die zweite Strategie des demokratischen Sozialismus besteht darin, 
gegen die eigene Politik von gestern lautstark zu Felde zu ziehen, 
•um das Wegräumen der eigenen Reformtrümmer von gestern als politi­
sche Großtat von heute zu feiern. Da wettert man mit biederer Miene 
gegen die Reformeuphorie, gegen überzogene Erwartungen in der 
Deutschlandpolitik, gegen eine wachsende Bürokratisierung. 

Meine Freunde, diejenigen, die heute so sprechen, sind die gleichen 
Leute, die bis gestern gerade diese Politik emphatisch betrieben 
haben 

(Beifall) 

und die jede Kritik daran als Friedensstörung, als Angstmache, als 
Schwarzmalerei denunziert haben. Ich frage mich immer wieder: Wel­
ches Bild von der Erinnerungsfähigkeit der Bürger der Bundesrepublik 
müssen Helmut Schmidt und seine Regierung haben? 

Gegen diese Entwicklung müssen wir, die Union, unsere eigene Strate­
gie setzen. Gegen diese Strategie der SPD, die zwangsläufig Vertrauen 
zerstören und unser Land in die Krise treiben muß, setzen wir unsere 
Politik . Wir wollen diesen unseren Weg nicht als taktische Grat-
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Wanderung, sondern auf der Basis unserer Grundsätze einschlagen. 
Heine Freunde, nicht bloß die Ablösuag der gegenwärtigen Regierung, 
sondern die Einleitung einer neuen Phase solider deutscher Politik 
muß das Ziel der Union sein. 

(Beifall) 

Wie muß dieser Weg aussehen? Es muß ein Weg der Politik der Glaub­
würdigkeit sein, nicht der Weg kurzatmiger Popularität, nicht der 
Weg des Verbeugens vor mächtigen Punktionären oder Organisationen 
mit modischen Sympathiebewegungen. Wer Mehrheit will, muß überzeu­
gen und darf nicht das jeweils aktuelle Ergebnis demoskopischer 
Befragungen anbieten. 

fBeifall") 

Von Konrad Adenauer stammt das kluge Wort, daß Zuverlässigkeit, 
Geradheit und Stetigkeit die besten Fundamente politischen Erfolges 
sind. Daran hat sich in xmserem Lande nichts geändert. 

(Beifall) 

Aus dieser prinzipiellen Situation, die auch unsere Glaubwürdigkeit 
begründen muß, definieren wir ebenfalls unser Verhältnis zu Sozial­
demokraten und Freien Demokraten. 

Wir, die Union, werden mit der FDP kompromißlos die Auseinandersetzung 
um die wirklich liberalen Positionen in der deutschen Politik führen. 
Anlaß gibt es genug dazu. Die Freien Demokraten sind mitverantwort­
lich dafür, daß an vielen deutschen Hochschulen - in Berlin, in 
Frankfvirt, in Meirburg - in ganzen Fachbereichen an die Stelle von 
Freiheit in Lehre und Forschung die Ilöglichkeit kommunistischer 
Indoktrination getreten ist. Ohne Freie Demokraten gäbe es dort 
sozialistische Schulpolitik überhaupt nicht. 

(Beifall) 

Vielfalt, Pluralität der Lehrmeinungen - dies ist doch die Grundlage 
wirklich liberaler und demokratischer Politik. Wir werden die Freien 
Demokraten in dieser Hinsicht offensiv an ihren Taten messen. Die 
Freien Demokraten werden überall auf unsere entschiedene Gegner­
schaft treffen, wo sie das Trittbrett für sozialistische Züge zimmern. 
Überall dort aber, wo sie sich wirklich liberale Positionen zu eigen 
machen, bieten wir - auch das gehört in unser Konzept - der FDP faire 
Partnerschaft an. 

Meine Freunde, aus der gleichen Position der Glaubwürdigkeit erteilen 
wir auch allen Hoffnungen auf eine Große Koalition, die hie und da 
gehegt werden, eine entschiedene Absage. 

(Beifall) 

Die Union wird nicht das Sauerstoffzelt für den in Atemnot geratenen 
Sozialismus in der Bundesrepublik sein. 

(Beifall) 

Wir setzen auf die Geschlossenheit und Kontinuität des Unionsgedaniiens. 
Wir sagen auch hier auf diesem Parteitag ganz offen: Wir haben unser 
Kreuther Problem gehabt. Daran ist nichts zu beschönigen und nichts 
zu verharmlosen. Dem Streit ist aber die Einigung gefolgt, auch wenn 
dieser unnötige Streit viele Wochen unsere Ki'aft gelähoit und viele 
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unserer Anhänger "bitter enttäuscht hat. Auch das gehört in diesen 
Bericht hinein. 

(Beifall) 

Im Zuge dieser Auseinandersetzung ist auch alles das ausgesprochen 
worden, was sich in langen Jahren der fiemeinsajnkeit zwischen den 
Schwesterparteien der CDU und CSU an Mißverständnissen angesammelt 
hatte. Ich glaube, wir können jetzt mit gutem Gewissen und mit gutem 
Grund feststellen: Wir haben ein neues, ein tragfähiges Fundament 
für CDU und CSU geschaffen. Daran wollen wir weiterbauen. 

(Beifall') 

Ich kann auch in Ziikunft nur mit aller Eatschiedenheit mit Ihnen 
gemeinsam - und dies werde ich tun - für die 'Kinheit der Union 
kämpfen. Ich will all jene warnen, die diese Einheit womöglich 
leichtfertig z\ir Diskussion stellen. 

Die wenigen Wochen der neu gewonnenen gemeinsamen Fraktion im Bundes­
tag zeigen, daß sich diese Gemeinsamkeit bewährt hat. Mit Franz Josef 
Strauß und Fritz Zimmermann haben wir mit allen Freunden der CSU 
diese gemeinsame Basis diskutiert und besprochen. Ich freue mich, 
daß mein Stellvertreter im Vorsitz der Bundestagsfraktion, Fritz 
Zimmermann, morgen \mser Gast sein wird. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir haben uns in allen wichtigen Sachfragen auch in 
diesen letzten Wochen in besonders kameradschaftlicher Weise mit 
den CDU/CSU-gefährten Ländern selbstverständlich geeinigt - ohne 
irgendeinen faulen Kompromiß. Wenn ich sage: "mit den CDU/CSU-ge-
führten Bundesländern", gilt das selbstverständlich auch für unsere 
Freunde in Saarbrücken und Hannover, die Teil dieser Gemeinschaft 
der Union sind. 

(Beifall) 

Das Ziel bleiben 51 % der Wählerstimmen. Koalitionsstrategie oder 
Mehrheitsstrategie: diese Scheinalternative sollten wir uns von 
niemandem aufschwatzen lassen. Durch eine mehrheitsfähige Politik, 
die überzeugt, weil sie in sich überzeugend ist, machen wir es den 
anderen immöglich, gegen die Union eine Koalition der Verlierer zu 
bilden. Wir müssen deshalb auf allen Ebenen unsere Anstrengimgen 
verstärken, in den Städten, in den Gemeinden, in den Landtagswahlen, 
die in den nächsten Jahren auf uns zukommen; denn, meine Freunde, 
wir verdanken unsere großartigen Wahlergebnisse nicht zuletzt der 
Tatsache, daß es uns endlich wieder gelungen ist, Rathaus für Rat­
haus zurückzugewinnen vmd in fast allen Ländern stärkste Partei zu 
werden. Das ist die Voraussetzung. 

(Beifall) 

Konfrontation oder Zusammenarbeit: auch das ist eine der Schein­
alternativen, die uns da aufgeschwatzt werden sollen. Natürlich 
weichen wir harter Auseinandersetzung nicht aus, wo SPD und FDP 
in der Koalition Positionen vertreten, die für uns nicht akzeptabel 
sind, vor allem aber wollen wir diese Regierung und die sie tragen­
den Parteien mit unseren eigenen, mit unseren besseren Lösungen 
konfrontieren. Unsere Mitbürger, meine Freunde, sind nicht konflikt­
scheu, wo sie spüren, daß ihre Sorgen verstanden werden, sie lehnen 
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nur eine totale Konfrontation ab, hinter der sicli nichts anderes 
als der Berufsstreit von Politikern verbirgt. Sie wollen keinen 
permanenten Wahlkampf, sie wollen nicht, daß wir Argumente, Positio­
nen und auch Politik immer dann verteufeln, wenn sie vom politischen 
Gegner kommen. Die anderen reden vom mündigen Bürger, wir wollen 
den mündigen Bürger der Biandesrepublik mit unserer Politik respek­
tieren. 

(Beifall) 

Wir werden unsere politische Offensive auf drei Ebenen führen: 
Wir werden weiterhin die grundsätzliche Auseinandersetzung mit SPD 
und FDP fortsetzen. Die SPD hat jetzt einen Orientierungsrahmen, 
aber offenkundig keine Orientierung. Wir werden unser Grundsatz­
programm im Jahre 1977 intensiv in allen Bereichen der Partei disku­
tieren und auf dem nächsten Parteitag 1978 verabschieden. Das 
Arbeitsprogramm der Paxtei werden wir nach Vorlage durch den General­
sekretär am Mittwoch hier auf dem Parteitag diskutieren und fest­
legen. 

Die Bundestagsfraktion hat in den wenigen Wochen ihrer Arbeitsmög­
lichkeit ihre ersten Arbeitsergebnisse vorgelegt. Die Große Anfrage 
zur Deutschlandpolitik zwingt die Regierung zu einer nüchternen Be­
standsaufnahme. In der Eentenpolitik - ich komme gleich noch darauf 
zu sprechen - werden wir im Laufe der nächsten Woche die entschei­
denden abschließenden Beratungen haben. 

Wir haben ein klares Nein zum vorliegenden Steuerpaket der Regie­
rung gesagt. Wir rufen allen unseren Bürgern im Lande zu: Die 
Grenze der Belastbarkeit des Bürgers ist erreicht. Wir haben das 
vor der Wahl gesagt, dies gilt auch nach der Wahl, und nach dieser 
Überzeugung wird gehandelt. 

(Beifall) 

Diirch unsere Große Anfrage zur Energiepolitik werden wir die Bundes-
regierinag zwingen, dieses Thema in sachlicher Weise vor der deutschen 
Öffentlichkeit zu behandeln. Während im sozialen, im wirtschaft­
lichen \md im internationalen Bereich die Grundlagen unserer her­
kömmlichen Ordnung erschüttert werden, lebt die Bundesregierung von 
der Hand in den Mund. Die Bürger spüren die Folgen dieser Politik. 
Zusätzliche Leistung lohnt nicht mehr, persönliche Initiative wird 
bestraft. Immer mehr unserer Mitbürger fürchten um ihre Arbeits­
plätze. Das Netz der sozialen Sicherheit wird brüchig. Die Zu­
kunft des einzelnen wird immer weniger kalkulierbar. 

Meine Freunde, für jeden, der Familie und Kinder hat, verschärfen 
sich diese Probleme. Der Lebensstandard sinkt, die Kinder werden 
immer neuen Belastungen unterworfen, und es ist offenkundig, daß 
ihre Bildungs- und Berufschancen sinken. In dieser Situation er­
leben wir eine Regierung, die die Sorgen der Büi'ger offensicht­
lich gar nicht wahrnimmt, die zunehmend handlungsunfähig ist, die 
die wahren Sachverhalte verschleiert, die vor allem dem Bürger 
immer tiefer in die Tasche greift, indem sie selbst immer weniger 
leistet. Auch das gehört zur Wirklichkeit der Bimdesrepublik. 

(Beifall) 

Es muß uns nachdenklich stimmen, daß immer mehr unserer Mitbürger 
den Staat als Last und weniger als ihre Hilfe empfinden. Der Bun­
despräsident hat das kürzlich in einer Bilanz treffend formuliert. 
Er sagte: "Die seelische Temperatur in unserem Lande sinkt... Die 
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Preiheit einer Gesellschaft, in der der einzelne immer melir isoliert 
lind damit seiner sozialen Wirlmngsmögliclikeiten beraubt wird, ist 
in Gefaiir. Wir müssen dieser Gefahr begegnen, wenn wir der Vermas-
siing entgehen wollen." Wir können dieses Urteil unseres Staatsober­
hauptes ohne jedes Wenn und Aber nur unterschreiben. 

(Beifall) 

Dies ist die präzise Momentaufnahme unserer Gesellschaft. Sozialis­
mus, der Neid \md Mißtrauen zu seinem gefährlichsten Waffenarsenal 
zählt, muß eine Gesellschaft in die Verdrossenheit, in Resignation 
und Defaitismus treiben. Der einzelne fühlt sich überfordert, weil 
er sich gegängelt sieht. Weil immer mehr Sachverhalte des sozialen 
Lebens geregelt werden, wächst der Druck zur Anpassung, wächst der 
Druck, jedes Risiko, jede eigene Entscheidung,die Zivilcourage er­
fordert, zu vermeiden. So weit hat sich dieses Land von jener Offen­
heit, Risikobereitschaft, von jenem selbstverständlichen,offenen 
Wagemut und jener Lebensfreude entfernt, die zu Zeiten Konrad Ade­
nauers, Ludwig Erhards und Kurt Georg Kiesingers diese Bundesrepu­
blik prägten. 

Nicht mehr der freie selbstverantwortliche Bürger ist das Maß aller 
Dinge, sondern die Forderung wohlfeiler Ideologie, Ansprüche mäch­
tiger Gruppen und das Interesse umfassender Büroki-atien. Keine von 
diesen Gruppen ist gefeit vor dem Gewände elitärer Arroganz. Unsere 
Mitbürger spüren das. Sie verlieren Vertrauen zu einer Politik, die 
an der Oberfläche materieller Fragen abgleitet. Wir müssen zur 
Kenntnis nehmen, meine Freunde, daß viele unserer Mitbürger Angst 
haben, Angst vor der Zukunft, daß sie verunsichert sind, unsicher, 
ob wir der Folgen, die wir ausgelöst haben, noch Herr werden. Wir 
beginnen zu zweifeln, ob die herkömmliche Art, Politik zu betrei­
ben, neuen Herausforderungen noch angemessen ist. Wenn die Sorgen 
und Ängste der Menschen - und das muß sich jede demokratische Par­
tei ins Stammbuch schreiben - den Parteien entgleiten, suchen sie 
den Halt anderswo. Staatsverdrossenheit ist aber nicht der Boden, 
auf dem Freiheit und Sicherheit wachsen, schafft nicht die Atmo­
sphäre, in der wir die Probleme der Welt von heute und morgen 
meistern können. 

(Beifall) 

Die Umbrüche in den tieferen Schichten der menschlichen und gesell­
schaftlichen Wirklichkeit stellen die eigentliche Herausforderung 
für uns dar: unserem Volk, unserem Staat ein neues Vertrauen zu 
sich selbst und zu seinen Parteien zu geben. Das war doch die Lei­
stung nicht zuletzt der Christlich Demokratischen Union beim Wieder­
aufbau. 

Heute warten immer mehr Mitbürger mehr denn je darauf, daß wir diese 
Leistung gemeinsam mit ihnen neu erbringen. Es geht um die geistige 
Sicherung unserer freiheitlichen Ordnung. Darin sehen wir den ent­
scheidenden Auftrag zum Ausgang dieses Jahrhunderts. 

(Beifall) 

Die Probleme des Tages - wer will es bestreiten - wiegen schwer. 
Sie liegen vor uns, sie beanspruchen unsere ganze Aufmerksamkeit. 
Aber sie verstellen uns auch leicht den Blick in die Zukunft, Vor 
50 Jahren haben wir ja nicht nur Trümmer beseitigt, sondern gemein­
sam eine neue Ordnung in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft a\xfge­
baut. Damals wie heute wuchsen bzw. wachsen uns die Kräfte, der Mut 
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und die Opferbereitschaft aus den Idealen zu, denen wir verpflichtet 
sind. Sie haben sich in diesen 30 Jsüiren in nichts geändert. 

Die Union trägt die Hoffnungen vieler Henschen, die Hoffnungen da­
rauf, daß es gelingt, auch in einer modernen Welt Freiheit weder in 
Systemzwängen ersticken noch in den Händen von Bürokraten verkümmern 
zu lassen. Für uns, die CDU, ist das Maß des Fortschritts auch immer 
das Maß der Freiheit. Den Fortschritt der Gesellschaft in Freiheit 
zu sichern - das ist unser christliches und unser freiheitlich-libe­
rales Erbe; die Freiheit der Menschen zu schützen und zu wahren -
das ist unser konservativer Auftrag; ihre gesellschaftlichen Bedin­
gungen zu sichern - das ist unsere christlich-soziale Pflicht. 

Am Beginn der westlichen Demokratie staind die skeptische Frage von 
Alexis de Tocqueville, ob denn am Ende die demokratische Freiheit 
von der demokratischen Gleichheit nicht erdrückt werde. Das ist die 
erste Vorahnung davon, daß eines Tages Freiheit oder Sozialismus die 
Schicksalsfrage einer Epoche sein wird. 

(Beifall) 

Unsere Aufgabe ist es, meine Freunde, in den letzten 25 Jahren die­
ses Jahrhunderts, die ja die Schwelle zum dritten Jahrtausend sind, 
durch Wort und Tat zu beweisen, daß eine gerechte, menschliche Ge­
sellschaft nur als eine freie und nicht als eine gleiche Gesellschaft 
denkbar und möglich ist. Unsere Aufgabe ist es, unmißverständlich zu 
sagen, wofür wir als Union stehen, welche Aufgaben wir anpacken wol­
len und wie unsere Prioritäten aussehen. 

Deswegen ein klares Wort zu diesen Prioritäten. Eine unserer Priori­
täten - ich füge hinzu: im Bereich der Innenpolitik - ist auf die 
ZukunftsChancen unserer jxmgen Generation in Bildung und Beruf ge­
richtet. 

(Beifall) 

Meine Freunde, mit steigender Sorge beobachten wir als Eltern, als 
Verwandte, als Freunde junger Leute, wie die Zuk^inftschsmcen der 
jungen Generation schwinden. Immer mehr junge Leute sehen sich um 
den Erfolg ihrer Ausbildung betrogen, stehen vor verschlossenen 
Türen. Resignation bei der jungen Generation ist der bitterste Vor­
wurf an die politisch Verantwortlichen, die Solidarität gegenüber 
einer ganzen heranwachsenden Generation verletzt zu haben. Wenn 
der Satz richtig ist, daß die Jugend die Zukunft eines Volkes ist, 
dann hat diese Bundesregierung in sieben Jahren mit der Zukunft 
Deutschlands Raubbau getrieben. 

(Beifall) 

Wir in der Union wissen: Die Familien- xmä. Bildungspolitik entschei­
det über die Zukunft unseres Vaterlandes. Hier geht es zunächst und 
vor allem um die Grundlagen des sozialen Friedens, um die Solidari­
tät der Generationen, um den Bestand freiheitlicher Demokratie 
schlechthin. Deswegen werden m r erzvnngen, daß die Familienpolitik 
ein neues, ein besseres Gesicht bekommt. 

(Beifall) 
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Die Lebensbedingungen der Familie müssen so verbessert werden, daß 
es sich Familien ideell und materiell leisten können, Kinder zu ha­
ben, auch vdeder mehr als zwei Kinder. 

(Beifall) 

Wir wissen aus Untersuchungen \ind Umfragen, daß sich viele Familien 
mehr Kinder wünschen, als sie haben. Wenn sie dennoch keine oder 
wenige Kinder haben, so geschieht das oft genug im Grunde gegen ih­
ren Willen. 

Uns geht es Jetzt nicht darum - das sage ich warnend -, Familien­
politik mit Bevölkerungspolitik gleichzusetzen. Familienpolitik, wie 
wir sie verstehen, ist viel, viel mehr. Familienpolitik muß den Men­
schen, die die Erziehung von Kindern als sinnvolle Lebensaufgabe 
sehen, die Möglichkeit dazu erleichtem. Das ist die erste Prämisse 
unserer Familienpolitik. 

(Beifall) 

Wir müssen wieder begreifen, daß die Familie der Ort ist, an dem 
das Kind zuerst Persönlichkeit gewinnt, zur Gemeinschaft angeleitet 
wird, Wertbewußtsein erlernt. Was in der Familie nicht geleistet 
wird, können eben staatliche, kommunale. Einrichtungen - wenn über­
haupt - nur schwer \ind häufig nur unzureichend bewirken. 

Wir werden weiter dafür arbeiten, daß die Frau im Laufe ihres Le­
bens ihre Wedilfreiheit sichern kann, sowohl in der Bildimg als auch 
im Beruf, aber auch durch die Stärkung und die soziale Absicherung 
ihrer Rolle als Hausfrau und Mutter. 

(Beifall) 

Deswegen treten wir für die eigene soziale Sicherung der Frau, für 
Partnerrente und Erziehungsgeld ein. 

Wir brauchen eine Neubesinnung auf die vorrangigen Sozialaufgaben. 
Vor vins liesen Probleme neuer Art. Wir können einfach nicht länger 
darauf hoffen, daß sie sich allein mit wirtschaftlichem Wachstian 
gleichsam von selbst lösen. Wir alle müssen umdenken, auch im so­
zialen Bereich. Ich sage das auf einem Parteitag zu einer Zeit, in 
der wir sehr genau wissen, daß wir zunächst die öffentlichen Kassen 
in Ordnung bringen müssen. Aber, meine Damen und Herren, jetzt sparen, 
solide wirtschaften,vernünftig wirtschaften schließt doch nicht aus, 
den Trend der Entwicklung unserer Gesellschaft richtig vorauszuse­
hen und,wenn die Dinge wieder in Ordnung gekommen sind, dann auch 
finanziell neue, richtige Daten setzen zu können. 

(Beifall) 

Dieser Finanzvorbehalt gilt ebenso wie die Tatsache, daß der Sozial­
etat in Höhe von etwa 3OO Milliarden DM nicht weiter ausgeweitet 
werden kann. Aber wir können und müssen vorhandene Mittel rationel­
ler, sparsamer und sozial gerechter einsetzen. 

Sozialpolitik im Zeichen knapper Kassen bedeutet notwendigerweise 
auch, die Sozialleistungen des Staates zu durchforsten und viel­
leicht auch Jene Leistungen auszusondern, die früher einmal gerecht­
fertigt waren, die aber heute weder soziale Not lindern noch der 
sozialen Gerechtigkeit dienen. Ich weiß, das ist im Einzelfall sehr 
unpopulär. Aber es ist dennoch sachlich geboten, und ich bin zutiefst 
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davon überzeugt, daß eine steigende Zahl \mserer Mitbürger sehr ge­
nau spürt, ob eine Politik bloß etwas verspricht, und eben immer 
mehr unserer Mitbürger begriffen haben, daß bloße Versprechungen am 
Ende niemandem nützen. 

Die Bürger der Bundesrepublik sind zu Opfern bereit, wenn sie ver­
nünftig begründet werden von einer Regierung, die Vertrauen ver­
dient, und wenn nicht nur einige Gruppen, sondern alle gleichmäßig 
und ausgewogen von Opfern betroffen verden. 

(Beifall) 

Es ist nicht altmodisch, sondern hochmodern und auch zweckmäßig, 
die Erziehungsfimktion der Familie gegenüber der Schule neu zu 
stärken. Die Konflikte, die sich neuerdings und in zunehmendem 
Maße zwischen sozialistischen Erziehungspolitikem und Eltern in 
fast allen Bereichen der Bundesrepublik entzündet haben, sind neue 
Kuturkämpfe, denen wir unsere ganze Aufmerksamkeit widmen müssen. 

(Beifall) 

Ich erinnere nur - unser Freund Heinrich Köppler sprach davon - an 
die Diskussion über die "Kooperative Schule" hier in Nordrhein-
Westfalen. Hier wird erneut versucht - und zwar gegen den ent­
schlossenen Protest von Eltern, Jugendlichen und Lehrern -, mit 
einem falschen Etikett eine Zwangsbeglückung einzuführen. 

(Beifall) 

Unsere Schulen brauchen nicht ständig neue Experimente; sie brauchen 
die notwendige Ruhe für ihren erzieherischen Auftrag. Das müssen 
wir gewährleisten! 

(Erneuter Beifall) 

Wir erleben auch jetzt wieder, daß die Bildungspolitik der Koali­
tion einseitig auf das Leitbild des Abiturs programmiert ist. Neuer­
dings kommt ein neues "Recht" zur Sprache, das "Recht auf Uber-
qualifikation". In Wirklichkeit lassen Sozialdemokraten \md Freie 
Demokraten im Alltag der beruflichen Bildung kaum mehr eine Chance. 
Als ob die Zahl der Abiturienten das realistische Kriteri\im für 
den Wert eines Bildungssystems wäre 1 

Die Bildungspolitik der Koalition ist auf die "Verselbständigung 
des Bildungswesens", auf die - wie es so schrecklich heißt -
"Entkoppelung" von Bildungssystem und Beschäftigungssystem angelegt. 
Damit ist die Sozialdemokratie dabei, das letzte wirklich stabile 
Element in unserem Bildungssystem auch noch zu ruinieren. 

Vorrangig müssen wir jetzt Ausbildungs- lond Arbeitsplätze in der 
Größenordnung von mehr als einer Million für die geburtenstarken 
Jaihrgänge der 70er imd der 80er Jahre schaffen. Das ist eine ge­
waltige Herausforderung an uns alle. Aber bereits in den 90er 
Jahren werden wir eine erhebliche Lücke an qualifiziertem Nachwuchs 
haben, vor allem im Bereich der mittleren Qualifikationen, ange­
fangen beim Facharbeiter bis hin zu den Ingenieurberufen. 

Angesichts dieser unstreitigen Tatsachen nimmt es sich geradezu 
abenteuerlich aus, daß die Bildungspolitik der Koaliton heute viel 
von denen "ausmustert", die wir morgen, die wir für die Zukunft 
unseres Landes dringend brauchen. 

(Beifall) 
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Deswegen müssen wir alle zusammen diese Aufgabe schnell und un­
bürokratisch lösen. So will ich hier und heute von diesem Partei­
tag alle unsere Freunde draußen und auch uns alle hier im Saal auf­
rufen zu einer Ausbildungsoffensive '77- Wir wollen uns an alle 
wenden - vor allem aji alle unsere Freunde -, die in der beruflichen 
Bildung Verantwort\mg tragen: Stellen Sie, wenn irgend möglich, 
zusätzliche Ausbildungsplätze zur Verfügung! 

(Beifall) 

Wir haben im Bereich der Wirtschaft und des Handwerks in den 
letzten Monaten großartige Beispiele für eine staatspolitische Ge­
sinnung erlebt. Dennoch lassen Sie mich hier an alle, die noch nicht 
den entscheidenden Schritt getan haben, appellieren: Helfen wir ge­
meinsam der ĵungen Generation, dann helfen wir unserer eigenen Zu­
kunft: 

(Beifall) 

Wir worden diesen Aufruf auch noch in diesem Sommer in eine parla­
mentarische Initiative timsetzen. Für uns in der Union hat auch in 
Ziikunft die berufliche Bildung weiterhin Priorität. Was sich auf 
den letzten Parteitagen sowie in einer Fülle von parlamentarischen 
Initiativen und Gesetzesvorschlägen im Btmdestag, im Bundesrat und 
in den Landtagen herausgestellt hat, wollen wir jetzt realisieren. 

Aber,meine Freunde, auch das gehört in den Bericht eines Partei­
vorsitzenden: die selbstkritische Frage an uns. Müssen wir uns nicht 
auch selbst fragen, ob wir nicht häufig genug sozialistische Rahmen­
richtlinien bekämpft und dabei doch manchesmal Entwickl\ingen mitge­
macht haben, die nur fortschrittlich verbrämt waren? 

(Beifall) 

Es ist jetzt die Stunde, den Mut aufzubringen, Fehlentwickltingen 
nicht nur als solche zu erkennen, sondern auch selbstkritisch und 
im eigenen Lager kompromißlos zu korrigieren. 

Ich finde, es steht uns gut an, unter diesem Gesichtspunkt manchen 
Parteitagsbeschluß und manchen Beschluß kulturpolitischer Kongresse 
der Union einmal selbstkritisch zu betrachten. 

(Beifall) 

Wir werden uns in diesem Jabr a\if einem eigenen Fachkongreß auch 
die Freiheit nehmen, z\i sagen, was von dem, was in der Vergangen­
heit beschlossen wurde, heute haltbar ist und was nicht. Es ist 
keine Schande, wenn man bereit ist, dazuzulemenl 

(Lebhafter Beifall) 

Unsere Schulen müssen zuallererst wieder Stätten der Bildung und der 
Erziehung sein imd nicht Trainingslager zum Züchten gesellschaft­
licher Konflikte. 

(Erneuter Beifall) 

Die Schule ist kein Amt für gesellschaftliche Manipulationen; sie 
ist kein beliebig verfügbares Instrument der Gesellschaftspolitik. 
Sonst verliert diese Schule ihre Humanität. Wir wollen, daß in 

34 



unseren Schulen der Tradition unserer Kultur gedient wird und daß 
nicht Jeder Mode hinterhergelaufen wird. 

(Beifall) 

Die Mittel des Staates sind hekanntlich hegrenzt, und neben den 
Ansprüchen vmd Notwendigkeiten der Bildungspolitik stehen die An­
sprüche und Leistungen für andere Gruppen. Deshalh muß die Bildungs­
politik auch ihren Beitrag zur Solidargemeinschaft der Generationen 
leisten. 

Und damit ein Wort zum Thema "Renten- xmi Krankenversicherungs­
politik" : Am vordringlichsten ist die Lösung der Probleme in der 
HentenfinELQzierung. Die Vorgänge in der Renten- und Krankenver­
sicherungspolitik, die wir jetzt seitens der Bundesregierung erlebt 
haben, bleiben skandalös. Die Pläne der Bundesregierung zur Sanierung 
der Rentenversicherung dürfen so nicht Gesetz werden. 

(Beifall) 

Mit dem Versuch, die Bruttolohnbezogenheit der Rente auszuhöhlen, 
werden tragende Stützpfeiler aus tinserem Rentensystem herausge­
brochen, wird der Manipulation Tür und Tor geöffnet und wird das 
Vertrauen von Millionen von Rentnern vmd Beitragszahiejm, die auf 
den gültigen, funktionierenden Generationenvertrag gebaut haben, in 
unverantwortlicher Weise aufs Spiel gesetzt. 

Wir werden eine Aushöhlung des vor allem von uns geschaffenen und 
bewährten Rentensystems nicht zulassen. Allen Zweiflern sei gesagt: 
Die Union wird auch in dieser schweren Stunde der Rentenversicherung 
die Kraft zu einer klaren Perspektive auf festen ordnungspolitischen 
Fundamenten aufbringen. Wir lassen uns nicht zu bloßen Buchhaltern 
und Gefangenen eines von der Bundesregierung vorgelegten und keines­
wegs rundum abgesicherten Zahlenrahmens machen. 

Wir lassen uns von folgenden Grundsätzen leiten. Erstens:Die brutto­
lohnbezogene Rente darf nicht angetastet werden. Zweitens: Die 
notwendigen Opfer müssen ausgewogen verteilt werden. Die indivi­
duelle Leistungsfähigkeit des Betroffenen ist zu berücksichtigen. 
Eine Politik, die alles über einen Leisten schlägt, ist nicht die 
Politik der Union, die vor allem auch dem einzelnen in unserem 
Lande verpflichtet ist. 

(Beifall) 

Drittens: Die MaßnsLhmen z\ir Sanierung der Rentenversicherung müssen 
die vom Bundesverfassungsgericht bis 1984 geforderte Gleichstellung 
von Mann und Prau im Rentenrecht erleichtern und dürfen sie nicht 
erschweren oder unmöglich machen. 
Diese Grundsätze sind in unserem Konzept enthalten, das wir in der 
Bundestagsfraktion jetzt erstmals gemeinsam mit unseren Ländern 
diskutiert haben und worüber wir abschließend am "IJ-März, also in 
der nächsten Woche,beraten werden. 

In der Gesundheitspolitik steht für uns fest: Die soziale Wirksam­
keit und die Preiheitlichkeit unseres bewährten Gesundheitswesens 
dürfen nicht durch eine mangelnde ökonomische Effizienz ausgehöhlt 
werden. Ziel muß bleiben, daß medizinisch-technischer Fortschritt 
auch in Zukunft für alle kranken Bürger finanzierbar -und erreichbar 
ist. 

(Beifall) 
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Aber gerade zu diesem Satz gehört auch, daß wir sagen: Wer sich heute 
nicht gegen die Kostenflut stemmt, bereitet den Boden für jene fal­
schen Kropheten, die die Verstaatlichung des Gesundheitswesens wollen. 

(Beifall) 

Die Weiche, die die Bundesregierung jetzt mit ihren Vorschlägen 
stellt, weist in die falsche Richtung. Es wird erneut ohne Not staat­
lich reglementiert; die Bundesregierung entläßt sich selbst aus der 
Verantwortung; bewährte ordnungspolitische Grundsätze werden verraten; 
das Hroblem der Krankenversicherung der Rentner bleibt im Endeffekt 
ungelöst. 

Unsere Position ist: Wir müssen besonderes Gewicht auf die ordnungs­
politisch richtigen Ansätze legen. Das heißt, die Selbstverwaltung 
und alle am Gesundheitswesen Beteiligten müssen durch eine Konzer­
tierte Aktion in Pflicht genommen werden, ohne daß die Gesamtverant­
wortung des Staates eingeschränkt wird. Erst wenn die Möglichkeiten 
einer freiwilligen und einer freiheitlichen Lösung nicht zum Ziele 
führen, erst dann darf zum Mittel einer staatlichen Reglementierung 
durch gesetzliche Vorschriften gegriffen werden. Die Erfahrungen der 
30 Jahre Bundesrepublik sprechen auch in diesem Felde der Politik 
für eine freiwillige \md vor allem freiheitliche Lösung der anstehen­
den Konflikte. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich habe in diesem Bericht bewußt die Fragen der 
geistigen und sozialen Kultvir unserer Gesellschaft in den Vorder­
grund gestellt. Ich sehe darin auch eine entscheidende Voraussetzung 
für eine Verbesservmg der wirtschaftlichen Lage der Bundesrepublik. 
Wirtschaftspolitik - dies ist eine der Lehren Ludwig Erhards - ist 
keine technokratische Angelegenheit. Wenn wir mit den Problemen, die 
uns aufgegeben sind, fertig werden wollen, müssen wir von dem sozia­
len Charakter unserer Sozialen Marktwirtschaft ausgehen, von den 
sozialen und von den geistigen Energien, die wir stets von neuem 
einbringen müssen. 

Soziale Marktwirtschaft , meine Freunde, ist nicht als bloße Summe 
von Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik zu konzipieren. Mit der 
Sozialen Marktwirtschaft hat die CDU für die ganze Bundesrepublik 
eine ordnungspölitische Entscheidung getroffen, welche die wirt­
schaftliche Freiheit mit sozialer Bindung und Verpflichtung verbin­
det. Die Entscheidung für diese Wirtschaftsordnimg war nicht nur 
die Entscheidung über einen überlebten Kapitalismus, sondern für 
eine neue Wirtschaftsordnung die ein Höchstmaß an Freiheit und 
sozialer Sicherheit sichert. 

Viele haben vergessen - auch im eigenen Lager, und deswegen muß da­
ran erinnert werden -: Die Entscheidung für die Soziale Marktwirt­
schaft erfolgte nicht allein und nicht zuerst aus ökonomischen, son­
dern vorrangig aus ethisch-moralischen Gründen. 

(Beifall) 

Wir sehen in der Sozialen Marktwirtschaft nicht eine ökonomische 
Zweckmäßigkeitsordnung, sondern eine freiheitliche, eine gerechte 
Gesellschaftsordnung, eine notwendige Entsprechung zu unserem 
demokratischen Grundgesetz. 

(Beifall) 

Und diese gr\indsätzlichen Unterschiede, meine lieben Freunde, im 
ordnimgspolitischen Denken zwischen der Union und der SPD sind bei­
leibe nicht aufgegeben. Das Godesberger Programm der SPD hält am 
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Ziel des demokratischen Sozialismus fest, imd der Orientierungs-
raiimen '85 präzisiert die Schritte zu diesem Ziel. Deshalb ist es 
gar kein Wimder, daß neben verbalen Bekenntnissen zur Marktwirtschaft 
nach wie vor die Verkündigung einer Zukunftsgesellschaft des demo­
kratischen Sozialismus steht. Notwendig bleibt die Rückkehr zur 
marktwirtschaftlichen Ordnungspolitik. Deshalb brauchen wir ein um­
fassendes, ein wirklichkeitsnahes Erogramm des Tages und keine neue 
Wirtschaftsordnung. Wenn die Regierung in den zentralen Struktur­
fragen versagt hat, dann ist der Ausweg nicht die Überwindung unse­
rer Wirtschaftsordnung, sondern dann gilt es, diese Aufgaben anzu­
packen. Dazu gehören: 
1. Die Energieversorgung der Bundesrepublik muß sichergestellt wer­
den, weil es ohne Energie weder wirtschaftliche noch soziale Sicher­
heit gibt. Aber es gibt eben ziu? Stunde kein effizientes Energie­
programm dieser Regieriing. Wir haben in diesem Augenblick drei Auf­
gaben: 
- Wir müssen den einheimischen Energiequellen, vor allem der Kohle, 
unsere besondere Aufmerksamkeit schenken; 

- wir müssen unsere Vorratshaltung entsprechend einstellen, 
so daß wir einen Paffer gewinnen gegen aprupte Liefer\ingsboykotte; 

- wir müssen dafür sorgen, daß wir unsere Energieimporte so unab­
hängig wie möglich halten. Gerade deshalb brauchen wir neben dem 
öl aiich die Kernenergie in der Bundesrepublik. In absehbarer Zeit 
gibt es hierzu keine realistische Alternative. 

(Beifall) 

Unsere Vorstellungen zu diesem Thema in Detail werden wir in den 
nächsten Wochen im Zusammenhang mit einer Großen Anfrage im Parla­
ment und auf einem eigenen Fachkongreß in Hannover im Laufe dieses 
Jahres auch im Rahmen eines öffentlichen Hearings vortragen. 

Die langfristige Sicherung der Energieversorgung der Bundesrepublik 
ist aber für uns kein bloßes parteipolitisches Thema. Gerade im Hin­
blick auf die langfristigen nationalen Auswirkungen sollten Entschei­
dungen in diesem Bereich nicht mit knappsten Mehrheiten gefällt 
werden. Wir bieten unsere Hand zu einer vernünftigen Zusammenarbeit 
im Bereich der Energiepolitik an. Aber dann muß auch sichergestellt 
werden, daß sich die anderen, vor allem die Sozialdemokraten und 
Teile der FDP, bereitfinden, auch unpopuläre Maßnahmen draußen vor 
Ort mitzutragen. 

• (Beifall) 

Wenn wir die wirtschaftliche Lage verbessern wollen, müssen wir vor 
allem begreifen, daß unsere Wirtschaft eine bessere Chance zur 
Eapitalbildung braucht. Es ist eben nicht so, wie Willy Brandt ein­
mal in schöner Einfalt sagte, die Wirtschaft sei eine Kuh, die man 
melkt. Dies alles ist wenig dazu angetan,ein positives Investitions­
klima zu schaffen. Wir brauchen überdurchschnittlich steigende In­
vestitionen bei Verbesserung auch der Ertragsaussichten. Erst dann 
können wir wieder stetes Wachstum erreichen, ohne das Stabilitäts­
ziel aufgeben zu müssen. 

Aber, meine Freunde, wenn wir die Eapitalbildung unserer Unterneh­
men stärken, dann müssen wir auch die Vermögensbildung der Arbeit­
nehmer mit einbeziehen. Der volkswirtschaftliche Sparprozeß, den 
wir brauchen, muß den Arbeitnehmern die Teilnahme am Zugewinn des 
realen Zuwachses unserer Wirtschaft ermöglichen. Ohne breit ange­
legte Vermögensbildung - dies wissen wir seit Gründung dieser Bun­
desrepublik - läßt sich eine dauerhafte, stabile Soziale Marktwirt­
schaft eben nicht ermöglichen. 

(Beifall) 
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Wir sind die Partei, die sich zum Eigentum 'bekemit, die Eigentum 
ausbauen und nicht abhauen will. Die Regierung hat bis jetzt nichts 
getan, um die Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand vind die Kapital­
bildung der Unternehmen wesentlich zu verbessern. 

Zu dem Bild Sozialer Marktwirtschaft gehört auch eine bewußt gestal­
tete Wettbewerbsordnung. Diese Wettbewerbsordnung ist die notwendige 
Ergänzung zu einer Politik wirtschaftlicher Stabilität und wirtschaft­
lichen Wachstums. Gewinn, meine Freunde, wird erst durch den Wettbe­
werb auch legitimiert. Die Wettbewerbsordnung in der Bundesrepublik 
bedarf dringend einer Weiterentwicklung. Das massenweise Ausschalten 
vieler Klein- und Mittelbetriebe hat den Wettbewerb verringert und aus 
unserem gesellschaftspolitischen Verständnis zu gänzlich unerwünschten 
Zusammenschlüssen geführt. 

Ausgangspurürt unserer mittelstandspolitischen Initiativen bleibt 
das strukturpolitische Aktionsprogramm, das wir zu Beginn der letzten 
Legislaturperiode im Bundestag eingebracht haben. Wir werden jetzt 
bald neue Gesetzentwürfe dazu vorlegen. 

Mittelstand: das sind heute nicht mehr nur die selbständigen Unter­
nehmer, vom kleinen Handwerker bis zum Großunternehmer. In unserem 
Volke gibt es breite Schichten, die sich als Mittelstand empfinden 
und die sich nach ihrem Leistungswillen auch so empfinden dürfen: 
die Facharbeiter, die Bauern, die Beamten, die leitenden Angestellten, 
die Berufssoldaten, die Wissenschaftler, die Techniker und die Künst­
ler gehören dazu. Sie sind es doch letztlich, die zugleich für die 
Leistungsfähigkeit und für die Portentwicklung unserer Wirtschaft 
wie auch für die Fortentwicklung und Stabilisierung unserer Gesell­
schaft sorgen. 

(Zustimmung) 

Der wichtigste Rohstoff, den die Bundesrepublik besitzt, sind die 
Phantasie und der Leistimgswille unserer Bürger. DeJier brauchen wir 
den Mittelstand, die alte und die neue Mittelschicht für eine Poli­
tik aus einem Guß, eine Mittelschicht, die sich nicht immer wieder 
neu belastet und entmutigt sieht, sondern die wir ermutigen, unser 
Land auch in ihrem Sinne weiterzugestalten, so wie wir das nach dem 
Krieg gemeinsam begonnen haben. 

(Beifall) 

Marktwirtschaft als Wettbewerbswirtschaft lebt von den Leistungen, 
und Leist\ing wird eben nur erbracht, wenn Leistungsanreize geboten 
werden. Sicherlich werden Leistungen auch aus anderen als bloß 
materiellen Anreizen erbracht , aber - ob wir wollen oder nicht -
für die Mehrheit der Menschen ist der materielle Anreiz notwendig. 
Duch die inflationäre Entwicklung spüren heute viele Facharbeiter 
und mittlere Angestellte, was Steuerprogression heißt. Auch die 
eigenständige Daseinsvorsorge der Selbständigen wird durch die be­
stehende Form der Steuerpolitik erschwert. Die Ausweitung der Staats­
tätigkeit ist eine der wesentlichen Ursachen für die steigende 
Steuer- und Abgabenbelastung. Heute müssen wir uns fragen - und 
viele unsere Bürger tun das ebenso -, ob nicht dieser Staat vieles 
zu schlecht und zu teuer tut, ob nicht weniger Staat, aber dafür 
ein besserer Staat mehr für den einzelnen Bürger bedeuten kann. 

(Beifall) 
In allen diesen Bereichen, denen wir Priorität zumessen - Familien-
\md Bildlingspolitik, Sozial-, Wirtschafts- und Gesellschaftspoli-
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tik -, geht es nicht nur um aktuelle Detailfragen, sondern um den 
grxmdsätzlichen Konsens üher den künftigen Kurs deutscher Politik. 
"Freiheit statt Sozialismus" bleibt unser Thema, weil dies eben das 
Thema des letzten Drittels dieses Jahrhunderts ist. Wir, die Union, 
werden dabei deutlich machen, daß es uns nicht lim eine nur plakative 
Auseinandersetzung im Wahlkampf ging. Diese Auseinandersetzung ist 
eine Herausforderung, die in die konkrete Alltagspolitik eingreift, 
von der jeder Bürger ganz persönlich betroffen ist. 

Kaum ein Beispiel belegt dies deutlicher als die Entwicklvuag im 
internationalen Bereich, jetzt, wo es um die Details der Ausgestal­
tung Europas geht und sich der Kampf um eine neue Weltwirtschafts­
ordnung abzeichnet. Kur konkrete Portschritte in der Europäischen 
Gemeinschaft werden dem Sozialismus un dem Kommunismus den gefähr­
lichen Nährboden entziehen.Eiirokommunismus und Volksfrontgefahr 
werden überhaupt nicht durch bloße Beschwörung überwunden, sondern 
durch eine effektive, solidarische Regional- und Sozialpolitik in 
allen europäischen Ländern. 

(Beifall) 

Wir sind in der Europapolitik zu Opfern und Vorleistungen bereit, 
weil wir wissen, daß die Mitsorge für unsere Partner Vorsorge für 
unsere eigene Zukunft ist. Der SPD wird die bewegende Kraft des 
Europagedankens zwischen den Fingern zerrinnen, weil sie diese 
Idee in die Idee des Klassenkampfes einzwingen will.. Die sozialisti­
sche Internationale muß - das ist eines unserer wichtigen Ziele -
eine Randerscheinung europäischer Politik werden. Das ist für unsere 
konkrete Arbeit wichtig. 

(Beifall) 

Unsere Perspektive für die nächsten Aufgaben ist formuliert: der 
Tindemans-Bericht. Dieser Bericht darf nicht in die Aktenordner der 
europäischen Archive abgeheftet werden, so wie das führende Sozial­
demokraten offensichtlich beabsichtigen. 

Wir müssen \mseren Mitbürgern verdeutlichen, daß ihre ureigenste 
Sache in Exiropa auf dem Spiele steht. Wir haben in der nächsten 
Zeit eine Chance: die Direktwahl zum Europäischen Parlament bietet 
die großartige Chance, Europa für jeden einzelnen Bürger der Bundes­
republik wieder greifbar werden zu lassen. Wir werden nicht zulassen, 
daß diese Chance der Bürgernähe in der Europapolitik durch ein ano­
nymes Wahlrecht unterlaufen wird. 

(Beifall) 

Ich bitte Sie alle und ich appelliere an Sie, unseren Freund Kai-
Uwe von Hassel, der diese Aufgaben für xms vor allem wahrnimmt, in 
seinem Bemühen tatkräftig zu unterstützen. 

(Beifall) 

N\ir ein Europa des sozialen Ausgleichs und der wirtschaftlichen 
Stabilität wird seiner weltpolitischen Verantwortung gerecht. 

Gerade um die Beziehungen zwischen Industrieländern und Entwicklungs­
ländern auf eine stabile Grundlage zu stellen, drängen wir auf Eile 
in Europa. Alles, was Europa heute zur Entwicklung einer freien Welt 
beiträgt, bleibt der Welt von morgen an Krisenmanagement erspart. 
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Wir sind zu außerordentlichem Einsatz bereit, aber wir werden uns 
auch ganz entschlossen jedem Generalangriff auf eine freie Welt­
wirtschaft entgegenstellen. Auch im Weltmaßstab bieten Dirigismus 
und Bürokratie keinerlei Alternative zum freien und sozial ge­
sicherten Markt. 

(Beifall) 

Wenn wir, die Union in der Bundesrepublik gemeinsam mit unseren 
Freunden in Europa, diese Kraft zu der der Sozialen Marktwirtschaft 
verpflichteten Alternative nicht aufbringen, wird es möglicherweise 
schon in wenigen Jahren keine Chance zu einer freien Weltwirtschafts­
ordnung mehr geben. 

Deshalb werden wir noch stärker als bisher auch die Staaten der 
Dritten Welt auffordern müssen, in ihrem ureigensten Interesse die 
Sowjetunion zur Aufgabe ihrer expansiven Politik zu bewegen. Wenn 
die Sowjetunion den Entwicklungsländern schon nicht hilft, sollte 
sie ihnen immerhin durch Abrüstung größere Hilfeleistungen der 
westlichen Staaten ermöglichen, die jetzt eben durch Rüstungsbe­
lastungen erschwert werden. 

(Zustimmung) 

Wenn wir uns alle der Dringlichkeit der Entwicklungspolitik bewußt 
sind und die Geschlossenheit des Westens bewahren, können wir zu­
versichtlich sein, die Probleme der Dritten Welt ebenso zu lösen, 
wie wir die Einigung des freien Europa auf den Weg gebracht haben. 

Liebe Freinade, konzentrieren wir uns auf diese Aufgaben! Sie be­
stimmen unsere Arbeit in den nächsten Jahre. Wir lassen uns die 
Themen nicht durch die Koalition und die Regierung vorschreiben, 
sondern wir bestimmen die Thematik der deutschen Politik aus unse­
ren Ideen, aus unseren Vorstellungen der Politik, aus unseren Prin­
zipien der Politik. Das muß unsere Alternative sein. 

(Beifall) 

Mit diesen Vorstellungen werden wir auch den Erwartungen, die 
unsere Mitbürger in mis setzen, gerecht. Wir wollen die Position 
der Freiheit auf Vertrauen gründen, denn Freiheit und Vertrauen be­
dingen einander. Nur in einem wirklich freien Land ist Vertrauen 
möglich, nur durch Vertrauen können wir Freiheit verwirklichen. 

Mit dieser Politik stehen wir nicht allein. Für diese Politik fin­
den wir Hilfe und Sympathie bei vielen Fre\mden. In den Bürger­
rechtsbewegungen jenseits des Eisernen Vorhangs, in der westlichen 
Welt gibt es Hilfe und Unterstützung. Der ameriksuiische Präsident 
Jimmy Carter hat es gerade vor wenigen Tagen bei seiner Amtsein­
führung so formuliert:"Weil wir frei sind, können wir niemals gleich­
gültig sein gegenüber dem Schicksal der Freiheit anderswo." 

(Beifall) 

Lassen Sie uns Brücke sein für alle, die die Position der Frei­
heit zu ihrer eigenen Sache machen. 

Ich setze auf unsere Solidarität zur entschlossenen Tat, zu einem 
offensiven Weg, einem neuen Weg, zu einer Offensive für die deutsche 
Politik. Bitte, helfen wir gemeinsam! Helfen Sie mir auf diesem 
Weg! 

(Langanhaltender, lebhafter Beifall) 
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Heinrich Köppler, TaKiuiRspräsidium: Lietier Herr Helmut Kohl, der 
Parteitag daiikt Ilxnen für diese Rede, für diesen Bericht. Aber es 
v/ar mehr als ein Bericht: es war eine Eichtungsweisung für unsere 
gemeinsame Aufgabe, unsere gemeinsame Arbeit in der Zukunft. Sie 
haben in diesem Bericht anderen für den Einsatz im zurückliegenden 
Bundestagswahlkampf gedankt. Ich möchte mich zum Sprecher des Partei­
tages machen imd Ihnen, lieber Helmut Kohl, für den beispielhaften 
Einsatz in diesem Wahlkampf danken, den Sie gezeigt haben. 

(Beifall) 

Erlauben Sie mir noch, einen Dank für den selbstlosen Einsatz um 
die Einheit der Union in Partei und Parlament anzufügen. Herzlichen 
Dank dafür! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir an dieser Stelle, Ihnen, 
liebe Frau Kohl, einen herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag zu 
sagen, den Sie heute hier mit uns begehen. 

(Beifall) 

Mit Ihnen möchte ich allen Delegierten, die heute Geburtstags­
kinder sind - ich weiß es im Augenblick nur von einer Delegierten, 
des Rheinlandes, von Frau Resi Bettray - , herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Zeit ist erheblich fort­
geschritten. Das Parteitagspräsidium möchte Ihnen vorschlagen, die 
anderen Berichte, den des Generalsekretärs und den des Schatz­
meisters, heute nachmittag zu hören. Ich schlage Ihnen vor, daß wir 
jetzt und damit zum Abschluß unserer Vormittagssitzung den stell­
vertretenden Vorsitzenden der CSU, unserem Freund Dollinger, das 
Wort zu einem Grußwort geben. 

(Beifall) 

Dr. Werner Dollinger: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Sehr verehrter Parteivorsitzender Helmut Kohl! Ich 
füge hinzu, wie ich es immer getan habe: Liebe Parteifreunde! 

(Beifall) 

Ich überbringe Ihnen heute die Grüße der Christlich Sozialen Union 
und ihres Vorsitzenden Franz Josef Strauß. 

(Beifall) 

Über seine Abwesenheit wird da und dort gerätselt. Eines ist 
sicher: auch er hält sich unter Schwarzen auf. 

(Heiterkeit) 

Ich freue mich persönlich, daß ich heute hier als Mitglied der ge­
meinsamen Fraktion von CDU und CSU zu Ihnen sprechen kann. 

(Beifall) 
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Wir alle haben bewegte Monate und Wochen hinter uns. Wir haben 
einen eindrucksvollen Wahlkampf geführt. Das Ziel, die absolute 
Mehrheit, haben wir leider nicht erreicht. Wir, die CDU/CSU, haben 
es uns anschließend schwergemacht. Es wäre unredlich, dies zu ver­
schweigen. Bei dem knappen Wahlergebnis sollte es eigentlich selbst­
verständlich sein, daß man über Ursachen und mögliche Folgen für 
die Zukunft nachdenkt. Nur hätte dies alles nicht so lautstark ge­
schehen müssen. 

(Beifall) 

Unsere in rund einem Viertel Jahrhundert bewährte und erfolgreiche 
Gemeinsamkeit hat uns schließlich doch die Kraft gegeben, diese 
internen Schwierigkeiten zu überwinden und den gemeinsamen Weg für 
die Zukunft zu finden. 

Das ganze Hin und Her, so glaube ich, hat auch ein Gutes gehabt. 
Auch bei unterschiedlicher Bewertung der richtigen Strategie hat 
die Bestandsaufnahme doch in aller Deutlichkeit gezeigt, wie eng 
CDU und CSU in der Sache und in der Zielsetzung übereinstimmen. Es 
kommt darauf an, auch den gemeinsamen Weg zu diesem Ziel zu finden. 

(Beifall) 

Es gilt, einige Lehren und Konsequenzen zu ziehen. Wir haben allzu 
lange die Öffentlichkeit mit unseren eigenen Problemen beschäftigt. 

(Beifall) 

Deshalb Schluß mit dem Austragen unserer Probleme auf dem Markt 
•and Schluß mit den widersprüchlichen Äußerungen in der Öffentlich­
keit! 

(Beifall) 

Es kann jeder zu politischen Vorgängen seine persönliche Meinung 
sagen. Er darf sich damit jedoch nicht gleich zum Sprecher der 
Partei oder der Fraktion machen. Neue Ideen oder vielleicht sogar 
neue Erkenntnisse sollte man nicht gleich in Presseartikeln und 
Interviews verkaufen, sondern erst einmal in direkten Gesprächen 
mit den zuständigen Parteifreunden diskutieren. 

(Beifall) 

Es sollte in den letzten Monaten auch klargeworden sein, daß nicht 
jeder seine eigene Suppe kochen kann, ohne daß wir sie gemeinsam 
am Ende auszulöffeln haben. 

Da kann man auch nicht mit Sonden und Kurieren zuviel operieren. 

CDU und CSU sind zwei eigenständige Parteien. Manches wird in der 
CSU anders gesehen als in der CDU. Selbstverständlich haben Volks­
parteien Spannungen und kann ein Zusammenschluß von zwei großen 
Parteien in einer Fraktion auch nicht frei von Spannungen sein. 
Diese Spannungen sind zum Teil geschichtlich bedingt. Sie hängen 
aber auch mit landsmannschaftliehen Eigenschaften zusammen, mit 
dem Temperament von Stämmen, mit der sozialen Struktur und nicht 
zuletzt in bezug auf Bayern mit der besonderen Eigenart des 
Staatsbewußtseins. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Meine Damen und Herren, icli als Franke bin da manchmal in einer 
schwierigen Lage, Tind dann nennt mich Franz Josef Strauß einen 
Napoleon Bayerns, weil ja Franken erst durch Napoleon bayerisch 
geworden ist. 

(Heiterkeit) 

Man muß sich aber darüber im klaren sein: Wenn man versuchte, die 
Gemeinschaft von CDU tmd CSU in Frage zu stellen, dann wäre damit 
eine richtungsweisende und entscheidende Kraft unseres Staates 
- und damit ein wesentlicher Stabilitätsfaktor in der parlamen­
tarischen Demokratie - gefährdet. 

(Beifall) 

Wir sollten daher unsere Probleme - ich sage es noch einmal - zu­
nächst intern miteinsmder diskutieren und dabei nicht nur Kritik 
an unseren Partnern üben, sondern auch gegenüber uns selbst kri­
tisch sein. Ich halte es deshalb für dringend erforderlich, daß 
die vorgesehene Strategiekommission möglichst bald in Aktion tritt. 

(Beifall) 

Außerdem ist es nach meiner Meinung notwendig, daß die früher ge­
übte Praxis gemeinsamer Sitziongen der Präsidien wieder eingeführt 
wird, 

(Beifall) 

auf denen dann in geeigneter Weise die gemeinsamen Probleme dis­
kutiert und entschieden werden. Die laufenden Entscheidungen sind 
für Bund und Länder und auch im Hinblick auf die Landtagswahlen 
notwendig, die uns bald wieder beschäftigen werden. 

Eines lassen Sie mich auch noch sagen; Wir sollten manchmal auch 
daran denken, daß es nicht nur Meiniongsverschiedenheiten zwischen 
CDU und CSU gibt, sondern daß die Meinungsverschiedenheiten oft 
mitten durch alle Parteien in Deutschland gehen. 

(Beifall) 

Wenn ich von den Gemeinsamkeiten gesprochen habe, dann lassen Sie 
mich einige besonders betonen. Ich meine das christliche Menschen­
bild, das wir haben, die Freiheit des Bürgers, seine Verpflichtung 
gegenüber dem Nächsten und gegenüber der Gemeinschaft. Das sind 
tragende Elemente iinserer Politik. Unsere Aufgabe ist es, diese 
Auffassung von der gesellschaftsordnenden Kraft des Christentums 
auch in der Politik nach allen Seiten offen und unmißverständlich 
zu vertreten. 

(Beifall) 

Ich meine, daß sich die Frage nach dem Sinn des Lebens heute wie­
der stärker stellt, nicht zuletzt bei der Jugend. Ich habe die 
Überzeugung, daß die Fragen von Ethik und Moral die Bürger wieder 
stärker beschäftigen als in den vergangenen Jaiiren. 

(Beifall) 

Wir müssen darauf eine christlich bestimmte Antwort geben, denn 
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die Sozialisten, werden auf die Dauer diese Fragen nicht beantwor­
ten können. 

(Beifall) 

In der Wirtschaftspolitik ist die Soziale Marktwirtschaft Ausdruck 
unseres gemeinsamen Gedankengutes. Diese Soziale Marktwirtschaft 
haben wir gemeinsam zur Förderung und Sicherung des sozialen Frie­
dens und des wirtschaftlichen Wohlergehens in über 2o Jahren über­
aus erfolgreich praktiziert. Mit ihr ist der Name unseres Freundes 
und Mitstreiters Ludwig Erhard unverbrüchlich verbunden. Gerade 
er und mit ihm auch die Soziale Marktwirtschaft standen in den 
letzten Wochen im Mittelpunkt vieler Irrungen. Ich habe dabei 
msinchmal den Eindruck gehabt, daß sich der eine und der andere 
in diesem Glanz von Ludwig Erhard gesonnt hat, auch wenn er sich 
sonst zur Sozialen Marktwirtschaft distanziert oder sogar ableh­
nend geäußert hatte. 

Deshalb sollten wir wachsam sein gegenüber den Gefahren, die der 
Sozialen Marktwirtschaft heute mehr denn je drohen. Meine Damen 
und Herren, ich erinnere hier nur an den SPD-Vorsitzenden Brandt, 
der jüngst wieder empfahl, durch zusätzliche Maßnahmen der In­
dustrie-, Struktur- und Forschungspolitik die Soziale Marktwirt­
schaft zu ergänzen und zu korrigieren. Ich erinnere an Bundes­
kanzler Schmidt, der in der Regierungserklärung eine zukunfts­
orientierte vorausschauende Strukturpolitik forderte. Schon allein 
die Bewahrung und Sicherung der Sozialen Marktwirtschaft verlangen 
eine gemeinsame und schlagkräftige Union. 

(Beifall) 

Meine Dajnen und Herren, wie sehr auch das in zwanzig Jahren Eegie-
rungsarbeit von CDU und CSU geschaffene System - z.B. das System 
der sozialen Sicherheit - in Gefahr gerät, haben uns gerade die 
letzten Monate und Wochen deutlich gezeigt. Ich nenne hier nur den 
regierungsamtlichen Wählerbetrug an den Rentnern. Erschreckend 
ist auch die Sorglosigkeit, mit der die Regierung mit der Ver­
fassung umgeht. Die CDU/CSU sah sich mehrfach gezwungen - getrennt 
oder gemeinsam - das Bundesverfassungsgericht anzurufen. Die Glaub­
würdigkeit des linksliberalen Rechtsphilosophen Maihofer ist zu­
tiefst erschüttert. Das letzte Beispiel, das Bände spricht,ist die 
maßlose und hemmungslose Wahlkampffinanzierung der SPD/FDP-Re­
gierung aus Steuermitteln. Bundesregierung und Koalition sind 
personell, sachlich und fachlich in einer Krise; Helmut Kohl hat das 
heute dargestellt. Wir dürfen diese Bundesregierung jetzt nicht 
schonen; denn alle ihre Unterlassungen und Fehler haben wir alle, 
hat das ganze Volk zu tragen. 

(Beifall) 

In dieser Situation brauchen wir mehr als je zuvor eine geschlossene 
und gemeinsame Politik der Union. Wir müssen unserem Volk wieder 
Hoffnung und Vertrauen in die Zukunft geben. Dabei gradlinig und 
glaubwürdig, freiheitlich, sozial und christlich. 

Ich möchte hier der CDU für die 25jährige Zusammenarbeit danken und 
nenne stellvertretend für alle, die an dieser Zusammenarbeit mitge­
wirkt haben, die Namen ihrer Parteivorsitzenden Konrad Adenauer, 
Ludwig Erhard, Kurt Georg Kiesinger, Rainer Barzel und Helmut Kohl; 
ich nenne für die CSU deren Vorsitzende Josef Müller, Hans Ehard, 
Hanns Seidel und Franz Josef Strauß. Ich füge für die gemeinsame 
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Arbeit im Deutschen Bundestag in den letzten Jahren die Namen 
Karl Carstens und Richard Stücklen hinzu. 

Meine Damen und Herren, Vergangenheit und Gegenwart sind für uns 
Verpflichtung und Auftrag. Die CDU mit Helmut Kohl und die CSU mit 
Franz Josef Strauß, die Frakrtion mit Kohl und Zimmermann müssen ge­
meinsam die Wende in der deutschen Politik herheiführen. 

(Beifall) 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen für den Verlauf dieses Partei­
tages, für Ihre Beratungen und für Ihre Entscheidungen viel Erfolg 
zu aller Nutzen, z\im Nutzen unseres Volkes - für Deutschland. 

(Lebhafter Beifall) 

Heinrich Köppler,TagunK3i3räsidium: Lieber Werner Dollinger, wir 
danken Ihnen für dieses Grußwort, und wir bitten Sie herzlich, allen 
Freunden in der Schwesterpartei, der CSU, die Grüße dieses 25. 
Bundesparteitages der CDU Deutschlands zu überbringen. 

(Beifall) 

Wir wußten immer, lieber Herr Dollinger, in Ihnen einen Anwalt der 
Einheit der Union; wir haben das in den letzten Monaten in besonde­
rer Weise erfahren. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir danken Ihnen dafür, und wir sind zuversichtlich, auf der neu ge­
wonnenen Basis der Gemeinsamkeit für unser Volk, für Deutschland, 
gute Politik, erfolgreiche Politik machen zu können. 

(Beifall) 

Herzlichen Dank dafür, daß Sie bei uns waren und bei uns sind. 
Grüßen Sie nach Bayern. 

(Beifall) 

Meine Fre\ande, es ist jetzt 15.I0 Uhr. Das Parteitagspräsidium 
schlägt Ihnen vor, jetzt keinen weiteren Tagesordnungspunkt mehr 
aufzurufen, sondern jetzt zu unterbrechen. Wir verbinden diesen 
Vorschlag mit der Bitte, dafür zu sorgen, daß wir pünktlich um 
15 Uhr mit der Tagesordnung fortfahren können. Wir werden dann 
den Bericht des Generalsekretärs hören. Also Wiederbeginn pünkt­
lich um 15 Uhr! 

(Schluß der Sitzung: I5.I0 Uhr) 
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Montag, 7. März 1977 
2. PIenar s it zung 
Beginn: 15-oo Uhr 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Meine Damen \uid Herren 1 Liebe 
Freunde! Ich eröffne unsere Nachmittagssitzung und hegrüße unter 
uns Herrn Minister Antoniozzi aus Italien recht herzlich. 

(Beifall) 

Herr Minister Antoniozzi, der der Democrazia Cristiana angehört, 
ist Vizepräsident der Europäischen Volkspartei und spricht jetzt 
für die Europäische Volkspartei im Auftrag von deren Präsidenten, 
unseres Freundes Tindemans, zu uns. 

(Folgt Rede von Dario Antoniozzi in italienischer Sprache.) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir danken Herrn Minister 
Antoniozzi. Sie hören jetzt eine kurze Zusammenfassung seiner 
Ansprache auf deutsch. Sie wird von unserem Mitarbeiter Mersch-
meier gegeben. 

Jürgen Merschmeier: Herr Minister Antoniozzi teilt zunächst mit, 
daß er sehr froh sei, an diesem Kongreß teilnehmen zu können. Er 
überbringt die Grüße der Europäischen Volkspartei und insbesondere 
die Grüße von Herrn Präsidenten Tindemans. 

Er führt weiter aus, daß die Europäische Volkspartei in der Form, 
wie sie jetzt existiert, auch und vor allem auf eine Initiative 
von Herrn von Hassel und der CDU zurückzuführen sei und daß es das 
Ziel der EVP sei, die politische Einheit der christlich-demokra­
tischen Parteien in der Europäischen Gemeinschaft zu erreichen, um 
über die wirtschaftliche und soziale Union hinaus auch zu einer 
politischen Union in der Europäischen Gemeinschaft und in Europa 
zu kommen. Er hebt hervor, daß die christlich-demokratischen Par­
teien in der Europäischen Gemeinschaft die ersten gewesen seien, 
die sich in einer solchen Struktur wie der der Europäischen Volks­
partei zusammengefunden hätten und in dieser Hinsicht einen ent­
scheidenden Vorsprung vor dem hätten, was die Sozialisten und die 
Sozialdemokraten erreicht hätten. 

Herr Antoniozzi beglückwünscht die CDU zu dem Erfolg vom J» 01̂ -
tober 1976 und meint, daß jene Kraft der Ideen der CDU, wie sie 
sich im Wahlergebnis vom 3- Oktober dargestellt habe, auch ein An­
sporn sein müsse, um dem zukünftigen gemeinsamen Europa die Hand­
schrift der christlich-demokratischen Parteien aufzuprägen. Der 
Eurokomm\inismus, so führt er aus, sei von seinem Anspruch her un­
möglich und darüber hinaus unfähig, das, was er an Ideen formu­
liert habe, in die Tat umzusetzen. 

(Beifall) 

Nach Meinung von Herrn Antoniozzi ist es eine der nächstliegenden 
und wichtigsten Aufgaben für die Europäische Volkspartei, für die 
KSZE-Nachfolgekonferenz in Belgrad eine gemeinsame Linie der 
christlich-demokratischen Parteien zu finden. Es werde darauf an­
kommen, die fundamentalen Menschenrechte als die Grundlage euro­
päischer Politik in die Tat umzusetzen. 
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Demokratie, Gerechtigkeit vmd Mensciienrechte seien die Forderungen, 
die auf der Konferenz von Belgrad im Mittelpunkt stehen müßten. 

Herrn Antoniozzi geht dann abschließend ein auf die Direktwahlen 
des Jahres 1978 und weist darauf hin, daß in einer Reihe von Ländern, 
so auch in Italien, die konkreten Vorbereitungen bereits begonnen 
hätten, in den übrigen Ländern der Europäischen Gemeinschaft die 
Vorbereitungen auf dem Wege seien. 

Abschließend führt Herr Antoniozzi aus, daß er namens der Europäi­
schen Volkspartei diesem 25. Parteitag der CDU die besten Wünsche 
der EVP überbringe. Er führt aus, daB Europäische Volkspartei und 
CDU gemeinsam daran arbeiten müßten, für den Frieden und für die 
Freiheit in einer europäischen Gesellschaft zu kämpfen. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Ich darf unserem Freund Merschmeier 
herzlich danken. Es war mehr als eine Zusammenfassung, es war eine 
gute Übersetzung, 

(Beifall) 

Herr Minister Antoniozzi, wir danken Ihnen herzlich für das Be­
kenntnis zu unserer gemeinsamen europäischen Aufgabe. Es muß unser 
Ziel sein, daß das erste gewählte europäische Parlament einen Prä­
sidenten hat, der aus der Gruppe der europäischen Volköparteien 
gestellt wird. Darauf wollen wir alle hinarbeiten. 

(Beifall) 

Da Sie aus der italienischen christlich-demokratischen Partei kom­
men, lassen Sie mich hinzufügen: Wir, der Parteitag der CDU 
Deutschlands, wünschen unseren Freunden von der Democrazia 
Cristiana in ihrer schwierigen Situation alles Gute und Viel Er­
folg auf dem Weg zu unseren gemeinsamen Zielen. 

(Beifall) 

Ich rufe Punkt 9 der Tap;esordnunp: auf: 

Bericht des Generalsekretärs 

Ich erteile unserem Generalsekretär, Professor Dr. Kurt Biedenkopf, 
das Wort zu seinem Bericht. 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Generalsekretär der CDU (mit Beifall be-
grüßt}: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herrenl Lie­
be Freunde! Dieses ist der erste Parteitag der CDU nach der Bundes-
tagswadil im Herbst 1976. Es ist deshalb ein Parteitag, der Bilanz 
zieht, der Erfahrungen der politischen Auseinandersetzungen der 
letzten Monate auswertet und die Positionen für die weitere Arbeit 
bestimmt. In beiden Fällen geht es zum einen um unsere Politik 
- Helmut Kohl hat dazu gesprochen -, zum anderen geht es um die CDU 
als Volkspartei. Ich habe deshalb die Absicht,' die Partei, ihre 
Arbeit, ihre Erfolge, aber auch ihre Aufgaben und Probleme in den 
Mittelpunkt meines letzten Rechenschaftsberichts als Generalsekre­
tär der CDU zu stellen. 

Der Parteitag findet statt in einer Zeit der Unsicherheit und des 
Zweifels. -Von Staatsverdrossenheit ist die Rede, von der Gefahr 
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der Resignation, vom Siickzug in das Private. Das Verhältnis des 
einzelnen zur Gemeinschaft, des Bürgers zum Staat, zu den organi­
sierten Gruppen ist gestört. Ungleichgewichte sind aufgetreten, die 
Frage nach ihrer Überwindvmg wird gestellt, aher sie wird noch 
nicht beantwortet. Es geht - wie immer in Zeiten unzureichender 
Orientierung und unklarer Ziele - lom die Frage nach der politischen 
Führung. Die Menschen fragen, wie es weitergehen soll und wie es 
weitergehen wird. 

Die Bürger stellen die Frage in einer Zeit, in der die Regierung, 
die zu politischer Führung berufen ist, diese Führung verweigert. 
Die Regierungserklärung von Bundeskanzler Schmidt war nicht nur die 
zeitlich längste, sondern auch die unpolitischste Regierungserklä­
rung der Nachkriegszeit. 

(Beifall) 

Sie erschöpfte sich in der Aufzähliing von Problemen, der Beschrei-
bxing von Tatbeständen und vor allem der Verteilung der Verantwor­
tung auf alle gesellschaftlichen Gruppen uni Einrichtungen mit Aus­
nahme der eigentlich Verantwortlichen selbst. 

(Beifall) 

Eine Antwort auf die Frage, wohin es gehen soll und wohin es gehen 
kann, hat uns der Bundeskanzler verweigert. Über die Rolle unseres 
Landes, über seine Aufgaben, über seinen Auftrag in der Euro­
päischen Gemeinschaft und der westlichen Welt haben wir nichts er­
fahren. Für einen Jungen Menschen, der Auskunft über die Umrisse 
seiner Zvikunft begehrt, gibt das Arbeitsprogramm der Regierung für 
die nächsten vier Jahre nichts her. Er findet sich verwaltet, nicht 
regiert. 

Dabei fehlt es den Menschen in unserem Landes keineswegs an Vorstel­
lungen über die Zukunft und von dem, was ihnen wichtig ist. Wir 
wissen: Die Menschen in unserem Lande möchten frei leben, die per­
sönliche Bewegungs- und Entscheidungsfreiheit ist ihnen heilig. 
Sie möchten ihre Kinder erziehen, wie sie es für richtig halten. 
Sie wehren sich gegen ideologische Bevormundung ebenso wie gegen die 
lautlose Verkürzung ihrer Freiheit durch immer mehr Staat, Organi­
sation und Bürokratie. 

(Beifall) 

Sie akzeptieren die Notwendigkeit von Staat und Verwaltung, von Ord­
nung und Organisation. Aber sie wehren sich dagegen, daß die An­
sprüche der organisierten Welt immer wieder in den Bereich ihrer 
Privatsphäre eindringen. Sie protestieren gegen eine Entwicklung, die 
ihnen letztlich die Beweislast dafür auflädt, daß die Bürger ihre 
eigenen Angelegenheiten besser regeln können als eine staatliche 
Administration. 

(Beifall) 

Sie möchten - das gilt vor allem für die Jüngeren Generationen der 
seit 1950 Geborenen - mehr wissen über die Vorstellungen derer, die 
sie regieren, von der Zukunft unseres Landes. 

So ist eine Kluft entstanden zwischen dem, was die Bürger von der 
politischen Führung erwarten, luid dem, was sie leistet. Orientie­
rungskrisen sind immer auch Führungskrisen, wenn Führung nicht nur 

4Ö 



Verwaltung bedeutet, sondern die Antwort geben soll auf die Frage: 
Wohin? 

Wenn es um politische Pülirung geht, meine Preunde, dann geht es in 
unserem Lande auch um die Rolle der politischen Parteien. Sie wir­
ken nach dem Auftrag des Grundgesetzes an der politischen Willens­
bildung des Volkes mit. Sie sind aufgefordert, ihre Vorstellungen 
zu den Grundwerten und Zielen unseres Landes zu entwickeln, den 
Bürgern darzulegen und um Mehrheiten für ihre Vorstellungen zu 
werben. Das Bundesverfassungsgericht hat den Auftrag der Parteien 
in der vergangenen Woche präzisiert. 

Nach Auffassung des Gerichtes sind sie "Zwischenglieder zwischen 
dem Bürger und den Staatsorganen, Mittler, durch die der Wille der 
Bürger auch zwischen den Walilgängen verwirklicht werden kann. -Sie 
stellen die wichtigste Verbindung zwischen dem Volk und den poli­
tischen Führungsorganen'des Staates her und erhalten sie aufrecht." 
Vom Bürger her gesehen Sind sie Handlungseinheiten, die sich "die 
im Volk lebendigen verschiedenen politischen Kräfte" schaffen. 
Deshalb hat das Grundgesetz die politischen Parteien ausdrücklich 
anerkannt und, wie das Bundesverfassungsgericht es gesagt hat, 
"damit auch in den Hang einer verfassvingsrechtliohen Institution 
erhoben." l 

Der verfassungsrechtliche Rang der politischen Parteien ist aber 
nicht nur ein Privileg, an dem wir alle, die wir hier als Dele­
gierte einer großen Partei sitzen, teilhaben und das uns von allen 
anderen gesellschaftlichen Gruppen und Einrichtungen unterscheidet. 
Eine Institution der Verfassung zu sein, bedeutet zugleich, be­
sondere Verantwortung zu tragen. Diese Verantwortung, meine Damen 
\ind Herren, triff alle, die in einer politischen Partei mitarbei­
ten: das Mitglied, den Orts- und Ereisvorsitzenden, die Verant­
wortlichen der Landesverbände und Vereinigungen ebenso wie die 
Führung der Gesamtpartei. Es ist eine Verantwort\ing nicht nur ge­
genüber den Mitgliedern, Mitarbeitern und Einrichtungen der Partei, 
sondern vornehmlich auch gegenüber dem ganzen Volk. Es ist in 
erster Linie - darauf kommt es mir entscheidend an - die politische 
Verantwortung zur Führung. 

Dies verlangt von uns - in der täglichen Arbeit ebenso wie in der 
Auseinandersetzimg iim die langfristigen Ziele und Werte unserer 
Politik -, daß wir uns immer wieder fragen nach der Leistungsfähig­
keit unserer Partei, nach der Wirksamkeit ihrer EntScheidungspro­
zesse und nach unserer Fähigkeit, neue Fragen anzupacken und Ant­
worten zu finden. 

(Beifall) 

Eine der entscheidenden Alternativen zwischen unserer Volkspartei 
CDU und der Koalition von SPD und FDP ist neben den politischen 
Sachaussagen auch die Fähigkeit, wirklich politisch zu führen und 
nicht nur zu administrieren. 

(Beifall) 

Die CDU ist sich dieser Verantwortung bewußt. Wir haben uns nicht 
- auch im letzten Jahr nicht - auf Walilkämpfe beschränkt, obwohl 
die Wahlkämpfe zunächst auf Landesebene und dann auf Bundesebene 
im Mittelpimkt unserer Anstrengungen standen. Wir haben zugleich 
mit der Mannheimer Erklärung neue Fragen von grundsätzlicher Be­
deutung aufgegriffen. Für die wichtigste halte ich nach wie vor 
die Neue Soziale Frage. Die Berechtigung dieser Fragestellung 
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hat sich in den letzten Monaten in eindrucksvoller Weise bestätigt. 
Was wir noch vor einem Jahr als Gefahr sahen: die Überlastung 
unseres Systems der sozialen Sicherheit durch eine Politik halt­
loser Versprechungen ohne ordnungspolitische Orientierung ist in­
zwischen eingetreten. Kaum war der schmale Wahlsieg der Koalition 
errungen, mußte sie ihren sozialpolitischen Bankrott erklären. 
Gerade diese Täuschung des Bürgers durch die Koalitionsparteien 
hat entscheidend zu der Staatsverdrossenheit beigetragen, die Herr 
Brandt kurz nach der Wahl beklagte, als habe er mit ihren Ursachen 
nichts zu tun. 

(Beifall) 

Ebenso berechtigt war unser Hinweis auf die Notwendigkeit, neben 
den organisierten Interessen auch die Interessen und Ansprüche, 
die Erwartungen und Hoffnungen derer zu sehen und in das Allge­
meinwohl einzubeziehen, die sich nicht organisieren können. 

Die Grundsatzprogramm-Kommission hat ihre Arbeit abgeschlossen. 
Ungeachtet unserer Konzentration auf den Wahlkampf hat sie uns 
einen umfangreichen Programmentwurf vorgelegt, der die Partei in 
den kommenden Monaten beschäftigen und Gegenstand der Diskussion 
und Beschlußfassung auf unserem nächsten Parteitag sein wird. 

Das Wissen um unsere politische Vereoitwortung und das Bestreben, die­
ser Verantwortung gerecht zu werden, waren jedoch vor allem Themen 
unseres Bundestagswahlkampfes. Dieser Wahlkampf gehört zu den groß­
artigsten Leistiingen unserer Partei. Er bat ihre Solidarität gefestigt 
und ihre Kraft bewiesen.Er war bestimmt von dem großen Thema der Frei­
heit und der Autonomie des Menschen. Für diese Freiheit und gegen 
die gleichmacherische Unfreiheit sozialistischen Gedankenguts ha­
ben wir gekämpft. Für den Schutz und die Sicherung dieser Freiheit 
haben wir ein überwältigendes politisches Mandat erhalten. Diesem 
Mandat und seiner Verantwortung gerecht zu werden, ist unser Auf­
trag für die Zukunft. 

Die Voraussetzungen dafür zu schaffen,ist die Aufgabe der Partei. 
Ihre Organisation, das Zusammenspiel ihrer Verbände und Gruppie­
rungen, ihre Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Gruppen 
und Verbänden und ihr Selbstverständnis von ihrer Rolle im Ver-
fassungsgefüge müssen auf den politischen Auftrag ausgerichtet 
sein. Der Auftrag der CDU als Anwalt der Freiheit lautet: die 
Freiheit des einzelnen zu erhalten und zu sichern, ein freies 
Leben in der Gemeinschaft freier Menschen zu gestalten und durch 
den Staat und seine Einrichtungen dem Bürger zu dienen. Dies ist 
die Richtschnur, an der sich unser politisches Handeln ebenso aus­
richten muß wie die Organisation unserer Partei. 

Der politische Ort der CDU wird bestimmt durch ihre Organisation 
als Partei, durch ihr Verhältnis zu den gesellschaftlichen Gruppen 
und Organisationen und durch ihre Stellung und ihren Auftrag in 
der staatlich verfaßten Ordnung. Ihr Mandat zur politischen Füh­
rung verwirklicht sich in allen drei Bereichen. 

Die CDU - das ist vielen von uns noch keineswegs wirklich bewußt 
geworden - hat sich in den letzten Jahren - Helmut Kohl hat bereits 
darauf hingewiesen - zu einer echten Volks- und Mitgliederpartei 
entwickelt. A 

Der Gedanke der Volkspartei war der eigentlich bedeutsame Beitrag 
der Unionsparteien zur politischen Entwicklimg der Nachkriegszeit. 
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Das Prinzip der Volkspartei imd seine erfolgreiche Verwirklictiuag 
haben den Schlüssel zur politischen Stahilität in unserem Lande und 
damit zur Überwindung der Gefahren geliefert j an denen der erste 
Versuch einer demokratischen Regierung unseres Landes in diesem 
Jahrhimdert gescheitert ist. Es war die Idee der Volkspartei, die 
uns in die Lage versetzt hat, in den letzten 3o Jahren dieses Land 
nicht nur aufzubauen, ihm die Freiheit zu sichern, sondern auch alle 
Menschen in diesem Lande auf das demokratische System und die demo­
kratische Verfassung zu verpflichten. 

(Beifall) 

Auf dem Wege zur Volkspartei haben wir in den letzten Jahren enonne 
Fortschritte gemacht. Helmut Kohl hat bereits darauf hingewiesen, 
daß sich die Zahl unserer Mitglieder während seiner bisherigen 
Amtszeit \and während meiner Amtszeit als Generalsekretär um 45,8 % 
von rund 45o ooo auf über 65o ooo erhöht hat. 

(Beifall) 

Diese Entwicklung ist nicht nur ein Ausdruck des wachsenden Inter­
esses unserer Bürger an aktiver politischer Mitarbeit. Es ist auch 
ein Vertrauensbeweis für die Politik der CDU und für den Mann, der 
die Partei in dieser Zeit geführt hat. 

Mit der wachsenden Mitgliedschaft sind aber auch Probleme entstan­
den, und auch über diese Probleme müssen wir reden. 

Mit der wachsenden Mitgliedschaft ist die CDU in vielfältiger Hin­
sicht - im Sinne der Repräsentation, aber auch im Sinne der Argu­
mentation - zu einer echten Volkspartei auch in dem Sinne gewor­
den, daß das soziale Profil ihrer Mitgliedschaft das der ganzen 
Bevölkerung widerspiegelt. Vor allem die Zahl der Mitglieder aus 
dem Bereich der Arbeitnehmerschaft - neben der aus dem Bereich der 
Frauen - ist beträchtlich gestiegen. Dies ist eine ganz wichtige 
Entwicklung der letzten Jahre. 

(Beifall) 

Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, daß die CDU als Volks­
partei alle Schichten unseres Volkes \nid damit auch und vor allem 
die Arbeitnehmerschaft politisch vertritt, so hat ihn die Mitglie­
derbewegung in den letzten Jahren geliefert. Die Bürger, die als 
Arbeitnehmer Mitglieder unserer Partei wurden, haben die einzig 
richtige Antwort auf die arrogante Anmaßung der Sozialdemokraten 
gegeben, die alleinige politische Vertretung der arbeitenden Be­
völkerung Zu sein. 

(Beifall) 

Aber ungeachtet dieser Erfolge können wir uns mit der bisherigen 
Entwicklung nicht zufrieden geben. Verstärkte Anstrengungen im 
Bereich der Arbeiter, der Arbeitnefimer und der Frauen sind nach 
wie vor notwendig. Unsere politischen Aussagen müssen dieser Not­
wendigkeit ebenso entspi-eohen wie die Organisation und die Ziel­
richtung unserer Arbeit auf Orts- und Kreisverbandsebene und uiise-
rer Mitgliederwerbung. 

Mit unserer Entwicklung zur Mitgliederpartei hat sich zugleich die 
Art der Willensbildung in der Partei verändert. Der Unterschied 
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zwischen dem Wählerverein von früher und der Partei aktiver Mit­
glieder von heute liegt nicht nur in der Zahl. Er liegt vor allem 
in der gewandelten Haltung der Mitglieder zur Partei und in ihrem 
Anspruch mitzutun. Dieser Anspruch ist für uns nicht nur eine 
wichtige Quelle unserer politischen Kraft. Er ist zugleich eine 
Herausforderung. Viele Kreisvorsitzende, ehrenamtliche und haupt­
amtliche Mitarbeiter haben diese Herausforderung in den letzten 
Jahren immer aufs neue bestehen müssen. Viele sind ihr bisher noch 
nicht gerecht geworden. 

Der Anspruch, mitzuarbeiten, ist aber auch eine Herausforderung 
für die politische Führung der Partei. Wirksame Mitarbeit der Mit­
glieder setzt die wirksame Vorgabe politischer Ziele voraus. Der 
Integrationsleistung, die von ihr erwartet wird, kann die Volks­
partei nur gerecht werden, wenn sie Ziele und politische Aussagen 
formuliert, über die die Mitglieder diskutieren und denen sie in 
der politischen Auseinandersetzung dann auch zu Mehrheiten ver­
helfen können. 

(Beifall) 

Dies und noch ein zweites hat sich auf dem Weg vom Wahlerverein 
zur Mitgliederpartei CDU geändert. Die Formulierung politischer 
Antworten auf neue Fragen und die Entscheidung politischer Kon­
flikte können nicht mehr vorwiegend hinter verschlossenen Türen 
stattfinden. 

Wenn rund 65o ooo Mitglieder einen Anspruch dai'auf haben, mitzu­
reden \ind mitzuentscheiden, dann gehören die öffentliche Dis­
kussion und die in der Öffentlichkeit ausgetragenen Meinungsver­
schiedenheiten ebenso zum Lebenselement einer Volkspartei wie die 
Fähigkeit, einmal getroffene Entscheidungen in der solidarischen 
Einheit auch zu tragen. 

(Beifall) 

Wir dürfen uns nicht der Illusion hingeben, daß wir alle wichtigen 
Entscheidungen in der Partei in Zukunft intern austragen könnten, 
auch wenn uns dies von gutmeinenden Freunden immer wieder nahege­
legt wird. Die Parteiöffentlichkeit einer Volkspartei ist die all­
gemeine Öffentlichkeit, und die politische Debatte in einer Volks­
partei ist eine öffentliche politische Debatte. Ohne diese öffent­
liche politische Debatte ist eine lebensfähige demokratische 
Volkspartei nicht denkbar. 

Das bedeutet aber zugleich, daß wir die Fragen, die wir als Pro­
blem erkennen, die wir vorfinden, die zur Lösung anstehen, in 
unserer Partei darstellen müssen. Wir müssen die Probleme, die wir 
in der Gesellschaft auffinden, in der Partei zum Ausdruck bringen. 
Wir müssen sie darstellen, und zwar auch mit ihren Konflikten. 
Wenn wir die Probleme der Energiepolitik lösen wollen, muß es in 
unseren Reihen Männer und Frauen geben, die leidenschaftlich für 
die Erhaltung der Umwelt streiten, und solche, die sich entschie­
den für die Sicherheit der Energieversorgung einsetzen. Die Ziele, 
die in der politischen Realität immer aufs neue miteinander in 
Konflikt geraten, müssen auf diese Weise repräsentiert werden. Eine 
Volkspartei repräsentiert nicht nur die Bürger, sie repräsentiert 
nicht nur deren Interessen, sondern sie repräsentiert vor allem 
auch deren Widersprüche mit dem Ziel, diese Widersprüche aufzu­
lösen und damit zu politischen Entscheidungen zu kommen. 

(Beifall) 
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Denn nur auf diese Weise läßt sich der Ausgleich der Meinungen und 
damit eine politische Antwort finden. 

Es gehört z\im Bestand an Solidarität in einer Volkspartei, daß 
allen, die sich auf diese Weise und in solcher Punktion zu Wort 
melden, die Bereitschaft zuerkannt wird, einen Beitrag zum Ganzen 
zu leisten. Wer von der geäußerten Meinung eines Diskussionsteil-
nehmers bereits die Ausgewogenheit des endgültigen, des letztlich 
gültigen Kompromisses erwartet, der zerstört die Voraussetzungen 
dafür, daß der endgültig gefundene Kompromiß als eine politische 
Entscheidung der ganzen Partei anerkannt wird. 

(Beifall) 

Entscheidungen, meine Freunde, sind nur dann politisch wirksam, 
wenn sie von den Mitgliedern unserer Partei als Ergebnis einer 
politischen Auseinandersetzling erlebt werden. Sie sind dann poli­
tisch wirksam, weil die Mitglieder überzeugt sein können: Man hat 
um die richtige Antwort gerungen. Die richtige Antwort ist gefun­
den worden! 

(Beifall) 

Diese Fähigkeit zur kontroversen Diskussion - zur, wie man es 
nennen könnte, "Thematisierung von Konflikten" - ist nicht nur 
eine Voraussetzung für eine lebensfähige Volkspartei. Sie ist zu­
gleich ein Teil ihrer politischen Verantwortung im Sinne des Auf­
trages, den die Verfassung ausgesprochen hat. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dazu in seiner Entscheidung vom 
2. März 1977 festgestellt: 

"Die politischen Parteien sammeln und leiten die auf die politische 
Macht und ihre Ausübung in Wahlen und Staatsorganen gerichteten 
Meinungen, Interessen und Bestrebungen, gleichen sie in sich aus 
und formen sie zu Alternativen, unter denen die Bürger auswählen 
können." 

Diese Funktion des Ausgleichs und der Formulierung von politischen 
Aussagen muß von uns angenommen werden als eine grundsätzliche Vor­
aussetzung für die Art und Weise, wie wir uns selbst verstehen. 

(Beifall) 

Wir können diese Verantwortung als Volkspartei nur einlösen, wenn 
wir in der Gesellschaft vorgefundene und sich ständig neu erzeu­
gende Konflikte aufgreifen, darlegen, damit ihre Lösung ermög­
lichen und sie dann entsprechend \anseren Grundvorstellungen ent­
scheiden. Gerade dieser Auftrag und diese Verantwortung sind es, 
die die Volkspartei von der Vertretung eindeutiger Interessen 
unterscheiden. 

Damit gewinnen auch die Grundsätze und unsere Wertvorstelliingen, 
um die wir uns bemühen, ihre eigentliche Bedeutung. Die Grundsätze, 
die Grundsatzprogramme und die Wertvorstellungen sind die Blaupause, 
nach denen wir die Gesamtgesellschaft ordnen und gestalten wollen 
und in der die Fülle der Einzelprobleme, die wir zu entscheiden 
haben, ihren richtigen Ort finden müssen. Wenn wir von Ordnungs-
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wir Auskunft und Rechenschaft gehen können. Dies ist die Rolle 
unserer Grundwertdiskussion. 

(Beifall) 

Die Grundwerte sind Maßstäbe für die Lösiing praktischer Konflikte, 
die die Partei aufgreift, darstellt und löst. 

Der Versuch, die Grundwertediskussion von diesen praktischen Kon­
flikten zu lösen, um auf diese Weise die Einigung zu erleichtern, 
dieser Versuch, die Grundwerte als eine harmonische Gesamtschau 
darzustellen, ist unpolitisch. Die Ginindwerte sind keineswegs 
harmonisch. Der Grundwert Freiheit, der Grxindwert Gerechtigkeit, 
der Grundwert Solidarität, diese Grundwerte können einander auch 
widersprechen. Jeder für sich alleine genommen verfälscht eine frei­
heitlich verantwortliche Gesellschaft. Deshalb ist es unsere Auf­
gäbe, so haben wir schon in der Mannheimer Erklärung formuliert, 
die Grundwerte immer wieder am praktischen Fall gegeneinander abzu­
wägen und so eine richtige freiheitliche Antwort zu finden. 

(Beifall) 

Wer das nicht tut, aus der Sorge, das Netz der Grundwerte mit dem 
Gewicht praktischer politischer Kontroversen zu belasten, der ist 
in Wirklichkeit nicht von der Tragfähigkeit unserer Grundwerte 
überzeugt. 

Auftrag und Verantwortung der CDU als Volkspartei haben Konsequen­
zen für die Arbeitsweise der Partei. Dies gilt für die Vielfalt 
der Gruppen ebenso wie für die der Landschaften und der Meinungen 
in der Partei. 

Lassen Sie mich einiges zu jedem dieser Punkte sagen: 
Vereinigungen der CDU waren und sind eines der wichtigsten Struk­
turelemente unserer Volkspartei. Sie stehen für die Vielfalt der 
Gruppen, die in der CDU ihre politische Heimat suchen und finden, 
auch für diejenigen, die nicht organisiert sind. 

Die Vereinigungen haben eine Doppelfunktion. Sie repräsentieren 
die Gruppe, die sie darstellen, in der sie werben, in der sie 
Politik treiben, von außen nach innen, und sie verwurzeln die Par­
tei in ihren Gruppen. Anders gesprochen: sie repräsentieren von 
außen nach innen in die Partei die Vielfalt und von innen nach 
außen die Einheit der Partei. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit 
eines Gleichgewichts. Die Punktion, nach außen zu sprechen und 
die Partei zu vertreten, und die Punktion, nach innen zu sprechen 
und eine Gruppierxmg oder einen wichtigen oder bedeutsamen Be­
reich unserer Gesellschaft zu vertreten, müssen im Gleichgewicht 
miteinander stehen. Dieses Gleichgewicht zu sichern und zu erhal­
ten, ist eine wichtige Aufgabe der Parteiführung. Werden die Ver­
einigungen zu stark in die Partei integriert, verlieren sie in der 
Partei ihre Sprecherfunktion für wichtige Gruppierungen. Lösen sie 
sich zu stark aus der Organisation \and der politischen Einheit der 
Volkspartei, gefährden sie ihr Mandat, für die Gesamtpartei und 
ihre Politik zu sprechen. 

Entscheidend war für mich in meiner Arbeit mit den Vereinigungen 
die Überzeugung, daß die Vereinigung in jedem Bereich, in dem sie 
aktiv ist, ob das die Junge Union ist oder die Prauenvereinigung 
oder die Sozialausschüsse oder die KPV oder welche Gruppierung 
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auch immer, iiire po l i t i s che Legitimation immer nur von der Gesamt­
p a r t e i erhal ten kann 

(Beifal l ) 

und daB es auch immer nur die Gesamtpartei sein kann, die Trägerin 
des politischen Mandats der CDU ist. Daraus ergeben sich Antworten 
auf die praktischen Probleme der Zusammenarbeit. Es sind die Ver­
einigungen, von denen wir erwarten, daß sie als erste in der Ge­
sellschaft die neuen Probleme spüren und in die Partei hineintragen. 
Wir erwarten von der Jungen Union, daß sie als erste an die Partei 
meldet, was in den jungen Menschen vor sich geht. Wir erwarten von 
den Sozialausschüssen, daß sie als erste an die Partei melden, was 
sich am Arbeitsplatz, im Selbstbewußtsein des arbeitenden Bürgers 
verändert. Wir erwarten von der Frauenvereinigung, daß sie als 
erste in die Partei und in ihre Diskussion meldet, v/as für Konse­
quenzen es hat, daß die Prau in unserer Gesellschaft ein anderes, 
Funktion in der Gesellschaft hat. Daraus folgt, daß die Fähig­
keit der Vereinigungen zur Initiative nicht beeinträchtigt werden 
darf. 

Auf der anderen Seite müssen wir von den Vereinigungen aber auch er­
warten, daß sie am Ende der politischen Auseinandersetzung die dann 
gewonnene Entscheidung nach außen tragen und vertreten; beides ge­
hört imtrennbar zussunmen. 

(Beifall) 

Neben der Vielfalt der Schichten und Gruppierungen steht die Viel­
falt der Lsoidschaften. Es war und ist die besondere Stärke der 
Union, daß sie ein politisches Forum für die Integration des Reich­
tums und der Vielfalt unserer geographischen und damit auch kultu­
rellen und politischen Landschaften geboten hat. Helmut Kohl hat 
verschiedentlich davon gesprochen und zwar gerade in der Ausein­
andersetzung um den Beschluß von Wildbad Kreuth wie wichtig es ist, 
daß in der Union die einzelnen Landschaften, die verschiedenen poli­
tischen Strömungen ihre Eigenständigkeit wahren können. Auch hieraus 
folgt die Notwendigkeit eines Gleichgewichts. 

Es muß möglich sein, ohne Gefährdung der Substanz unserer Politik 
in Baden-Württemberg \md in Niedersachsen, in Hessen und in Nord­
rhein-Westfalen, im Saarland und in Schleswig-Holstein unterschied­
liche Aussagen zu einzelnen Problemen zu machen, soweit der Kernbe­
stand unserer politischen Überzeugung nicht berührt wird. Das ge­
hört zum Wesen unserer Partei! 

Es ist nämlich die Stärke unserer Partei und nicht die Schwäche -
und darauf kommt es mir entscheidend an -, daß sie diese Vielfalt 
ertragen kann, ohne daran, zu zerbre.chen. 

(Beifall) 

Es ist der eigentliche Unterschied in der politischen Grundstruktur 
zwischen CDU und SPD, daß die zentralistische Sozialdemokratische 
Partei bis heute kein Parteiverständnis entwickeln konnte, das mit 
unserer föderativen Striiktur in der Bundesrepublik übereinstimmt. 

(Beifall) 

Wir dürfen uns diese Stärke nicht durch das Argument nehmen lassen, 
Vielfalt sei Schwäche. Das Gegenteil ist der Fall! Auch hier gilt 
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aber, daß die Eirüieit der Partei in der Vielfalt Bestand haben muß. 
Wir sollten uns gerade deshalb darauf besinnen, daß es in unserer 
Verfassxmg den Grundsatz der Bundestreue für das Verhältnis von 
Bund und Ländern gibt und dieser Grundsatz der Bundestreue natur­
gemäß auch eine föderative Struktur bestimmen muß, wie sie die CDU 
in Nachbildung unserer föderativen Verfassung aufweist. 

Der dritte Bereich, in dem Vielfalt und Einheit in der CDU aufeinan­
derstoßen, ist der Bereich der Vielfalt der Meinungen. Tür eine 
Volkspartei, die der Vielfalt der Meinungen und Strömungen im Volke 
Ausdruck verleihen will, stellt sich immer wieder der Konflikt 
zwischen Vielfalt der Meinungen und Einheitlichkeit ihrer Stimme. 

Es gehört zu den auch von unseren Mitgliedern und Freunden immer 
wieder erhobenen Vorwürfen, die Partei spreche in der politischen 
Diskussion nicht mit einer Stimme. Der Wunsch der Mitglieder und 
der Öffentlichkeit, auf neue Prägen alsbald und eindeutig eine Ant­
wort zu erhalten, der Anspruch auf Orientierung und Klarheit ist 
verständlich. Der Bürger will auf der einen Seite mitdiskutieren, 
er will seine eigene Meinung zum Ausdruck bringen, er will sich 
selbst entfalten; aber er erwartet zugleich eine Art Orientiervings-
schutz von der Partei. Beide Ansprüche widersprechen sich, keiner 
ist ganz erfüllbar. Wer die offene Diskussion über die Antwort auf 
neue Fragen wünscht, kann sie nicht zugleich mit dem Hinweis auf 
die Gefahr der Zerstrittenheit iinterdrücken. 

(Beifall) 

Es kommt entscheidend darauf an, daß diejenigen, die sich in der 
Diskussion zu Wort melden, deutlich nur für sich oder eine Gruppie-
inmg sprechen, aber nicht für die ganze Partei, solange die Partei 
noch nicht entschieden hat. 

(Beifall) 

Worauf es ebenso deutlich ankommt, ist, daß nach einer Entscheidung 
durch die Partei in den berufenen Organen alle, die sich zu Wort 
melden, für diese Entscheidung der Partei sprechen. 

(Beifall) 

Es liegt in der Natur der Sache, daB der politische Gegner die offene 
Diskussion in unseren Reihen als Zeichen der Schwäche wertet; wir 
tun das umgekehrt genauso. Was er damit wirklich beabsichtigt, ist -
und dies gilt auch für einen Teil der öffentlichen Medien - der Ver­
such, die offene Diskussion in imseren Reihen durch ihre Diffamie­
rung als Zeichen der Zerstrittenheit zu unterdrücken. Wenn wir die­
ser Strategie entsprechen, dann zerstören wir unsere Fähigkeit zur 
politischen Entscheidung politischer Fragen und damit unsere Fähig­
keit, Volkspartei zu sein. 

Die Auseinandersetzung über dieses Problem ist heute einer der 
Hauptkriegsschauplätze zwischen den beiden großen Parteien. Sie ist 
einer der Hauptkriegsschauplätze deshalb, weil hier beide große 
Parteien gegenseitig ihre Fähigkeit testen, Konflikte in Solidari­
tät zu ertragen. Diejenige der beiden Parteien, die diese Fähigkeit 
zuerst verliert, verliert auch die Fähigkeit zu führen; denn sie 
verliert damit die Fähigkeit, politisch zu entscheiden. 

(Beifall) 
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Deshalb ist diese Diskussion mindestens etenso wichtig wie die 
Diskussion über Sachfragen. Wenn'wir uns von den öffentlichen 
Medien, von Beobachtern von draußen, von Eundfunk und Fernsehen 
und vom politischen Gegner einreden lassen, die CDU sei nicht in 
der Lage, unter Wahrung ihrer Solidarität, ihrer Grundwerte und 
ihrer Einheit die politischen Probleme in diesem Lande offen darzu­
stellen, auszutragen und zu entscheiden, dann werden wir nicht die 
Kraft haben, dieses Land zu führen. Deshalb ist es so wichtig, daß 
wir in diesem Punkt Auseinandersetzungen als etwas Positives be­
werten, - soweit sie sich im Rahmen unserer Organisationen nach den 
Regeln vollziehen, die wir dafür aufgestellt haben. Diese Grund­
haltung, die ja bis in jeden Kreis- und Ortsverband hinunter­
reicht - überall . besteht dasselbe Problem: in jedem Kommunalparla­
ment im Verhältnis zur Kreispartei,in jedem Laxidesparlament im 
Verhältnis zur Landespartei -, bewußt, offensiv als Konflikt, als 
Herausforderung anzunehmen und zu meistern, ist die eigentliche 
Quelle unserer Kraft während der letzten 5° Jahre gewesen \ind wird 
sie auch in Zukunft bleiben. 

(Beifall) 

Bei unserer Arbeit als Volkspartei haben wir in den letzten Jahren 
Höhen und Tiefen durchschritten. Wir haben Erfolge erzielt, aber 
auch manche Aufgabe ist unerledigt geblieben. Helmut Kohl hat schon 
vom Bundestagswahlkampf gesprochen. Seit dem Parteitag im Sommer 
1973 haben wir die geistige und politische Führung im Lande zurück­
gewonnen. Das bescheinigt •uns heute auch der politische Gegner. Für 
alle war der Hamburger Parteitag ein großes Erlebnis. Die Psurtei 
erprobte ihre Kraft und ihre Fähigkeit zur Entscheidung schwieriger 
politischer Fragen, und sie fand, daß sie mehr leisten konnte, als 
ihre Umwelt und viele in ihr selbst erwartet hatten. Im Aufwind des 
Hamburger Parteitages griff sie mit Erfolg die Grundsatzauseinander-
setzung mit den Sozialdemokraten und Sozialisten auf. Die Ausein­
andersetzung über die Tragfähigkeit des Godesberger Programms, -
gefördert durch die Wiedergewinnung der politischen Begriffe -, 
führte zu einer programmatischen und politischen Schwächung der SPD, 
von der sie sich bis heute nicht erholt hat. Brandt erwies sich als 
unfähig, die Einheit in seiner Partei zu wahren, nachdem der Schein­
kompromiß von Godesberg sich aus taktischen Gründen erledigt hatte 
und damit nicht länger tragfähig war. Nach einem einmaligen Verfall 
seiner Autorität mußte er gehen. 

Mit der Mannheimer Erklärung griff die CDU neue Themen auf und be­
stimmte damit die Diskussion im politischen Feld der sozialen Ge­
rechtigkeit, das bis dahin von vielen als ein Reservat der SPD an­
gesehen worden war. Sie präsentierte sich als liberale Alternative 
z\xm Verballiberalismus Maihoferscher Prägung und damit als eine 
attraktive Partei auch für liberale Wechselwähler. Die Einbrüche, 
die in Niedersachsen xind Bayern und später in Baden-Württemberg 
in den Reihen der FDP erzielt werden konnten, waren das Ergebnis 
dieser Politk. 

In Hannover öffnete sich die Partei der europäischen Frage in neuer 
und dramatischer Form. Die europäische Dimension unserer Ausein­
andersetzungen mit der sozialistischen Philosophie der Unfreiheit 
wurde deutlich, die Verantwortung für die freiheitliche Zukunft 
Europas anerkannt und von uns allen angenommen. 

(Beifall) 
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Alle diese Anstrengungen und Vorbereitungen trafen zusammen in der 
Organisation und Durchführung des Bimdestagswahlkampfes 1976. Die 
CDU hat diesen Wahlkajnpf hervorragend hestanden. Die Nachwahlunter­
suchungen zeigen, daß auch nach der Bildung der neuen Regierung die 
"Mehrheit der Bevölkerimg der Meinung ist, wir hätten diese Wahl 
siegreich bestanden und wir seien diejenigen, die das eigentliche 
politische Mandat haben. Die CDU hat das zweitbeste Wahlergebnis 
ihrer Geschichte und das beste Ergebnis erreicht, das eine Partei 
Je aus der Opposition erzielt hat. Helmut Kohl hat es schon ge­
tan, und ich möchte es an dieser Stelle auch tun: allen Mitarbeitern 
in der Bundesgeschäftsstelle, in den Landes- und Kreisverbänden und 
den Tausenden von freiwilligen Helfern zu danken, die diesen Wahl­
kampf möglich gemacht haben. 

(Beifall) 

Ohne ihren Einsatz, ihre unermüdliche Bereitschaft, morgens an den 
Werkstoren, tagsüber an den Informationsständen, nachts in den Druk-
kereien und bei der Auslieferung unserer Flugblätter mitzuwirken, 
wäre dieser Weihlkampf unmöglich gewesen. Es war eine große solidari­
sche Gemeinschaftsleistung für eine politische Idee, für ein politi­
sches Ziel und für den Mann, der uns in diesem Wahlkampf geführt hat 
und dessen unermüdlicher Einsatz, dessen Leistung und Stehvermögen 
entscheidend zum Erfolg dieser Biindestagswahl beigetragen haben. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir werden aus der Bundestagswahl und dem Bundestagswahlkajupf noch 
eine Reihe von Schlußfolgerungen zu ziehen haben. Lassen Sie mich 
hier nur drei erwähnen: 

1. Wir haben ein hervorragendes Ergebnis bei einer Wahlbeteiligung 
von über 9o % erzielt. Die Nichtbeteiligvmg an d^r Bundestagswahl 
entsprach in etwa dem durchschnittlichen Krankenstand bei Groß­
unternehmen - und dies, obwohl ein wesentlicher Teil der Wahlbe­
völkerung älter ist als die arbeitende Bevölkerung. Wir können da­
von ausgehen, daß praktisch jeder, der gehen konnte, zur Wahl ge­
gangen ist. 

Das ist eine hervorragende Leistung, wenn Sie überlegen, daß es bei 
uns im Lande keine Wahlpflicht gibt. Eine bessere Dmonstration der 
politischen Verantwortung unserer Bevölkerung ist nicht denkbar! 

(Beifall) 

Ich ziehe daraus die Schlußfolgerung, daß für uns auch in Zukunft 
gelten sollte, daß wir unsere Wahlsiege nicht von Wahlenthaltungen 
erwarten, sondern durch Überzeugung der Bürger gewinnen wollen. 

(Beifall) 

2. Die CDU war während des gemzen Wahlkampfes in der Offensive, und 
zwar aus der Oppositionsrolle heraus. Das bescheinigen uns nicht nur 
die Nachwaliluntersuchungen der Demoskopen, sondern auch die Wahl­
analyse der Sozialdemokraten, die Herr Börner und Herr Koschnick er­
stellt haben. Das Grundthema unserer Auseinandersetzung "Freiheit 
statt Sozialismus" war bis zuletzt für den Wahlkampf bestimmend. 
Seine Darstellung, die Diskussion über die Bedeutung einer freiheit­
lichen Gesellschaft, hat dazu geführt, daß den Menschen, der Bevölke-
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rung die politische Forderung: daß die persönliclie Freiheit auf­
rechterhalten bleibt, daß der Staat nicht immer mehr reglementiert, 
wahrend des Verlaufs des Wahlkampfes immer wichtiger erschienen ist. 

Während im Juli 1976 60 % diese Forderung als besonders wichtig be­
zeichneten, waren es im November 1976 7° % der Bevölkerung: Im Be­
reich der SPD-Wähler 5° % im Juli und 67 % im November. 

Auch die Notwendigkeit, die Freiheit in Europa gegen das Vordringen 
des Kommunismus zu verteidigen, wurde von den Bürgern anerkannt: 
51 % hielten es im Juli für eine besonders wichtige Forderung, 62 % 
im November. 
Es ist eine der besten Leistungen, die man in einem Wahlkampf er­
bringen kann, wenn man das Thema, für das man politisch antritt, bei 
der Bevölkerung mit immer größerer Bedeutiing ausstattfin kann, d.h. 
wenn man überzeugen kann. Wir haben überzeugt! 

(Beifall) 

3. Für mich war die erstaunlichste \ind zugleich politisch nach­
haltigste Erkenntnis aus dieser Bundestagswahl die Bereitschaft der 
breiten Mittelschichten iinseres Volkes, sich aktiv am Wahlkampf zu 
beteiligen. Wer sich mit den Ursachen für das Scheitern der Weimarer 
Republik befaßt, der stellt fest, daß einer der wichtigsten Gründe 
für dieses Scheitern des ersten demokratischen Experiments auf 
deutschem Boden im 2o. Jahrhundert darin lag, daß sich wesentliche 
Teile der Bevölkerung im Bereich der Mittelschichten, vom Handwerker 
bis zum Anwalt, dem demokratischen System verweigerten, daß sie ab­
seits standen oder es schlechterdings ablehnten, weil es von den 
Bürgern, nach Ablösung des Kaiserreiches, plötzlich ein politisches 
Bekenntnis und ein politisches Engagement verlangte. Dieses politi­
sche Bekenntnis und Engagement ist in diesem letzten Bundestagswahl­
kampf für die CDU in einer überwältigenden Weise geleistet worden. 

(Beifall) 

Nach diesem Wahlkampf können wir nicht mehr sagen, daß es in \mserem 
Lande eine wesentliche Gruppe von Bürgern gibt, die abseits der De­
mokratie steht. Die Demokratie ist nicht nur formal angenommen wor­
den; sie ist erlebt worden, und zwar als etwas Schönes, als etwas 
Positives, als eine Chance zur Solidarität, als eine Chance zur Ge­
meinsamkeit, zum gemeinsamen Gestalten unserer Zukunft und damit als 
unsere Zukunft. 

(Beifall) 

Dieses hervorragende Wahlergebnis ist eine gute Grundlage für unsere 
weitere politische Arbeit. Helmut Kohl hat schon darauf hingewiesen. 
Es gibt uns auch Gelegenheit, eine Reihe von Problemen zu lösen, die 
wir noch lösen müssen. 

Ich will im letzten Teil meines Berichtes auf einige dieser Fragen 
eingehen: 

Zu diesen Problemen gehört in meinen Augen die weitere Entwicklung 
des Inhalts unserer politischen Aussagen. In meinem Rechenschafts­
bericht an den Parteitag in Mannheim habe ich auf die Bedeutung der 
geistigen Auseinandersetzung der Partei mit den Herausforderxingen 
hingewiesen, die über den Tag hinausreichen, und auf die Gefahr, 
cfeß diese Auseinandersetzung über den großen Anforderungen des Tages 
und der Wahlkämpfe zu kurz kommen könnte. Vor allem die Notwendig­
keit, fast täglich um die Erhaltung oder Gewinnung von Mehrheiten zu 
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ringen, kaxm zu einer Schwächung der demokratischen Regierungsform 
führen. Die Folge wäre, daß die Aufgabe des Regierens an diejenigen 
übergeht, die sich dem dauernden Plebiszit der Wahlen und der öffent­
lichen Meinung entziehen können: die staatlichen und gesellschaft­
lichen Bürokratien und die Funktionsträger der großen Verbände und 
Organisat ionen. 

Uns ist heute als Aufgabe gestellt, die politische Führung, die wir 
im Wahlkampf so eindeutig demonstriert haben, auf die Zukunft zu 
richten. Diese Aufgabe ist nicht leicht. Der Partei fällt es immer 
wieder schwer, in wichtigen Fragen aus der Vielfalt der Meinungen 
die Einheit der Antwort zu gewinnen, die von allen getragen wird. 
Das ist nicht nur ein Problem unserer Partei! Was sich in diesen 
Schwierigkeiten widerspiegelt, ist, daß es heute viel schwieriger 
geworden ist, eindeutige Antworten zu geben. Die Ziele, an denen wir 
unser politisches Handeln orientieren und die uns durch die Notwendig­
keiten des Lebens vorgegeben werden, sind heute weit undeutlicher als 
früher. 

In der Zeit des Wiederaufbaus gab es für uns klare Ziele: den Auf­
bau des zerstörten Landes, den Aufbau einer freiheitlichen Demo­
kratie. Wir konnten Schritt für Schritt vorgehen. Die Wohnungs­
knappheit war zu überwinden, Straßen waren zu bauen, Arbeitsplätze 
zu schaffen, Exportmärkte zu gewinnen. Schulen und Universitäten 
zu vermehren, generell die soziale Sicherheit zu stärken und der 
Lebensstandard zu heben. 

Heute müssen wir unter dem Diktat der Knappheit der Mittel und der 
Möglichkeiten zwischen vielen Zielen und Chancen auswählen. Heute 
geht es nicht mehr um den Aufbau unseres Landes, sondern um seinen 
zukünftigen Auftrag in Europa und in der Welt - und dieser ist 
keineswegs so eindeutig. 

Es ist keineswegs eindeutig, ob unser Land eine Pührungsrolle in 
Europa übernehmen soll oder nicht. Es ist keineswegs eindeutig, 
ob diese Führungsrolle im politischen, im militärischen oder im 
wirtschaftlichen Bereich ihren Schwerpunkt haben soll. Es ist 
keineswegs eindeutig, welches die Rolle der Bundesrepublik gegen­
über den Drittländern ist. Es ist keineswegs klar, ob wir uns auf 
wenige Entwicklungsländer konzentrieren und diese aufbauen sollen 
oder ob wir viele gleichmäßig zu bedienen haben. Es ist keineswegs 
klar, in welchem Verhältnis wir das Nord-Süd-Gefälle bewältigen und 
was sich für Konsequenzen für unsere Innen- und Außenpolitik aus 
diesem Gefälle ergeben. Alles dies ist offen, und es ist auch offen 
in unseren eigenen Reihen. 

Heute ist für viele der Wunsch, das Erworbene zu bewahren, wichtiger 
als der Drang, es zu erneuern. Wir leben in einer Zeit der Vielfalt 
möglicher Ziele. Darin liegt unsere Schwierigkeit begründet, eine 
klare Antwort auf die Frage zu geben: Wohin? 

Zugleich ist aber auch die Meinungspalette in der Partei selbst 
breiter geworden. Mit der Vermehrung der Mitglieder, mit der 
gleichmäßigeren Vertretung aller Gruppen und Schichten und mit dem 
erwachten Demokratiebewußtsein unserer Bürger tritt neben die Viel­
falt der Ziele die Vielfalt gleichwertiger Ansprüche, Erwartungen 
und Hoffnxingen. So treffen zwei Entwicklungen zusammen, die beide 
die Führung einer Volkspartei erschweren. 

Entsprechend offen sind unsere Antworten auf eine ganze Reihe neuer 
politischer Fragestellungen. Der Parteitag wird am Mittwoch das 
Arbeitsprogramm beraten, das ihm der Bundesvorstand zur Annahme 
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empfiehlt. Es enthält einige der wichtigsten Themen, zu denen wir 
Antworten brauchen, um sie mit Hilfe unserer Mitlieder, unserer 
Abgeordneten und unserer Organisationen umsetzen zu können und 
mehrheitsfähig zu machen. 

Weitere Themen warten auf Antwort. Das Problem der Begrenzung der 
öffentlichen Personalkosten, allgemeiner: die Fragen der Reform des 
öffentlichen Dienstes stehen im innenpolitischen Bereich ebenso an 
wie die Fortentwicklung vmserer Ausländerpolitik. In der Wirt­
schaftspolitik müssen wir uns auseinandersetzen mit Fragen der re­
gionalen und sektoralen Strukturplanung, mit den Vorstellungen, die 
die Sachverständigen zur Beurteilung des gesellschaftlichen und 
sozialen Wandels entwickelt haben, ebenso wie mit der Fortführung 
der Vermögenspolitik. 

Wir haben eine Reihe von organisatorischen Vorkehrungen getroffen, 
um durch die Bundesfachausschüsse und in der Zusammenarbeit mit der 
Bundestags- und den Landtagsfraktionen diese und andere Fragen vor­
anzutreiben. 
Ich möchte hier auch einmal all denen in der Partei und unter Ihnen, 
die in den Bundesfachausschüssen mitarbeiten, vor allem auch deren 
Vorsitzenden, meinen sehr herzlichen Dank für diese umfangreiche 
und vielfältige, meistens unter Ausschluß der Öffentlichkeit statt­
findende Arbeit aussprechen, mit der man weniger Lorbeeren ernten 
als die Partei und. ihre Politik weiterbringen kann. 

Wir haben in den letzten Jahren eine Fülle organisatorischer Einzel­
maßnahmen vorgenommen. Sie betreffen vor allem unsere Organisation 
und unsere Mitarbeiter. Die Bedeutimg der hauptamtlichen Mitarbeiter, 
meine Damen und Herren und verehrte Delegierte, die Bedeutung gerade 
dieser Truppe auf Bundes-, Landes- und Kreisebene kann von uns allen 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. 

(Beifall) 

Die Zusammenarbeit mit den hauptamtlichen Mitarbeitern der Partei 
auf allen Ebenen, angefemgen mit den Kollegen in der Geschäfts-
leitvmg des Konrad-Adenauer-Hauses bis zu den Kreisgeschäftsführern 
und Sozialsekretären, gehört zu den schönsten Erfahrungen meiner 
Amtszeit. Ich möchte allen denen, die mir bei der Bewältigung meiner 
Aufgaben in so hervorragender Weise durch ihre Loyalität und Zu­
sammenarbeit geholfen haben, meinen herzlichen Dank aussprechen. 

(Beifall) 

Ich möchte meinen Dank vor allem den Kollegen aus der Geschäfts­
leitung aussprechen: Karl-Heinz Bilke, Meinhard Miegel, Günter Meyer 
und Peter Radunski. 

(Beifall) 

Ich möchte ein ganz besonderes Wort des Dankes an die bis vor kurzem 
stellvertretende Bundesgeschäftsführerin Dorothee Wilms richten, 

(Beifall) 

die bald nach dem Parteitag im Sommer 1973 meiner Bitte entsprochen 
und eine sehr interessante berufliche Tätigkeit zugunsten einer 
Tätigkeit für die Pai-tei aufgegeben hat. 

Unsere Arbeit, die Arbeit der Volkspartei wird entscheidend bestimmt 
durch unser Verhältnis zur gesellschaftlichen Umwelt. Wenn die Partei 
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ihre Aufgabe darin sieht, alle politischen Strömungen und Schichten 
des Landes unter einer •bestimmten politischen Richtung zusammenzu­
fassen und zu repräsentieren, so kann dies nicht ohne Bedeutung für 
ihr Verhältnis zu den Organisationen und Gruppen sein, die bestimmte 
Interessen vertreten. Für mich war dies immer ein zentrales Thema 
meiner Arbeit: Das Verhältnis zu den gesellschaftlichen Gruppenl 
Für die CDU muß es eine zentrale Fragestellung ihrer politischen 
Tätigkeit und ihres Selbstverständnisses sein. 

Ein besonderes Verhältnis, meine Damen und Herren, hat uns immer 
mit den Kirchen verbunden. Ich sage dies hier vorweg, weil die 
Kirchen nicht zu den gesellschaftlichen Gruppen im eigentlichen 
Sinne gehören, sondern nach -unserem Verständnis ebenso wie nach dem 
Verständnis xinserer Verfassung eine Sonderstellung einnehmen. Die 
Entwicklung zur mitgliederstarken Volkspartei hat naturgemäß auch, 
den Dialog zwischen den politischen Parteien vind den Kirchen berührt. 
Wichtig ist auch hier, daß sich die Mitgliederstruktxir der Partei 
der Struktur der Gesamtbevölkerung nähert. Während bis zum 5''• Januar 
197^ Hin" rund 3o % unserer Mitglieder evangelisch als Konfession an­
gaben, lag deren Anteil bei den Neuzugängen im Jahre 1976 bei ^1 %. 

(Beifall) 

Ebenso interessant ist jedoch auch, daß die Zahl derer wächst, deren 
Konfessionszugehörigkeit der Partei nicht mehr bekannt ist, weil sie 
Angaben zui Konfession im Zusammenhang mit dem Eintritt in die Partei 
nicht für notwendig halten. Unter den Neuzugängen 1976 waren fast 
8 % der Meinung, daß es einer Konfessionsangabe nicht bedürfe, wenn 
man Mitglied einer Partei wird, die das Wort christlich in ihrem 
Namen führt. Auch darin scheint sich mir ein Ziel unserer Partei 
zu verwirklichen. 

Sie sehen also, daß auch in diesem Fall eine wesentliche Änderimg 
eingetreten ist. 

Die Volkspartei stellt jedoch auch neue Fragen bezüglich des Dialogs 
mit den christlichen Kirchen und Religionsgemeinschaften. Das Wesen 
und die Bedeutung dieses Dialogs haben uns in den letzten Jahren 
in Gesprächen mit der Kirche immer wieder beschäftigt. Dies gilt 
vor allem für die Grundwerte-Diskussion und die Frage nach der 
iinterschiedlichen Legitimation von Wertentscheidungen im kirch­
lichen und im politischen Bereich. Mir scheint für den christlichen 
Charakter unserer Politik entscheidend zu sein, daß wir uns nicht 
nur den aus christlich-abendländischer Tradition abgeleiteten Werten 
verpflichtet fühlen, sondern auch bereit sind, gegenüber den christ­
lichen Kirchen eine Verpflichtung zur Begründung anzuerkennen, wenn 
wir aus politischen Gründen von den Normen und Vorstelliingen ab­
weichen, die die Kirchen für den glaubenden Menschen verkünden. 
Es scheint mir von großer Bedeutung zu sein, den Dialog gerade über 
diese Fragen weiterzuführen und sich zugleich in der Diskussion 
über die Grundwerte, ihren Inhalt und ihre Verbindlichkeit gegen­
seitig zu befruchten. 

Von besonderer Bedeutung ist die Stellung unserer Partei im Ver­
hältnis zu den großen gesellschaftlichen Gruppen. Schon bald nach 
der Übernahme des Amtes des Generalsekretärs habe ich in einer Rede 
auf dem Landesparteitag in Baden-Württembeyg auf die Notwendigkeit 
verwiesen, nicht n\u? für das private Eigentum, sondern auch für die 
Verbeindsautonomie als Form privatrechtlicher Selbständigkeit eine 
Sozialpflichtigkeit anzuerkennen. Nachdem es zunächst zu heftigen 
Auseinandersetzungen über diese These kam, ist sie heute allgemein 
anerkannt. Wir haben sie in der Mannheimer Erklärung als einen Teil 
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der Neuen Sozialen Frage politisch formuliert. Der Bundespräsident 
hat in seiner jüngsten Münchner Rede keinen Zweifel daran gelassen, 
daß auch die Interessengruppen "heute ihr eigenes Interesse gar nicht 
richtig definieren können, ohne ein Gesamtbild der Politik entworfen 
zu hahen". Das heißt, das Interesse einer Gruppe läßt sich nur vom 
Allgemeinwohl bestimmen. Umgekehrt kann die Gruppe ein Interesse 
auf Dauer nur erfolgreich vertreten, wenn es mit dem Allgemeinwohl 
vereinbar bleibt. 

Für die CDU hat sich im letzten Jahr die Frage nach ihrem Verhältnis 
zu den gesellschaftlichen Gruppen aus Anlaß des Bundestagswahlkampes 
in nachdrücklicher Weise gestellt, vor allem in Gestalt der Frage 
nach dem Verhältnis zu den Gewerkschaften. 

Während der fünfziger Jahre haben SPD und FDP immer wieder die Tat­
sache kritisiert, daß Vertreter der Kirchen mit der Autorität der 
Kanzel auf die Entscheidung der Wähler in Bundestagswahlen einge­
wirkt haben. Es waren gerade die Sozialdemokraten, die diese Ein­
wirkung als eine unzulässige Einmischung in die freie Wahlentschei­
dung des Wählers und damit als eine Verletzung der Chancengleichheit 
der Parteien beanstandeten. Das Engagement der Kirchen zugunsten 
eines bestimmten Wählerverhaltens, die Aufforderung, in einer be­
stimmten Weise zu wählen, gehört der Vergangenheit an. Wir haben 
dieses Problem gelöst. 

Aber nicht nur die Kirchen, meine Damen und Herren, auch die Ge­
werkschaften haben Kanzeln. Und gerade im Ruhrgebiet sind die 
Kanzeln der Gewerkschaften mächtiger, als die Kanzeln der Kirche 
es waren. 

(Lebhafter Beifall) 

Gerade im Ruhrgebiet wurde im zurückliegenden Bundestagswahlkampf 
von den Kanzeln der Gewerkschaften für eine Wahl der Sozialdemo­
kratischen Partei geworben, wa.<i zwar in einem Umfang und mit einem 
Einsatz, der weit über früher bekannte Mitwirkungen gesellschaft­
licher Gruppen hinausging. Dieses Problem ist noch nicht gelöst. 

(Beifall) 

Wir konnten diese Frage im Wahlkampf nicht unerwähnt lassen. Wir 
mußten die Frage stellen, ob unsere Gewerkschaften und damit der 
große Gedanke der Einheitsgewerkschaft nicht von den Sozialdemo­
kraten mißbraucht werde, ob sich die Gewerkschaften nicht mißbrauchen 
ließen und ihre Mitglieder nicht mißbrauchten, als sie im Wahlkampf 
offensiv für die Sozialdemokratische Partei eintraten. 

Wir haben uns deshalb in der Schlußphase des Wahlkampfes offensiv 
mit dem Mißbrauch der Gewerkschaften durch die Sozialdemokratische 
Partei befaßt. Zugleich haben wir die Amterhäufung und die Ämter-
verfilzung kritisiert, die vor allem für die politische Landschaft 
des Ruhrgebietes, aber - ausweislich der Zeugnisse aus berufenem 
Munde - auch für andere sozialdemokratisch regierte politische Re­
gionen chrakteristisch ist, wie für Berlin oder Frankfurt. 

Wenn ich "wir" sage, dann deshalb, weil dies - im Gegensatz zu 
mancher heute geäußerten Kritik - nicht ein Alleingang des General­
sekretärs war. 

(Beifall) 

Nicht nur die Führung und die Bundespartei haben diese Auseinander­
setzung voll mitgetragen. Sie hat vor allem auch bei den CDU-Wählern 
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eine überwältigende Zustimmung gefunden. 

(Beifall) 

Eine demoskopische Umfrage auf dem Höhepunkt des Wahlkampfes mit 
einer repräsentativen Zahl von Befragten hat gezeigt, daß 85 % 
der Gesajnthevölkerung dafür eintreten-, daß sich die Gewerkschaften 
im Wahlkampf neutral verhalten sollen. 

(Beifall) 

Unter unseren Wählern sind es sogar 95 %• Seihst 75 % der SPD-
Wähler und 95 % der FDP-Wähler sind dieser Auffassung. Die über­
wältigende Mehrheit der Bevölkerung teilt damit unsere Ansicht! 
Die Gewerkschaften sollten bei der weiteren Diskussion ihrer Rolle 
in Wahlkämpfen daran nicht vorbeigehen. 

(Beifall) 

Dabei geht es - und das ist wichtig - um zwei Probleme: einmal um 
das Selbstverständnis der Einheitsgewerkschaft im Verhältnis zur 
politischen Paxtei während des Wahlkampfes. Hier hat das Bundes­
verfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 2. März 1977 niit 
großer Eindringlichkeit darauf hingewiesen, daß die Wahrxing der 
Chancengleichheit unter den politischen Parteien während des Wahl­
kampfes zu den unverzichtbaren Voraussetzungen für die Verwirklichung 
der Demokratie gehört. 

(Beifall) 

Das Volk als Souverän, so sagt das Gericht, kann nur dann frei 
entscheiden, wenn der Wettbewerb der politischen Parteien frei von 
sachfremden Einflüssen bleibt. Das Bundesverfassungsgericht hat 
deshalb die Einmischung der Bundesregierung in den Wahlkampf durch 
Unterstützung der SPD und FDP mit öffentlichen Mitteln als ver­
fassungswidrig bezeichnet. 

(Beifall) 

Der Grundgedanke dieser Entscheidiuag reicht jedoch weit über die­
sen Sachverhalt hinaus: Es ist heute xinbestritten, daß die Verfas­
sungsordnung nicht nur im Verhältnis von Staat und Bürger gilt, 
sondern ihre Grundsätze in allen Bereichen der Gesellschaft Respekt 
und Beachtung erwarten können. 

(Beifall) 

Dieses allgemeine Prinzip muß deshalb vor allem dann Gültigkeit 
haben, wenn es um elementare Grundsätze der freiheitlichen Demo­
kratie im Verhältnis zu wesentlichen gesellschaftlichen Kräften 
geht. 

Gerade deshalb halte ich es für erforderlich, daß wir die schon 
vereinbarten Gespräche mit dem Deutschen Gewerkschaftsbxind nutzen, 
um anhand von Einzelbeispielen eine Verständigung darüber herbei­
zuführen, ob und in welchem Umfang die Einschaltung der Gewerk­
schaften in den Wahlkampf mit den Grundsätzen der Chancengleich­
heit der politischen Parteien vereinbar ist. 

(Beifall) 
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Die Bundesgeschäftsstelle hat zur Vorbereitung dieser Gespräche 
aufgrund einer Fülle schriftlicher Unterlagen 1oo Beispielsfälle 
ausgesucht, anhand derer eine solche Diskussion geführt werden 
kann. Sie sollten einer gemischten Kommission von DGB und CDU 
übertragen werden, in der Hoffnung, daß wir während der wahlfreien 
Zeit der Lösung dieses schwierigen Problems näherkommen. 

Es sollte jedenfalls nicht wieder vorkommen, daß sich die Gewerk­
schaften in einer Unzahl von Hentnerveranstaltungen dazu hergeben, 
den Rentnern durch führende Sozialdemokraten die Problemlosigkeit 
der Altersversorgung vortragen zu lassen, nur um die damit begrün­
deten Erwartungen nach der Wahl zu enttäuschen. Der besondere An­
stieg der Wahlbeteiligung im Bereich älterer Menschen steht sicher 
nicht beziehungslos zu dieser Kampagne. Und sie ist sicher nicht 
ganz unerheblich gewesen für den Wahlausgang, wenn wir daran den­
ken, daß 35o 000 Stimmen - anders abgegeben - heute in Bonn zu 
anderen Eegierungsverhältnissen geführt hätten. 

Das zweite Problem ist das der Imterverfilzung. Wir haben vor we­
nigen Tagen die 30jährige Wiederkehr der Beschlußfassung über das 
Ahlener Programm gefeiert. Einer der entscheidendsten Grundsätze 
des Ahlener Programms ist das machtverteilende Prinzip des Wettbe­
werbs. Zur Verwirklichung dieses Prinzips gehört es, gesellschaft­
liche Mächte auf eine große Zahl von Institutionen zu verteilen, 
die sich im Wettbewerb untereinander kontrollieren. Mit diesem 
machtverteilenden Prinzip des Wettbewerbs schützen wir die Frei­
heit des Bürgers vor dem Mißbrauch gesellschaftlicher Macht. Die­
ses machtverteilende Prinzip ist unsere freiheitliche Antwort auf 
die Notwendigkeit dieses Schutzes. Neben dem Prinzip der Gewalten­
teilung im staatlichen Bereich ist es das tragende Prinzip unserer 
Vorstellung von einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung. 

(Beifall') 
Zu den wirksamsten Mitteln, das machtverteildende Prinzip des 
Wettbewerbs außer Kraft zu setzen, gehört die Häufung der Ämter. 
Die Ämterhäufung, d.h. die Häufung der Funktionen in verschie­
denen gesellschaftlichen Einrichtungen in einer Person, ist die 
wirksamste Form der Kartellierung, die es gibt, und damit die 
wirksamste Form der Machtzusammenballung zum Nachteil des Bürgers. 
Deshalb ist die Diskussion über die Ämterverfilzung ein Teil 
lonserer Diskussion über das Thema "Freiheit statt Sozialismus". 

(Lebhafter Beifall) 

Es ist für mich selbstverständlich, daß wir diese Diskussion auf 
alle Bereich ausdehnen, in denen das Problem der Ämterverfilzung 
besteht. Wir kennen hier nicht die eine oder die andere Seite. 
Überall, wo dieses Problem auftritt, wird es zu lösen sein. 

Lassen Sie mich ein weiteres zu diesem Thema sagen: Zum Verhält­
nis der Parteien zur gesellschaftlichen Umwelt, insbesondere dem 
Thema der Medien. Neben der Einwirkung gesellschaftlicher Organi­
sationen auf den Wahlkampf steht als ebenso bedeutsames Problem 
die Einwirkung der Medien - insbesondere der Rundfunk- und Fern­
sehanstalten - auf den Wahlkajnpf. Auch diesbezüglich ist das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts bedeutsam. 

Meine Damen und Herren, was für den Staat und die gesellschaft­
lichen Gmippen gilt, nämlich der Respekt vor der Chetncengleichheit 
der Parteien, gilt natürlich in gleicher Weise für die Rundfunk-
und Fernsehanstalten. 

(Beifall) 
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Sie gehören zu den wichtigsten Kommunikationsmitteln zwischen Re­
gierung, Parteien und Bevölkerung. Ohne die Mitwirkung der Medien 
können die Parteien die Mittlerfunktion nicht erfüllen, die ihnen 
die Verfassung zuschreibt. Verfälschen die Medien die Aussagen 
der Parteien oder bilden sie eindeutige Präferenzen für eine be­
stimmte Partei oder Gruppierung, so beeinflussen sie die Wahlent­
scheidung der Bevölkerung, verletzen damit das Gebot der Chancen­
gleichheit der politischen Parteien und somit einen elementaren 
Verfassungsgrundsatz. 

(Beifall) 

Viele von uns sind der Auffassung, daß die CDU im letzten Bundes­
tagswahlkampf von den Medien benachteiligt worden ist. Die Aus­
wertung entsprechender Erkenntnisse nach der Bundestagswahl hat zu 
Auseinandersetzungen über die Verläßlichkeit dieser Erkenntnisse 
geführt. Ich halte es für unerläßlich, diesem Problem nachzugehen, 
eine Klärung herbeizuführen und die notwendigen Konsequenzen zu 
ziehen. 

(Beifall) 

Wir müssen auch in diesem Bereich die Voraussetzungen für faire 
und wirklich freie Wahlen garantieren. Mit dpa habe ich bereits 
ein entsprechendes Grundsatzgespräch vereinbart, dem WDE habe ich 
es angeboten. 

Zu einem besonderen Problem für die politischen Parteien und ihren 
Führungsauftrag sind in den letzten Jahren die Bürgerinitiativen 
geworden. Auch die CDU sieht sich mit diesem Problem konfrontiert; 
als allgemeine Frage ebenso wie im Rahmen ihrer politischen Ver­
antwortung in den Ländern Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen. 

Wir werden uns in den kommenden Monaten mit der politischen, aber 
auch organisatorischen Einordnxmg der Bürgerinitiativen zu befassen 
haben. Schon heute scheint mir jedoch sicher, daß die Bürgerinitia­
tiven die Folge einer bedenklichen Entpolitisierung der Parteien 
und der Parlamente sind. Vor allem zwei Entwicklungen haben dazu 
beigetragen. 

Zxim einen fällt es den Parlamenten immer schwerer, ihre Verpflich­
tung: Kontrolle der Regierung und der Regierungsbürokratie wahrzu­
nehmen. Weil ihnen angesichts der zunehmenden Pragmatisierung unse­
rer Politik die ordnungspolitischen Kriterien für eine echte Kon­
trolle des Regierungshandelns fehlen, flüchten sie aus der parla­
mentarischen Verantwortlang in die Regierungstätigkeit, beteiligen 
sich mit ihren dafür unzureichenden Mitteln soweit sie können am 
Regieren und werden so zunehmend - jedenfalls in ihrer Mehrheit -
zu Verlängerungen der Exekutive. Das 'Verhältnis von Parlament und 
Exekutive hat sich von einer Ableitung der politischen Legitimation 
der Exekutive aus dem Parlament umgekehrt zu einer Beherrschung des 
Parlaments durch die Exekutive. 

Damit entfernen sich die Parlamente aber von den eigentlichen poli­
tischen Fragestellungen und nehmen zunehmend nur noch die Fragen 
auf, die ihnen von den Regierungen gestellt werden. Die Zunahme 
administrativen und damit bürokratischen Denkens und Handelns auch 
im Bereich der Parlamente ist die Folge. 

Zum anderen haben die politischen Parteien - und dies gilt auch für 
uns - sich in dem Maße "entpolitisiert", indem sie sich gescheut 
haben, die in den Parlamenten vernachlässigten politischen Frage­
stellungen ihrerseits aufzugreifen \ind in die Parlamente hineinzu­
tragen. 
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Zahlreiche Ursachen haben zu dieser Entwickliing beigetragen: unsere 
Unsicherheit gegenüber der eigenen Grundordnung und ihrer Belast­
barkeit. Obwohl sich das Netz der Grundwerte als außerordentlich 
stabil erwiesen hat: Wann immer es zu einer wirklichen Belastung 
kam, nahm der Hut ab, die Tragfähigkeit der Grundordnung zu testen 
und die Bürger aus den Grundwerten in Pflicht zu nehmen. 

Hinzu tritt die allgemeine Sorge vor Konflikten, über die wir be­
reits sprachen, und nicht zuletzt die Sorge der politischen Füh­
rung vor den Belastungen, die sich aus der Unübersichtlichkeit ei­
ner komplexen Gesellschaft xmd den Schwierigkeiten ergeben, Ant­
worten zu finden. 

Das Ergebnis ist eine Verweigerung politischer Verantwortung in 
wichtigen Bereichen unseres Lebens. Politische Sachverhalte wer­
den administrativ behandelt. Der Bürger wird nicht geführt, son­
dern verwaltet. Und er wehrt sich dagegen. Mit der Bürgerinitia­
tive durchbricht er den Kreislauf der Entpolitisierung und zwingt 
die Beteiligten zur Rückkehr zur politischen Fragestellung. Er ist 
nicht länger bereit, einer scheinbaren Sachgesetzlichkeit zu fol­
gen, die sich an die Stelle von Politik gesetzt hat und das Leben 
zu mechemisieren droht. 

Das Problem der Bürgerinitiativen läßt sich nur lösen durch poli­
tische Parteien, die die politische Führung für sich zurückge-
winnep, und die den Mut haben, neue Fragen aufzugreifen. Wir müssen 
die Bürger davon überzeugen, daß es ihrer spontanen Initiative 
nicht bedarf, um politischen Fragestellungen Gehör und Respekt zu 
verschaffen. 

Entscheidend für den Ort der politischen Partei und damit unserem 
Führungsauftrag und unsere Verantwortung ist schließlich die Rolle 
der Partei im Gefüge der Verfassung und der staatlichen Ordnung. 

Es ist vor allem dieser Bereich, der durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1977 von Grund auf verändert 
wird. Wir alle können uns über die Konsequenzen dieser Entscheidung 
noch nicht ausreichend Rechenschaft ablegen. Das Bundesverfassungs­
gericht hat die politischen Parteien von der Exekutive gelöst. Es 
hat die politischen Parteien wieder verselbständigt. Es hat sie 
wieder ganz auf ihre eigene Verantwortung zur politischen Führung 
und politischen Gestaltung unseres Lebens verwiesen. Die poli­
tischen Parteien können sich nicht länger hinter dem Rücken der 
Regierung, hinter der Autorität des Amtes und hinter den öffent­
lichen Haushalten verbergen. 

Daß diese Entscheidung, die die Verwendung öffentlicher Mittel im 
Wahlkampf zugunsten einer politischen Partei für verfassungswidrig 
erklärt, alle Parteien betrifft, ist offensichtlich. Auch in den 
Bereichen, in denen die CDU Verantwortung trägt oder getragen hat, 
ist den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils an das 
Gebot der Neutralität im Wahlkampf nicht immer Rechnung getragen 
worden. Wir wußten dies, ehe wir die Klage beim Bundesverfass\ings-
gericht erhoben haben, und wir haben bewußt die Konsequenzen eines 
obsiegenden Urteils auch für unsere eigene politische Arbeit und 
unseren Verantwortungsbereich in Kauf genommen. Meine Damen und 
Herren, wir haben mit unserer Klage bewiesen, daß es einer Bürger­
initiative nicht bedarf, wenn eine politische Partei ihrerpoli­
tischen Verantwortung wirklich gerecht wird. 

(Beifall) 
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Mit der zentralen Stellung, die das Bundesverfassiongsgericht uns 
als politischer Partei und Volkspartei bei der Willensbildung des 
Volkes zuweist, sind auch, unsere Verantwortlichkeiten neu definiert. 
Wir werden die Konsequenzen des Urteils gerade in dieser Hinsicht 
sorgfältig zu beraten und bei unserer weiteren Arbeit zu berück­
sichtigen haben« Einige dieser Konsequenzen habe ich in meinem 
Rechenschaftsbericht aufgeführt. Natürlich hat dieses Urteil auch 
eine eminent politische Bedeutung. Es ist ganz offensichtlich, 
daß die Verfassungsrichter der Bundesregierung in einer ungewöhn­
lich klaren Sprache - und zwar in einem Verhältnis von 7 '• ^ > wo­
bei 2 der abweichenden Voten noch schärfer formulieren als die 
Mehrheit - bescheinigen, daß sie die Verfassung auf das schwerste 
verletzt und aufgrund dieser Verfassungsverletzung die Chancen­
gleichheit der Parteien im Wahlkampf erheblich gestört hat. Es ist 
gar keine Frage, daß die Bundesregierung nicht gutgläubig war. Wir 
haben die Bundesregierung bereits im Frühjahr letzten Jahres auf 
die Gefahr einer solchen Verfassungsverletzung hingewiesen. Wir 
haben ihr bereits vor der Klageerhebting immer wieder vorgehalten, 
daß das, was sie tut, nach unserer Auffassung mit dem Griindgesetz 
unvereinbar sei. Die Arroganz, mit der der Sprecher der Bundesre­
gierung, die Minister und auch der Kanzler selbst diese Mahnungen 
als Panikmache einer schwachsinnigen Opposition zurückgewiesen 
haben, war nicht mehr zu überbieten. 

Diese Arroganz hat jetzt ihre Antwort gefunden. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir haben nicht die Absicht, meine Damen und Herren, die Frage der 
Wahlanfechtung weiterzuverfeigen. Aber wir werden auch nicht müde 
werden - vmd das ist das Entscheidende -, dara\if hinzuweisen, daß 
die gegenwärtige Regierung ihren knappen Wahlsieg einer schwerwie­
genden Verletzung unserer Verfassung verdankt und daß ihr jetzt 
deshalb zu Recht die politische Legitimation bestritten werden 
kann. 

(Lebhafter Beifall) 

Frauen und Männer, meine Freunde, die die elementaren Grundsätze 
der demokratischen Willensbildung so gering achten wie die Mitglie­
der der gegenwärtigen Bundesregierung, sind kein guter Sachwalter 
unserer Verfassungsordnung und des öffentlichen Interesses. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich habe am Schluß vielfach Anlaß zum Dank. Ich 
danke den Freunden im Präsidium und dem Bundesvorstand für ihre 
Zusammenarbeit und ihre Unterstützung. Wir haben miteinander um 
Antworten auf politische Fragen gerungen, wir haben miteinander 
politische Entscheidungen getroffen und Aufgaben gelöst, und 
wir haben, was ich ganz besonders genoß, eine Kameradschaft ent­
wickelt, die nicht nur durch die Notwendigkeit sachlicher Zu­
sammenarbeit, sondern auch durch das Ziel geprägt war, für dieses 
Land gemeinsam zu handeln und diesem Land gemeinsam zu dienen. 

Ich danke vor allen Dingen Helmut Kohl. Er hat mich im Sommer 1975 
als Generalsekretär vorgeschlagen. Sein Vertrauen und Ihr Mandat 
haben es mir ermöglicht, für die Partei zu arbeiten. Mit diesem 
Bericht gebe ich mein Mandat als Generalsekretär der Christlich 
Demokratischen Union an den Bundesparteitag zurück. Ich danke den 
Delegierten für das Vertrauen, das sie mir auf den zurückliegenden 
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Parteitagen bewiesen haben, und ich danke der ganzen Partei. Mit 
der Rückgabe dieses Mandates bewerbe ich mich um ein neues. Ich 
bin entschlossen, wenn mir die Delegierten dieses Mandat erteilen, 
für unsere Partei weiterzuarbeiten, um daran mitzuwirken, daß die­
sem Land und darüber hinaus ganz Europa die Freiheit erhalten 
bleibt. 

(Lebhafter anhaltender Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Kurt Biedenkopf, dieser Be-
richt, mit dem Sie sich zugleich als Generalsekretär der Union ver­
abschieden, um sich neuen Aufgaben zuzuwenden, war nicht nur eine 
Auseinandersetzung mit den Bedingungen unserer politischen Arbeit 
und eine Beschreibung unserer politischen Aufgabe in dieser Zeit, 
sondern auch eine Leistungsbilanz der Partei und nicht zuletzt 
eine Erfolgsbilanz des Generalsekretärs Kurt Biedenkopf. 

(Beifall) 

Sie haben in den vier Jahren, die Sie in diesem Amt der Partei ge­
dient haben, entscheidend dazu beigetragen, aus der Wähler- und 
Honoratiorenpartei eine Mitgliederpartei zu machen. Sie haben der 
Union neue geistige Impulse vermittelt und dajnit eine notwendige 
Entwicklung eingeleitet, um unsere Theoriediskussion zeitgerecht 
und zeitgemäß zu beleben. Lassen Sie mich auch sagen, in diesen 
vier Jahren dieser Tätigkeit ist es auch gelungen, den Parteiapparat 
so auszubauen, wie man es von einer großen und erfolgreichen Volks­
partei erwarten kann, und erwarten muß. Alles das sind Leistungen 
und Verdienste, für die nicht nur die Union Ihnen großen Dank 
schuldet, sondern für die Ihnen auch unsere politischen Gegner 
den Respekt nicht versagt haben. Darauf können Sie stolz sein, dar­
auf sind aber auch wir stolz. Herzlichen Dank dafür, Kurt Biedenkopf. 

(Beifall) 

Ich rufe Punkt 10 der Tasesordnunp; auf: Bericht des Bundesschatz­
meisters. 

Ich erteile das Wort unserem Freund Walther Leisler Kiep zum Be­
richt des Schatzmeisters. 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister der CDU (mit Beifall be-
grüßt): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Ich muß Ihnen leider zumuten, sich für etwa 15 Minu­
ten mit mir zusammen in die Niederungen der Parteifinanzen zu be­
geben, damit ich Ihnen den Rechenschaftsbericht für die zurücklie­
genden zwei Jahre heute hier auf dem Parteitag gemäß unserer Ge­
schäftsordnung erstatten kann. 

Auf unserem Mannheimer Parteitag vor zwei Jahren hatten wir die 
Ziele für unsere Finanzierungsarbeit für das Bundestagswahljahr 
1975 gemeinsam abgesteckt. Wir waren uns dajnals über die Bedeutung 
dieser Arbeit auch in politischer Hinsicht einig. Wir waren uns 
damals darüber klar, daß unsere politischen Gegner mit Sicherheit 
den Versuch unternehmen würden, die Finanzierungsfragen zu einem 
Gegenstand einer erneuten Diffamierungskajnpagne zu machen. Unsere 
Befürchtungen haben sich zunächst bewahrheitet, wenn ich Sie an 
das "Wahlhelfer-Handbuch" Anfang 1976 erinnern darf. Die Bemühungen 
sind jedoch sehr schnell zu Ende gegangen, ich möchte sagen, sie 
haben ein blamables Ende gefunden. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Wir 'brauchten unsere Kräfte im Bundestagswahlkampf 1976 auf diesem 
Nebenkriegssohauplatz nicht zu verschleißen. 

Wenn ich Ihnen nun einige wesentliche Daten unserer Bilanz der letz­
ten zwei Jahre nenne, dann bin ich mir, meine verehrten Freunde, 
völlig klar darüber, daß solide Parteifinanzen in gar keiner Weise 
und unter gar keinen Umständen gute Politik ersetzen können. Ich 
weiß aber auch, daß ohne solide Finanzen die Vermittlung, der Ver­
kauf unserer Politik, außerordentlich schwierig ist. 

Peter Lorenz, Tag\mgspräsidium: Einen Moment bitte, lieber Preimd 
Leisler Kiep. 

Meine Damen und Herren, bitte zeigen Sie, daß Sie wissen, wie wich­
tig geordnete Finanzen für uns sind, indem Sie zuhören. 

(Beifall) 

Bitte, Freund Kiep! 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister der CDU: Ich bin mir also 
sehr wohl darüber klar, daß die Wirksamkeit geordneter Parteifinan­
zen ihre Grenzen findet, aber doch eine Bedeutung hat. Es gilt eben 
immer noch der alte Spruch, daß Geld zwar Dreck ist, aber Dreck noch 
lange kein Geld. 

In einer Bilanz über die Finanzierungsarbeit des Jahres 1975/76 
sollte, wie ich meine, dieses Ergebnis - nänlich: daß es uns gelun­
gen ist, die CDU-Finanzen aus der Wahlkampfauseinandersetzung he­
rauszuhalten - unserer gemeinsamen Arbeit an erster Stelle genannt 
werden. Zu den Aktivposten dieser Bilanz gehören weiterhin folgende 
wichtigen Daten: 

Erstens: Wir hatten am Ende des Jahres 1975 unsere Altschulden, so 
wie ich Ihnen das auf dem Mannheimer Parteitag versprochen hatte, 
getilgt. 

Zweitens: Wir haben darüber hinaus zu Beginn des Jahres 1976, also 
des Bundestagswahljahres, eine erste Reserve für die Wahlkampffinan-
zierung in Höhe von mehr als 5 Millionen DM gehabt. 

Drittens: Wir haben den Landes- und Kreisverbänden und den Vereini­
gungen aus unserem Wahlkajnpfbudget an geldwerten direkten Leistungen 
rund 5 Millionen DM bereitgestellt. 

Viertens: Darüber hinaus haben wir den Landes- und Kreisverbänden 
und den Vereinigungen unserer Partei aus unserer Finanzierungsarbeit 
zusätzlich fast 6 Millionen DM zuleiten können. 

Fünftens: Für die Finanzierung unseres Wahlkampfbudgets konnten rund 
15 Millionen DM an zusätzlichen Mitteln aktiviert werden. 

Sechstens: Die Budgetaufstellung, die -abwicklung und die -kontrolle 
- ein betriebswirtschaftliches Instrumentari\im, das wir in den ver­
gangenen Jahren systematisch entwickelt und eingeführt haben -er­
folgten in voller Übereinstimmung mit unserer Liquiditätsplanung 
und unter Beachtung aller Pinanzierungsgrundsätze. 

Das alles zusammen war das Ergebnis gemeinsamer Arbeit, für die ich 
allen herzlich danken möchte: vor allem den vielen Tausenden von 
Spendern, die uns auf allen Ebenen der Partei unterstützt haben, 
allen hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitern in den Kreis-
und Landesverbänden, in den Vereinigungen und in der Bundespartei, 
die uns bei der Pinanzierungsarbeit, bei der Ansprache von Mitglie­
dern, Freunden und Förderern geholfen haben. Danken möchte ich aber 
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auch denjenigen, die uns ihre Arbeitskraft im Wahlkampf unentgelt­
lich zur Verfügung gestellt und uns damit geholfen haben, viel Geld 
einzusparen. 

(Beifall) 

Besonderer Dank gebührt auch den Schatzmeisterkollegen, den Landes­
schatzmeistern und den Schatzmeistern der Vereinigungen, die uns 
und mir dieses Werk in freundschaftlicher Verbundenheit ermöglicht 
haben und mit denen wir zu jedem Zeitpunkt - und auch heute - in 
aller Offenheit über alle anstehenden Probleme sprechen können. 

Zur obigen Bilanz möchte ich aus gegebenem Anlaß doch noch einige 
grundsätzliche Ausführungen machen, die mir wichtig erscheinen, 
meine Freunde: 

Unser Wahlkampfbudget für diesen Bundestagswahlkampf betrug 36,1 
Millionen DM. Die effektiven Ausgaben lagen geringfügig darunter. 
Nach den ursprünglichen Planungen unserer Wahlkampfmaßnahmen, die 
der Parteivorsitzende, der Generalsekretär und ich mit der Peststel­
lung des Wahlkampfbudgets schon im Dezember 1975 abgeschlossen hat­
ten, waren zunächst höhere Ausgaben in der Größenordnung von 45 
Millionen DM festgesetzt worden. Wir waren uns aber darüber einig, 
daß uns die Finanzierung dieses Betrages Schwierigkeiten machen 
würde. Wir haben deshalb alle Planungen überprüft und dieses Budget 
gemeinsam auf 36,1 Millionen DM reduziert. Das fiel uns schwer, 
meine Freunde, weil eine Eeihe von sicherlich wichtigen und sinn­
vollen Maßnahmen unterbleiben mußten. Aber das war im Interesse des 
finanziellen Gleichgewichts der Partei unerläßlich und notwendig. 

Ich meine, daß das eine Leistung ist, für die ich allen, die das 
mit uns gemeinsam vollbracht haben, Dank sagen muß: dem Generalsekre­
tär, dem Bundesgeschäftsführer, den Hauptabteilungsleitern und ihren 
Mitarbeitern. Ich möchte an dieser Stelle aber auch den Dank abstat­
ten, den ich persönlich und, wie ich meine, auch die Partei meinem 
Mitarbeiter und Generalbevollmächtigten Uwe Lüthje schulden, der 
in diesen Jahren schwere, verantwortungsvolle Arbeit erfolgreich be­
wältigt hat. 

(Beifall) 

Für mich war es wichtig, daß der Bundessohatzmeister in dieser 
ganzen Zeit keineswegs nur auf die eine Seite seiner Tätigkeit, 
nämlich auf das Herbeibringen von Mitteln beschränkt war, sondern 
daß er sich zu jedem Zeitpunkt aktiv in die Kontrolle der Ausgaben 
eingeschaltet hat. Ich meine, ein Bundesschatzmeister muß diese 
Aufgabe als eine doppelte sehen. Mir ist es dank der guten Zusammen­
arbeit gelungen, in allen wichtigen Fragen der Finanzkontrolle, der 
Liquiditätsplanung Übereinstimmung mit allen Beteiligten zu errei­
chen. Auch das ist ein wichtiger Punkt in der Bilanz der Finanzie­
rungsarbeit unserer Partei. 

Ich möchte aber auch noch einen weiteren Punkt aus gutem Grund und 
gegebenem Anlaß etwas im Detail erwähnen. Meine Damen und Herren, 
um das gesamte Finanzierungsvolumen des vergangenen Jahres ohne 
Liquiditätsengpässe bewältigen zu können - was umgekehrt natürlich 
auch heißt: um alle möglichen Kostenreduktionen durch Rabatte, 
Skonti und andere Preisnachlässe ausnutzen zu können -, haben wir 
einen Überbrückungskredit in der Größenordnung von 30 Millionen DM 
aufgenommen, was uns aufgrund der Kreditwürdigkeit der Partei aus 
der Arbeit der vergangenen Zeit ohne Schwierigkeiten möglich war. 
Von diesem Überbrückungskredit konnten wir seit der Wahl bereits 
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18 Millionen DM zuiKickzahlen. 

(Beifal l ) 

Der Rest von 12 Millionen DM per 31. Dezember 1976 mußte auf das 
Jahr 1977 übertragen werden. Die Tilgung dieses Kredite wird in 
diesem Zeitraum erfolgen. Die Voraussetzungen dafür sind gegeben. 

loh glaube, ich brauche in diesem Kreise, in dem sich viele Kundige 
befinden, im einzelnen nicht darzulegen, warum es leider ungeheuer 
schwierig ist, einen Wahlkampf sozusagen aus der Tasche zu finanzie­
ren, daß es eben einfach nicht möglich ist, alle Mittel auf der ho­
hen Kante zu haben, um dann am Tage X sozusagen alles in einem Auf­
wasch bezahlen zu können. Ich mache auch darauf aufmerksam, daß 
sich die Wahlkampfkostenerstattung bekaimtlich über einen Zeitraum 
von vier Jahren erstreckt, wobei ich nicht die Absicht habe, die 
Abwicklung dieses von mir eben erwähnten Überbrückungskredits mit 
der Erstattung der Wahlkampfkosten, die uns ins Haus stehen, in 
ihrem zeitlichen Ablauf gleichzusetzen. Sicherlich wäre es besser, 
wenn wir jeweils mehr Mittel auf der hohen Kante hätten. Ich hoffe, 
daß wir uns diesem Idealzustand auch in der Zukunft nähern. 

Meine Freunde, im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung, die wir 
zur Zeit vorbereiten und die bereits von den Finanzgremien der Par­
tei beraten wird, liegen uns einige ganz wichtige Projekte vor, 
von denen ich einige nennen möchte. Ein ganz wichtiges Projekt ist 
in diesem Zusammenhang die "Stiftung Versorgungswerk" der Partei. 
Ich bin davon überzeugt, daß soziale Verantwortung gegenüber den 
Mitarbeitern in einer politischen Partei zu Hause, vor Ort begin­
nen muß. 

(Beifall) 
Deshalb möchte ich die zentrale Bedeutung dieser Selbsthilfaeinrich-
tung für die Altersversorgung unserer hauptamtlichen Mitarbeiter 
ganz besonders \mterstreichen. Wir werden dafür Sorge tragen, daß 
die Finanzierung dieser Stiftung trotz aller höheren Anforderungen, 
die zu bewältigen sein werden, gesichert bleibt. Unsere aktiven und 
tätigen Mitarbeiter können sich auf diese Zusage fest verlassen. 

Aus den Beratungen der letzen Wochen wissen wir, daß die ziifcünfti-
gen Aufgaben der Finanzierungsarbeit, meine Fre\inde, nicht leich­
ter, sondern eher schwieriger werden. Wir müssen ein sich stets 
verbessernder Dienstleistungsapparat für Mitglieder, Kreisverbände 
und Landesverbände bleiben. Das ist unser Auftrag, und diesem Auf­
trag fühlen wir uns verpflichtet. 

Aber in alle zukünftigen Arbeiten und Planungen müssen wir die 
neuen Orientierungsdaten aufnehmen, die das Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts vom Mittwoch letzter Woche gesetzt hat. Ich darf Ih­
nen ganz offen sagen, daß mich dieses Urteil mit besonderer Genug­
tuung erfüllt; denn es bestätigt all das, was wir im Jahre 1976 
nicht nur gesagt, sondern auch \intemommen haben. Ich habe den 
Schatzmeistern der beiden Regier\ingsparteien im Frühjahr 1976 ein 
Wahlkampfkostenbegrenzungsabkommen unter der Maßgabe und mit der 
Voraussetzung angeboten, daß die Ausgaben des Bundespresse- und 
Informationsamtes in ein solches Begrenzungsabkommen einbezogen 
werden. 

(Beifall) 
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Hätte die Bundesregierung statt ihrer zynischen Ablehnung diesen 
Vorschlag damals angenommen, hätte sie sich heute wahrscheinlich 
viel Verlegenheit erspart. 

Wir müssen, meine Freunde, in der Zukunft - auch gemeinsam mit den 
anderen im Bundestag vertretenen Parteien - die Bestimmungen des 
Parteiengesetzes kritisch üherprüfen; nicht - damit kein Mißverständ­
nis entsteht - die Wahlkampfkostenerstattung, aber einige andere 
Aspekte, die einfach der Überholung und. Neufassung bedürfen, nach­
dem dieses Gesetz aus dem Jsüir 1967 heute durch die tatsächliche 
Entwicklung weitgehend überholt ist. 

Wir sollten dabei keine Scheu haben, Parlament und Öffentlichkeit 
auch über die Details unserer Budgets zu informieren und darüber 
Rechenschaft zu geben, wie wir das für die Einnahmenseite ja heute 
bereits tun. 

Zum Schluß, meine sehr verehrten Freunde, meine Damen und Herren: 
Eine politische Partei ist kein Großunternehmen; "cashflow" der 
CDU allein bedeutet überhaupt nichts. Unsere Bilanz ist letzten En­
des unsere Fähigkeit zur MobilisieI^mg der Mehrheit \inserer Bürger 
für die freiheitliche Politik. 

Ich darf mit großer Genugtuung - sicherlich auch in Ihrer aller Na­
men - feststellen, daß sich endlich viele Bürger nicht mehr zu fein 
sind, um für diese Politik der Freiheit einzutreten. Immer mehr 
Menschen haben gelernt, daß zur Unterstütz\ing der CDU auch eine 
Spende für die CDU gehört. 

Es ist nicht die Höhe der Beträge, es ist die Zahl der Spenden, die 
unsere neue politische Kraft ausdrückt. Die Union hat in diesem Be­
reich mobilgemacht, auch bei den Tausenden von Spendern, die vins \in-
terstützen, und dies, meine Freunde, ist der politische Beitrag des 
Bundesschatzmeisters zu unserer gemeinsamen Arbeit. 

( Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, lieber Herr Kiep, 
für den ungewöhnlich offenen Rechenschaftsbericht. - Meine Damen 
und Herren, der hervorragend geführte Bundestagswahlkampf wäre in 
dieser Form nicht möglich gewesen, wenn nicht Walther Leisler Kiep 
als Bundesschatzmeister das finanzielle Fundament dafür mitgeschaf­
fen hätte. 

(Beifall) 

Dafür und für die ungeheuer mühselige und zeitraubende Arbeit des 
Bundesschatzmeisters schuldet der Parteitag Ihnen, lieber Herr Kiep, 
Dank. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 11: 
Bericht der Rechnungsprüfer - Aussprache zu den Berichten - und zwar 
zunächst zur Aussprache. Wir befinden uns, wie Sie dem Tagungsfahr­
plan entnehmen können, fast zwei Stunden im Rückstand und haben noch 
umfangreiche Punkte, insbesondere zeitraubende Auszählungen, vor uns. 
Ich schlage Ihnen zur Gliederung der Aussprache vor, zunächst die 
Aussprache über die politischen Berichte des Parteivorsitzenden und 
des Generalsekretärs von der Aussprache über den Bericht des Schatz­
meisters zu trennen. Wenn Sie damit einverstanden sind, würde zu Be­
ginn der Aussprache über den Bericht des Schatzmeisters dann auch 
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der Bericht der Eechnungsprüfer gegeben werden. - Ich höre demgegen­
über keinen Widerspruch. 

Was die Aussprache über die politischen Berichte des Bundespartei-
Vorsitzenden und des Generalsekretärs angeht, so haben wir mittler­
weile 15 Wortmeldungen vorliegen. Meine Damen und Herren, die Ge­
schäftsordnung, die wir uns vor zwei Jahren in Mannheim gegeben ha­
ben, gibt dem amtierenden Parteitagspräsidenten die Möglichkeit, die 
Zahl der Redner zu begrenzen und auch die Redezeit zu beschräiiken. 
Ich möchte gerade jetzt, zu Beginn dieser Aussprache, von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch machen, Sie aber angesichts der besonde­
ren Terminlage, der wir uns gegenübersehen, bitten, sich selbst so 
kurz zu fassen, daß wir die nachfolgenden Tagesordnungspunkte hier 
noch zu zumutbarer Zeit abwickeln können. 

Ich darf Ihnen jetzt, damit sich die nachfolgenden Redner darauf 
einrichten können, sagen, wer sich bisher zu Wort gemeldet hat. 
Wortmeldungen liegen bisher vor von den Herrn Dr. Hartwig aus dem 
Eheinland, von Ministerpräsident Filbinger, von Ministerpräsident 
Röder, von Herrn Wissmann, von Herrn Waffenschmidt, von Herrn 
Brickwedde, von Ministerpräsident Albrecht, von Herrn Mann, von 
Herrn von Bülow, von Frau Dr. Laurien, von Herrn Reckers, von Herrn 
Schönbohm, von Herrn Elfring, von Herrn Kolb und von Herrn Tannen. 

Ich rufe zunächst Herrn Dr. Hartwig, Landesverband Rheinland, auf. 

Dr. Bernd Hartwig: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte gern ein paar Anmerkungen zu dem Bericht machen, den Sie, 
Herr Dr. Kohl, heute vormittag gegeben haben. Sie haben in Ihrer 
Grußbotschaft darauf hingewiesen, daß sich dieses Land mit einer 
Reihe schwerwiegender Probleme herumzuschlagen hat. Dem ist nichts 
hinzuzufügen; das trifft zu. 

Sie haben weiter darauf hingewiesen, daß diese Regierung über kein 
durchgreifendes Konzept verfügt, um diese Probleme in den Griff zu 
bekommen, daß diese Regierung Flickschusterei betreibt. Meine Da­
men und Herren, auch mit dieser Feststellung sind wir alle sicher­
lich einverstanden. 

Aber ich glaube, dabei können wir es nicht bewenden lassen. Die 
Leute fragen draußen im Lande: Was wollt ihr denn eigentlich, was 
will die CDU? Wir hören das immer wieder bei den Straßendiskussio­
nen, wir hören es bei den Hausbesuchen, die wir machen, wir hören 
sogar in den Mitgliederversammlungen unserer eigenen Partei, daß 
Parteifreunde sagen: Was habt ihr denn eigentlich vor? 

Meine Damen und Herren, ich möchte das an einem Beispiel ein wenig 
verdeutlichen. Ich denke an die Rentenversicherung, an das Debakel 
der Rentenversicherung. Herr Dr. Kohl, im Wahlkampf haben wir ge­
sagt, laßt uns erst mal an den Drücker kommen, dann machen wir eine 
Bestandsaufnahme, dann machen wir Kassensturz, und dann sagen wir 
euch schon, wie es weitergehen soll. Das können wir jetzt nicht 
mehr machen. Die Wahl ist vorbei, die Zahlen sind bekannt, und 
selbst wenn sie nicht bekannt sind, kann man sie sich ja beschaffen. 
Wir müssen also den Dingen auf den Grund gehen. 

Anscheinend hat das wohl auch in der Parteiführung zu Nachdenklich­
keit geführt. Zunächst hat Hans Katzer, wenn auch etwas vorsichtig, 
einige Äußerungen dazu gemacht, wie er sich das wohl denkt. Aber er 
ist dabei insofern auf den Bauch gefallen, als zwei Tage später 
Herr Zeitel von der Mittelstandsvereinigung sagte: Nein, so geht es 
nicht. 
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Mein Anliegen ist das folgende: Wir müssen ein Konzept haben, und 
zwar ein durchgreifendes, in sich geschlossenes Konzept, um den 
Leuten zu sagen, was wir denn eigentlich wollen. Es wird immer da­
gegengehalten, es sei nicht Aufgabe der Opposition, Gesetzentwürfe 
zu machen. Meine Damen und Herren, wer spricht denn von Gesetzent­
würfen, obwohl ich sagen muß, daß wir als Opposition sogar welche 
gemacht haben; ich denke nur an den Investivlohn. Aber wir brauchen 
ein Konzept, damit man in etwa weiß, wie sich die CDU die Dinge 
denkt, wie die Richtlinien und wie die Grundsätze sind. 

Herr Dr. Kohl, Sie haben ja eine Mannschaft, die Sie zur Arbeit be­
wegen können. Sie haben 2^5 Abgeordnete, die doch eigentlich in der 
Lage sein müßten, etwas zu Papier zu bringen. Deswegen ist meine 
herzliche Bitte, Herr Dr. Kohl, diese: Rufen Sie Ihre Mannen zu­
sammen, beauftragen Sie sie mit der Ausarbeitung eines Konzepts. 
Denn ich bin der Meinung, wenn die Regierung nicht den Mut hat, die 
Dinge anzupacken, sollten wir diesen Mut haben, denn das sind wir 
uns und unseren Wählern schuldig. 

(Teilweise Beifall') 

Jürsen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dankl - Das Wort hat 
jetzt Herr Ministerpräsident Dr. Filbinger. 

DT. Hans Filbineer: Meine lieben Parteifreunde! 
Selten sind in der Geschichte der Demokratie die Aussagen, Prognosen 
und programmatischen Zielsetzungen der Opposition durch die Ereig­
nisse so bekräftigt worden wie seit dem Oktober 1976. In einer ge­
radezu dramatisch zu nennenden Weise hat die krisenhafte Entwicklung 
diese sozialdemokratisch-liberal geführte Regierung ergriffen, ist 
der Schleier zerrissen, mit dem die Parteien dieser Koalition die 
Wirklichkeit verhüllt haben. Noch nie hatte dieses Land eine schwä­
chere, ziel- xmä. orientierungslosere Regierung als in einer Situation, 
in der Zahl und Gewicht der unsere Gesellschaft bedrohenden Probleme 
täglich wachsen. Der Schwund an Glaubwürdigkeit der diesen Staat 
tragenden politischen Kräfte hat erschreckende Ausmaße angenommen. 
Die ungelösten Probleme - vom Rentendebakel über die Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen bis zur Gefährdung der Chancen unserer jungen 
Generation in Ausbildung und Beruf - berühren die Grundlagen und die 
Existenz unserer freiheitlich-demokratischen Ordnung. 

Angesichts dieser Herausforderungen sind wir als Opposition in einer 
geschichtlichen Verantwortimg, die weit über das hinausgeht, was nor­
malerweise in einer Demokratie der Opposition aufgebürdet ist. 

(Zustimmung) 

Meine Parteifreunde, wir müssen uns ehrlich und selbstkritisch fragen, 
ob wir durch unser Verhalten das Vertrauen der Bürger gerechtfertigt 
haben, das sie durch die Abgabe ihrer Stimmen bei den letzten Wahlen 
in uns gesetzt haben. Die Unionsparteien haben den Wahlkampf um die 
Alternative "Freiheit statt Sozialismus" geführt. Wir haben damit 
zu erkennen gegeben, daß wir eine andere Politik und nicht die glei­
che Politik nur etwas anders haben wollen. Wir dürfen nun auch nicht 
den geringsten Zweifel an unserem Willen, unserer Entschlossenheit 
und unserer Fähigkeit aufkommen lassen, das Ziel einer Ablösung der 
sozialliberalen Koalition im Jahre 1980 zu erreichen. 

(Beifall) 

Wir würden den Kredit bei den Wählern verlieren, wenn wir unsere 
Politik darauf richten würden, der Führung der FDP den geforderten 
Nachweis demokratisch-progressiver Reife zu erbringen. 
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Wir haben den politischen Auftreig fast der Hälfte unseres Volkes. 
Wir brauchen nicht den gnädigen Zuschlag der FDP für imser politi­
sches Mandat. 

(Beifall) 

Nicht wir müssen Tins nach den taktischen Zielen der FDP ändern, son­
dern die FDP muß erst wieder eine freiheitliche, z\ir Verteidigung 
\mserer Grundordnung entschlossene Partei werden. 

(Beifall) 

Was ist von einer Partei zu halten, deren Jugendorganisation er­
klärt, daß ein Bündnis mit den Kommunisten notwendig sei, da Kom­
munisten a priori für die Erweiterxing bürgerlicher Grundrechte ein­
treten und deren Vertreter an den Hochschulen nach dieser Maxime 
auch handeln?! Was ist von einer Partei zu halten, die einen Beschluß 
faßte, der Kommunisten praktisch den Zugang zum öffentlichen Dienst 
gibt?! Und was bedeutet es, wenn ein führendes Mitglied der PDP - Frau 
Schuchardt - sich an Aktionen beteiligt, die sich gegen ein angeb­
lich bei uns praktiziertes Berufsverbot richten?! Sie übernimmt doch 
damit die konmiunistische Sprachregelimg. 

(Beifall) 

Sie handelt damit ja nicht allein. Der stellvertretende Vorsitzende 
der PDP in Baden-Württemberg tut genau das gleiche. Und was ist von 
der Bürgernähe einer Partei zu halten, deren Fraktion im nordrhein-
westfälischen Landtag sich verbissen und arrogant über den Aufstand 
der Eltern in diesem Land gegen die kooperative Gesamtschule hinweg­
setzt? ! 

(Beifall) 

Nicht die FDP, sondern wir sind die Partei der Freiheit in diesem 
Land. 

(Beifall) 

Wir haben nicht die geringste Veranlassimg, einer in sich und durch 
sich verfallenden FDP irgendwelche Vorleistungen zu machen. Wir sind 
niemandem verpflichtet als alleine den Bürgern, die ims gewählt 
haben. Ihre Hoffnungen, ihre Erwartungen müssen Leitprinzip unserer 
Politik sein. 

Nun stelle ich die Frage, meine Freunde: Was ist es denn, was die­
ses Land von uns erwartet? Dieses Land erwartet von uns, daß die 
CDU/CSU wieder zu der großen nnd geschlossen handelnden Partei 
wird, die sich in 20 Jahren Regierxmgsverantwortung als solche erwie­
sen hat. Die Bürger warten darauf, daß wir die Kraft, die in der 
Union steckt, nach außen bringen und in politisches Handeln umsetzen. 

(Beifall) 

Dafür werden wir dann auch das nötige Vertrauen und bei den Wah.len 
die Mehrheit bekommen. 

Diese Geschlossenheit, die alleine Vertrauen bringt, brauchen wir 
beispielsweise jetzt bei der Ablehnung der Mehrwertsteuererhöhung, 
bei der Sanierung der Renten und nicht zuletzt in der Energiepolitik. 

(Beifall) 

Solange wir noch in der Opposition sind, meine Freunde, müssen wir 
uns mehr denn je als die Regierungspartei von morgen darstellen. 
Das bedeutet, daß wir zu den bewegenden Fragen der deutschen Politik 
Konzeptionen erarbeiten -und offensiv vertreten müssen. Die CDU kann 
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an der geistig-ethischen Erneuerimg unseres Volkes nur arbeiten, 
wenn sie sich selber erneuert. Die CDU muß auch geistig-ethisch zu 
der überzeugenden politischen Kraft werden, die die Herausforderung 
der Kulturrevolution annimmt. 

Die Diskussion um die Grundwerte muß von uns offensiv und stetig ge­
führt werden. Ihr bisheriger Verlauf hat deutlich gezeigt, daß wir 
die Diskussion nur dann mit Erfolg führen können, wenn wir neu da­
rüber nachdenken, wie wir den Anspruch der christlichen Wahrheit 
neu definieren. Die Grundwerte und ihre Interpretationen sind fast 
beliebig manipulierbar, wenn sie nicht fest in den Fundamenten unse­
rer christlich-abendländischen Geschichte und in ihren verpflichten­
den Traditionen verankert sind. 

(Beifall) 

Wir müssen das Gesetz der Freiheit verbindlich mit der Forderung 
nach der Gerechtigkeit verknüpfen, wenn wir bestehen sollen. 

Es ist uns gelungen, uns klar gegen eine sozialistisch-kollekti­
vistische Art des Denkens, des Zuteilungsdenkens, abzugrenzen. Wir 
müssen aber auch genauso eindeutig die Abgrenzung gegenüber einem 
liberalistischen Lasser-fair schaffen. 

(Beifall) 

Wir dürfen in keinem Punkt die Antwort auf die Frage nach unserer 
Alternative schuldig bleiben. Der Politik der Lüge, des Betrugs und 
der Verschleierung der sozialliberalen Koalition müssen wir die 
Politik des riutes zur Wahrheit entgegenstellen. 

(Beifall) 

Wir haben nicht den Status quo dieser Bonner Koalition zu verteidi­
gen, der durch Abbau und teilweisen Abbruch gekennzeichnet ist. Uns 
geht es vielmehr um die Zukunft unseres Volkes, die wir zurückgewin­
nen müssen, nachdem diese Koalition in Bonn sie in vielen Teilen ver­
spielt. 

Damit bin ich am wichtigsten Punkt. Die Gesellschaft gibt sich selbst 
auf, die die Jugend verliert. Die Union muß ztor Partei der Sicherung 
der Zukunftschancen unserer Jugend werden. 

(Beifall) 

Wir dürfen die junge Generation nicht länger im Ungewissen über ihre 
Zukunft lassen. Wir tragen die Verantwortung auch und besonders für 
die geburtenstarken Jahrgänge, denen es nicht schlechter gehen darf 
als ihren Vorgängern. Die Wiedergewinnung der Berufs- und der Lebens­
chancen für die Jugend muB zur wichtigsten Aufgabe der nationalen 
Politik erklärt werden. 

(Beifall) 

Und ich meine - meine Parteifreunde, das ist eine Anregung -, die 
CDU sollte in einem Kongreß diesen Gegenstand behandeln und sollte 
für die ganze Bundesrepublik verbindliche Richtlinien und Konzep­
tionen darstellen, wie wir die nächsten 10 bis 15 Jahre so ge­
stalten, daß junge Menschen nicht auf der StraJJe stehen, daß junge 
Menschen nicht in die Hochschulen hineinlaufen, um am Ende ihrer Aus­
bildung festzustellen, daß die Berufswelt für sie verschlossen ist. 
Wir müssen ihr Angebote machen durch alternative Ausbildungswege vor 
dem Abitur und nach dem Abitur und auch unter Vermeidung der Uni­
versität. 

(Beifall) 
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Meine Freunde, wir haben keine Utopien au versprechen. Was wir zu 
fordern haben, ist eine große, gemeinsame, nationale Anstrengung, 
die von allen Gruppen der Bevölkerung Opfer und Verzicht verlangt. 
In der Verantwortung für die Zukunft der eigenen Kinder muß sich 
die Solidsurität bewähren, nicht in der Befriedigung einer egali­
tären Gleichheit. 

Diese egalitäre Gleichheit hat sich doch längst als Absurdität er­
wiesen, der wir nicht länger hinterherlaufen können. 

(Beifall) 

Die Union hat maßgeblich Anteil daran, daß dieses Volk aus dem 
Elend und aus den Trümmern des zweiten Weltkriegs herausgeführt wer­
den konnte. Eine solche Partei hat auch die Kraf'L,- und die Fähigkeit, 
einer Generation die Hoffnung auf eine Zukunft zurückzugeben, die 
die Bonner Koalition im Begriff ist zu verspielen. Dieser Parteitag 
ist ein Bild dieser Kraft dieser Union. Stellen wir diese Kraft nach 
außen, machen wir mit dieser Kraft Politik! Dann wird Deutschland, 
die Mehrheit unseres Volkes, \ms auch folgen. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Pilbinger! 
Bevor ich weiter das Wort erteile, darf ich folgendes bekanntgeben. 
Die Mitglieder der Stimmzählkommission werden gebeten, sich in fünf 
Minuten, also um Viertel nach fünf, im Raum der Stimmzählkommission 
hinter der Bühne zusajnmenzufinden. Das Wort hat Herr Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! 
Dieser Parteitag ist der Ort, über \msere künftigen Aufgaben in der 
Union zu sprechen, und ich möchte von dieser Stelle in dieser Stunde 
alle zu verstärkter Anstrengung in der Arbeit für die Kommunalpolitik, 
in der wichtigen Arbeit der Union für die Bürger in unseren Städten 
und Gemeinden aufrufen; denn dort bei den örtlichen Problemen stehen 
die alltäglichen Sorgen Tag füx Tag an. 

Ich möchte gleich zu Anfang dieser Ausführungen sagen: Die CDU als 
die Partei der Freiheit sollte und wird gerade in der Kommunalpoli­
tik deutlich machen, daß sie sich im freiheitlichen Bürgerdienst von 
von niemandem im Lande übertreffen läßt. 

(Beifall) 

Alle Analysen, die wir zu den letzten Wahlen, insbesondere auch zu 
den letzten Bundestagswahlen vorliegen haben, beweisen, daß die 
Präsenz der Parteien in der Kommunalpolitik, daß insbesondere auch 
unsere Präsenz, unsere Leistungskraft in der Arbeit für die Mitbür­
ger vor Ort von entscheidender Auswirkung auf die Wahlergebnisse 
sind, und zwar sowohl auf Bundesebene wie auf Landesebene. Deshalb 
hat die Arbeit vor Ort entscheidende Bedeutung, und zwar in einer 
dreifachen Dimension. 

Zunächst möchte ich jedoch mit Freude feststellen: Wir können auf 
diesem Parteitag zum erstenmal vermerken, daß die Union im kommu­
nalen Bereich die Sozialdemokraten überholt und einen weiten Vor­
sprung vor ihnen gewonnen hat. Heute stehen über 55 000 kommunalen 
Mandatsträgem der Union nur noch A-3 000 der SPD gegenüber. Ich 
möchte an dieser Stelle auch einmal all den vielen Tausend Helfern 
in unseren Städten und Gemeinden danken, die geholfen haben, diese 
guten Wahlergebnisse vor Ort zustande zu bringen. Wir sollten ihnen 
hier ein herzliches Wort des Dankes sagen. 

(Beifall) 
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Was stellt als Tinmittelbare Aufgabenstellung vor uns? Die Position, 
die wir gewonnen haben, muß gefestigt werden. Ein wichtiger Ter­
min liegt vor uns: die Kommunalwahlen am 20.März in Hessen. Wir 
alle sollten von diesem Parteitag in Düsseldorf aus unseren Freun­
den in den Städten, Gemeinden und Kreisen in Hessen wünschen, daß 
ihre Bemühimgen und ihre gute Arbeit durch Erfolg gekrönt werden 
und wir ein gutes, ein glanzvolles Wahlergebnis für die CDU bei 
diesen Kommunalwählen am 20.März erreichen. 

(Beifall) 

Diesen Wunsch richten wir ganz besonders an die Freunde, die in 
hartem Einsatz in Frankfurt kämpfen. Wir wünschen Ihnen, lieber 
Freiind Wallmann, daB wir Sie auf dem nächsten Bundesparteitag als 
Oberbürgermeister der Stadt Freunkfurt begrüßen können. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, drei aktuelle Ziele sind für unsere Arbeit 
vor Ort und damit auch für die Ausstrahlung in die anderen politi­
schen Felder unserer Aufgabenstellung sehr wichtig. Kurt Biedenkopf 
hat es eben schon angesprochen und Helmut Kohl hat es deutlich ge­
macht, da, wo die CDU präsent ist, vjo die CDU sich als Anwalt der 
Bürger betätigt, sind Bürgerinitiativen im Grunde überflüssig. Die 
Union ist in den örtlichen Bereichen der beste Anwalt der Bürger. 
Ich meine, wir müssen dies mit einer neuen Dimension versehen. Wir 
merken, daß das Wollen der Bürger dahin geht, in ihrer örtlichen 
Gemeinschaft geborgen zu sein, daß sie Vertrauen zu denen haben 
wollen, die ihre Geschicke gestalten. Die Union sollte ein Beispiel 
dafür geben, daß es gerade in der Kommunalpolitik nicht in erster 
Linie um Verwaltimgsarbeit, sondern um menschliche Zuwendung und 
persönlichen Einsatz geht. Hier liegt eine Dimension christlich­
demokratischer Verantwortung, die wir gerade in der Kommunalpolitik 
neu wahrnehmen sollten. 

Zweitens möchte ich uns alle zu neuer Zusammenarbeit mit den freien 
Trägem im kulturellen und im sozialen Bereich ermuntern. Ich möchte 
von diesem Parteitag aus gerade auch wegen der Bedeutsamkeit der 
Aufgaben, mit denen wir es hier zu tun haben, allen den vielen ehren­
amtlichen freiwilligen Helfern in unseren kulturellen und sozialen 
Verbänden, aus dem Bereich der Kirchen, der karitativen Einrich-
tunen, der freien Wohlfahrtspflege sehr herzlich danken. Dies soll­
ten wir um so mehr tun, weil die Sozialisten und die Linkskoalition 
in Bonn diesen freien Kräften der Gesellschaft immer mehr Hinder­
nisse in den Weg legen. Über immer neue Gesetze und Verordnungen 
will man einen schleichenden Weg zum Sozialismus gehen. Viele Ele­
mente im sogenannten Kostendämpfungsgesetz sind ja der Garaus für die 
freien gemeinnützigen Krankenhäuser. Wir sollten klar zum Ausdruck 
bringen: Unsere Position ist an der Seite der Kräfte, die ehrenamt­
lich und im freiheitlichen sozialen Einsatz ihren Dienst am Bürger 
tun. 

(Beifall) 

Noch ein letzter Gedanke im Blick auf unsere Aufgabenstellung auf 
dem Gebiet der kommunalen Selbstverwaltung. Ich möchte in Ihrer aller 
Nsimen, meine Damen und Herren, alle, die in Bund und Ländern Ver­
antwortung tragen, aufrufen, den Handliongsspielraum unserer Städte 
und Gemeinden, unserer bürgerschaftlichen Selbstverwaltung vor Ort 
zu stärken und zu festigen. Wir klagen von dieser Stelle die gegen-
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wärtige Koalition in Bonn an, daß sie ständig eine Politik zu Lasten 
der Sellsstverwaltung macht. Es werden Gesetze verabschiedet, deren 
Ausführung den Gemeinden ühertragen wird, ohne daß man ihnen das 
erforderliche Geld zuweist. Unsere Kommunalpolitiker müssen unten 
ausbaden, was Schmidt und Apel in Bonn verschuldet haben. Diese 
Politik muß gestoppt werden. 

(Beifall) 

Wir sollten von neuem deutlich machen, daß wir in der kommunalen 
Selbstverwaltung und in der Kommunalpolitik schlechthin einen wich­
tigen Bürgerdienst sehen, der mit der Politik auf der Ebene des 
Bundes und des Lan.des gleichrangig ist. 

Wer in diesem Lande Selbstverwaltung beeinträchtigt, der beeinträch­
tigt Freiheitsrechte. Deshalb sollte von diesem Parteitag ein neuer 
Impuls für den Bürgerdienst im örtlichen Bereich ausgehen. Arbeiten 
wir unter der großen Zielsetziing unserer Partei, unter dem, was wir 
\ins als gemeinsame Richtschnur gesetzt haben, gerade auch für die 
Selbstverwaltungsaufgaben! Sprechen wir es aus: Wir kämpfen für die 
bürgerschaftliche Selbstverwaltung, weil Selbstverwaltung die Frei­
heit sichert. Gehen wir also von diesem Parteitag mit neuen Impul­
sen in unsere Rathäuser, denn es ist in der Tat so, wie Helmut Kohl 
gesagt hat: über die Rathäuser führt auch ein entscheidender Weg ins 
Bundeskanzleramt. 

(Beifall) 

Jürgen Echtemach, Tagungspräsidium: Schönen Dank, Herr Dr.Waffen-
schmidt! Bevor ich weiter das Wort erteile, möchte ich noch einmal 
eine Bitte aji die nachfolgenden Redner äußern. Die ersten drei Red­
ner in der Aussprache haben zusammen 29 Minuten in Anspruch genom­
men. Wortmeldungen liegen inzwischen von I7 Delegierten vor. Ich 
darf daher noch einmal bitten, wenn irgendmöglich nicht mehr als 
fünf Minuten in Anspruch zu nehmen, damit wir nicht gezwungen sind, 
entsprechende Beschlüsse zu fassen. 

Jetzt hat zunächst Herr Ministerpräsident Dr.Röder das Wort. 

Dr. Franz Josef Böder, Ministerpräsident: Herr Präsident! Herr 
Bundesvorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Koalitionen zwischen CDU und FDP sind ein wichtiger 
Vorgang in der bundespolitischen Parteienlandschaft, wie ich meine, 
und das sollte daher auf unserem Parteitag nicht unerwähnt bleiben. 
Die Koalitionen in Niedersachsen und im Saarland haben Anlaß ge­
geben zu Hoffnungen, zu Befürchtungen und auch zu Kritik; Anlaß zu 
Hoffnungen bei denen, die mit Recht wünschen, daß die CDU von der 
Auflage befreit sein möge, bei künftigen Wailkämpfen immer die ab­
solute Mehrheit erreichen zu müssen, wenn sie in die Regierung 
kommen will. Es ist ein berechtigter Wunsch, daß diese Konstella­
tion, wie sie sich im Augenblick bei Bundestagswahlen abzeichnet, 
auf die Dauer nicht aufrechterhalten wird. Sie wecken Befürchtungen 
bei denen, die glauben, durch diese Koalitionen würde die CDU in 
ihrer Oppositionskraft gegenüber SPD und PDP geschwächt, und sie 
rufen iü-itik schließlich bei denen hervor, die glauben, in Hannover 
oder in Saarbrücken sei man der PDP zu weit entgegengekommen. 

Meine Damen und Herren, Sie als Delegierte haben einen Anspruch da­
rauf, aus erster Hand zu erfahren, wie diese Dinge an der Saar und 
in Niedersachsen gelaufen sind. Ich habe keine Veranlassung, für 
unsere Freunde aus Niedersachsen zu sprechen. Aber es war sicher 
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ein großer Sieg für die Sache unserer CDU, daß es schließlich doch 
gelungen ist, die CDU aus der Position der Minderheit zur führenden 
politischen Kraft in einem deutschen Bundesland zu machen. 

(Beifall) 

Davor hahe ich Respekt. 

Was die Saar angeht, so wissen Sie, daß das Ergebnis der Landtags­
wahlen am 5- Mai 1975 zii dem in Deutschland vieldiskutierten soge­
nannten Patt geführt hat, einem Patt übrigens, das nicht von den 
Wählern geschaffen wurde, sondern als Ergebnis der Waffenbrüder­
schaft zwischen SPD und PDP entstand, die nach der Landtagswahl 
nicht bereit waren, trotz des klar erkennbaren Wählerwillens diese 
Waffenbrüderschaft aufzugeben, und die in der Wahlnacht - das wis­
sen Sie - aus diesem Ergebnis einen großen Sieg gemacht und ange­
kündigt haben, daß nunmehr endlich die Vormachtstellung der CDU/CSU 
im Deutschen Bundesrat - Niedersachsen war damals noch ein SPD-re-
giertes Land - zu Ende sei. 

Ich habe damals in derselben Wahlnacht versucht, diese Aussagen auf 
ihren Wirklichkeitswert zurückzuführen, indem ich erklärt habe, ich 
würde getreu der Verfassung des Saarlandes im Amt bleiben, und des­
halb werde sich auch im Bundesrat auf absehbare Zeit an den Mehr-
heitsverhältnissen nichts ändern. Aber wir konnten aufgrund des 
Wahlergebnisses an einer Koalition auf die Dauer nicht vorbei. Wir 
wollten Jclare Mehrheitsverhältnisse haben. Es war sicherlich ein 
Vorteil für unseren Koalitionsabschluß, daß wir zunächst den Beweis 
dafür erbringen konnten, auch ohne die FDP weiterregieren zu können. 
In der Politik Zeit zu haben und keine Eile an den Tag legen zu 
müssen, ist ein wichtiger Gesichtspunkt. 

Wir haben dann eine Koalitionsvereinbarung angestrebt in partner­
schaftlichem Geist, aber auf der Grundlage der Verhältnismäßigkeit 
der vorhandenen politischen Kräfte. Das ist etwas Wichtiges, was 
man bei einer solchen Koalitonsvereinbarung zu berücksichtigen hat. 
Es spricht für die Verkümmerung des demokratischen Selbstverständ­
nisses in Deutschland, wenn solche Koalitionsverhandlungen zwischen 
CDU und PDP heute noch als eine Sensation gewertet werden und wenn 
ihre Bedeutung lediglich auf eine mögliche Änderung des Stimmen­
verhältnisses im Deutschen Bundesrat eingeengt wird. In Wirklich­
keit geht es doch tun sehr viel mehr. 

Es hat einmal eine Zeit in Deutschland gegeben, als wir eine CDU/ 
CSU-Bundesregierung hatten. Damals war es ganz selbstverständlich, 
daß auch einmal ein CDU/CSU-geführtes Bundesland im Deutschen Bun­
desrat gegen eine Vorlage dieser CDU-Bundesregierung gestimmt hat, 
und zwar in Wahrung der Länderinteressen. Erst ab dem Jahre 1969, 
als SPD und PDP die Führung in Bonn übernahmen, erfolgte im Deut­
schen Bundesrat eine völlige Gleichschaltung mit den SPD-geführten 
Ländern in dem Sinne, daß keine Gegenstimme mehr gegen die SPD/FDP-
geführte Bundesregierung im Bundesrat möglich war. Die Tatsache, 
daß wir diese Gleichschaltung der SPD-Länder im Bundesrat nicht 
mitgemacht haben und daher in der Opposition geblieben sind, hat 
dann Anlaß gegeben zu der übelsten Diffamierung der CDU in den 
letzten Wahlkämpfen mit dem Hinweis, wir hätten im Deutschen Bun­
desrat eine nutzlose, sinnlose Obstruktion betrieben. In Wirklich­
keit sollte mit diesem Vorwurf nur der Tatbestand verschleiert 
werden, daß die SPD-geführten Länder im Bundesrat auf der Linie 
der Bundesregierung gleichgeschaltet waren. 

(Beifall) 
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Wir sollten das einmal ganz deutlich in der Öffentlichkeit zum Aus­
druck bringen. 

In den Koalitionsverhandlungen an der Saar - davon habe ich zu 
sprechen - mußte vermieden werden, daß das parteipolitische Stimmen­
verhältnis - diese Besorgnis war in der Öffentlichkeit wiederholt 
geäußert worden - im Deutschen Bundesrat ins Gegenteil verkehrt 
wurde. Dem haben wir uns von der ersten Stunde an widersetzt, und 
wir haben auch Verständnis bei unserem Gesprächspartner dafür ge­
funden. Nach unserer Koalitionsvereinbarung wird dieses Stimmenver­
hältnis nicht ins Gegenteil verkehrt, sondern wir streben gemeinsam 
an, daß der Bundesrat wieder zu seiner verfassungsmäßigen Aufgabe 
zurückfindet und daß eine sachliche Arbeit durch alle dort vertre­
tenen Länder geleistet werden kann. Darauf kommt es an. 

(Beifall) 

Wenn Sie mich fragen: Habt ihr denn auch mit dieser Koalition zwi­
schen CDU und FDP die Aufgabe verfolgt, die gegenwärtige Koalition 
in Bonn zwischen SPD und FDP aufzulösen, so muß ich sagen: ich über­
schätze den Einfluß einer Landesregierung nicht, sicher nicht den 
eines kleinen Landes wie des Saarlandes. Darauf ksim es uns auch 
nicht in erster Linie an. Aber es kam uns darauf an - das sage ich 
mit aller Deutlichkeit -, ein Beispiel dafür zu setzen, daß es auch 
heute noch möglich ist, bei gutem Willen beider Partner ein ver­
trauensvolles xind verständnisvolles Zusammenarbeiten zwischen CDU 
und FDP in einem Teilbereich Deutschlands herbeizuführen. Das halte 
ich nicht für einen Schaden, sondern im Hinblick auf die künftige 
Entwicklung in Deutschland für einen ausgesprochenen Vorzug. 

(Beifall) 

Wir brauchen die Koalitionspartner in Bonn nicht abzulösen. Das tun 
sie selbst; sie sind feste dabei, das zu tun. Aber wir bemühen uns 
durch unser politisches Beispiel, es in Deutschleoid wieder selbst­
verständlich und natürlich erscheinen zu lassen, daß eines Tages 
diese Bonner Koalition aus SPD und FDP aufgelöst und durch eine 
Koalition unter der Führung der CDU/CSU ersetzt wird. Darauf kommt 
es an. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Eöder. 
Es ist soeben um das Wort zur Geschäftsordnung gebeten worden. 

Josef Merkel: Herr Vorsitzender, ich stelle den Geschäftsordnungs-
antrag, die Redezeit auf drei Minuten festzulegen, die genau einge­
halten werden sollte. 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, solche 
Anträge können natürlich gestellt werden. Unsere Geschäftsordnung 
geht eigentlich von einer Eingrenzung der Redezeit erst auf fünf 
Minuten aus. Aber auch da stellt sich die Frage, ob wir zu diesem 
Zeitp̂ Inkt einen solchen Beschluß herbeiführen sollten. Nach der Ge­
schäftsordnung kann über einen solchen Antrag erst abgestimmt wer­
den, wenn ein Redner die Möglichkeit gehabt hat, dagegen zu sprechen. 
Dagegen möchte Herr Huck sprechen. Ich erteile ihm dazu das Wort. 
Anschließend muß über den Antrag abgestimmt werden. 

Dr. Huck: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Nachdem wir nun dreieinhalb Stunden lang Berichte angehört haben 
und nachdem vorhin in einem dieser Berichte zu Recht kritisiert 

82 



wurde, daß die Diskussionen außerhalb der Partei und außerhalt der 
dafür zuständigen Gremien ausgetragen werden, plädiere ich sehr da­
für, daß wir heute die Gelegenheit nehmen, hier die Dislaission aus­
zutragen. Deswegen spreche ich gegen diesen Antrag. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Meine Damen xmä. Herren, ich 
darf noch einmal darauf hinweisen, daß ich vorhin schon angekündigt 
habe, daß, wenn die Diskussion allzu sehr auszuufern droht, das 
Präsidium vorhat,, von der Möglichkeit Gebrauch zu machen, die 
Redezeit auf fünf Minuten zu begrenzen, wie die Geschäftsordnung 
dies vorsieht. 

Nunmehr aber zu dem konkreten Antrag, den Herr Merkel gestellt hat. 
Wer dafür ist, die Redezeit auf drei Minuten zu beschränken, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Vielen Dank. Ich bitte um die Gegen­
probe. - Das letzte war die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Jetzt hat zunächst Herr Wissmann das Wort, dann Herr Brickwedde und 
dann Herr Ministerpräsident Dr. Albrecht. 

Matthias Wissmann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 
will mich in den Bemerkungen aus der Sicht der Jungen Union auf die 
beiden Berichte konzentrieren. Ich darf zunächst gerade auch namens 
der J-ungen Union Ihnen, Helmut Kohl, mit Nachdruck dafür danken, 
daß Sie das Thema Zukunftschancen der jungen Generation zu einem so 
wichtigen Schwerpunktthema der Partei erklärt haben. Ich glaube, 
daß wir die Chance haben, gerade in diesem Punkt einer kaum hand­
lungsfähigen SPD/FDP-Koalition durch unsere eigene Alternative 
offensiv gegenüberzutreten. 

(Beifall) 

Der Generalsekretär hat vorhin mit Recht gesagt, daß es gewisse Er­
wartungen an die Vereinigungen gäbe. Wir haben versucht, in diesem 
Sachthema der berechtigten Erwartixng dadurch zu entsprechen, daß 
wir Ihnen auf diesem Parteitag einen Antrag zum Thema "Zukunfts­
chancen der jungen Generation" vorlegen, den wir dann auch offen 
hier diskutieren und nach Möglichkeit verabschieden sollten. 

Meine Deunen und Herren, ich will vor allem deswegen versuchen, die­
ses Thema in der Diskussion zu betonen, weil es nicht genügt, daß 
wir \ins hier über die Bedeutung dieses Themas einig sind und in 
allgemeinen, zustimmenden Kundgebungen sagen, daß das notwendig ist; 
wir müssen vielmehr dafüi' sorgen, daß Bundestagsfraktion und Länder 
gemeinsam bereit sind, hier mit einem koordinierten Programm unsere 
Alternative sichtbar zu machen. Denn wir sollten es nicht als Selbst­
verständlichkeit nehmen, meine Damen und Herren, daß in der jungen 
Generation ein Pendelschlag stattgefunden hat. V/ir haben in der 
jungen Generation einen Pendelschlag von links zur politischen Mitte. 
70 000 neue Mitglieder in der Jungen Union in drei Jahren sind dafür 
ein beredtes Beispiel, ebenso auch die Tatsache, daß wir erstmals 
seit Jahren wieder die Mehrheit der Erstwähler bei Bundestagswahlen 
erreichen konnten. 

Wenn aber wir nicht bereit sind, die Verantwortung, die aus einem 
solchen Ergebnis für die praktische Arbeit entsteht, im Bereich 
Jugendarbeitslosigkeit, im Bereich Ausbildungsplatzmangel, im Bereich 
Numerus clausus auch ernstzun.ehmen, dann werden das andere tun, und 
sie werden es mit anderen, für uns nicht tragbaren Konzepten tun. 

Meine Damen und Herren, ich will auf eine zweite Aussage kommen, die 
Helmut Kohl hier gemacht hat. Er hat gesagt, die Partei, die Union 
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insgesamt, müsse offensiv sein, sie müsse die Themen bestimmen. Ich 
glaube, es gibt unter uns keine Diskussion darüber, daJJ diesem Grund­
satz zuzustimmen ist. Nur frage ich mich, liebe Freunde, ob wir die­
sem Vorhaben immer gerecht geworden sind, oder ob wir nicht gerade in 
den letzten Monaten zum Teil gegen dieses Gebot verstoßen haben; 
sicher auch als Ergebnis dessen, was in Kreuth passiert ist. Aber 
die Folgerung daraus muß sein, eine Kehrtwendung auch in der Rich­
tung herbeizuführen, daß wir selbst in der Gestaltung unserer Arbeit 
im Bund und in den Ländern dem Grundsatz, offensiver zu sein, Themen 
vorher aufzugreifen, bevor es andere tun, gerecht werden. Das große 
Problem der Gegenwart ist doch die Tatsache, daß Bürger sich an den 
Parteien vorbei zu organisieren beginnen, daß Bürgerinitiativen den 
Eindruck erwecken, sie seien die einzigen, die die Probleme der 
Bürger noch verstünden. Es m\xß doch gerade die Aufgabe der Opposition 
sein, hier mit mehr Spontaneität, mit mehr Flexibilität, mit mehr 
Originalität als andere aufzuwarten und diese Themen zu besetzen und 
in der Alternative der Union offensiv zu gestalten. 

("Beifall) 

Meine Damen und Herren, dazu gehört eine offene Diskussion, wie es 
vorhin gesagt wurde. Nur besteht immer - wie auch mit Recht von 
Kurt Biedenkopf gesagt worden ist - die Gefahr, daß diese Diskussion 
erdrückt wird durch die Vorstellung von der Einheitlichkeit des 
Bildes der Partei, und das ist sicher eine berechtigte Überlegung. 
Aber, liebe Freunde, hat denn nicht die CDU gerade auf ihrem Partei­
tag in Hamburg vor mehr als drei Jahren bewiesen, daß sie in der 
Lage ist, Konflikte auszutragen, daß sie in der Lage ist, Sachunter­
schiede zu diskutieren und zu einem dann solidarisch getragenen 
Mehrheitsergebnis zu kommen? Wir brauchen uns doch vor der Diskussion 
nicht zu scheuen, wir brauchen doch die Konflikte nicht unter den 
Teppich zu kehren; wir sind doch in der Lage dazu, diese Diskussion 
offensiv zu führen. 

Das gleiche gilt natürlich auch für das Verhältnis von CDU und CSU. 
Eine offene, freundschaftliche Diskussion verhindert Vorurteile \ind 
verhindert, daß Mißverständnisse wachsen können. Deswegen darf ich 
gerade für die Junge Union sagen, daß wir die Worte von Werner 
Dollinger sehr begrüßen - sie wurden gerade auch vom Parteivor­
sitzenden der CDU in ihrer Zielrichtung immer unterstützt -, die 
Zusammenarbeit zwischen CDU und CSU zu institution_alisieren durch 
gemeinsame Präsidiumstagungen, gemeinsame Vorstandstagungen, gemein­
same Arbeit der Fachausschüsse und etwa auch durch bessere inter­
nationale Zusammenarbeit. Da wir als Junge Union in der internatio­
nalen Arbeit mit engagiert sind, kann ich nur sagen: Das häufig 
sich widersprechende Erscheinungsbild von CDU und CSU auf dem inter­
nationalen Parkett der christlich-demokratischen und konservativen 
Parteien nützt unserer gemeinsamen Sache nicht, sondern schadet ihr. 
Deswegen sollte gerade auch hier eine verbesserte Kooperation ein­
setzen. 

('Beifall) 

Ein letzter Punkt! Helmut Kohl hat von der Familienpolitik gesprochen. 
Es ist gar kein Zweifel, daß wir das Thema einer freiheitlichen 
Familienpolitik besetzen müssen. Wir haben mit den Mannheimer Ergeb­
nissen gerade zum Thema Familienpolitik die richtigen Ansätze. Ich 
frage nur: haben wir denn die Dinge, die wir in Mannheim gemeinsam 
beschlossen haben, auch mit der notwendigen Kraft im Wahlkampf und 
danach in der Öffentlichkeit vertreten? Oder wäre es nicht notwendig, 
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die Maxmiieimer Ergebnisse zum Thema Familienpolitik offensiver auch 
in der Öffentlichkeit zu vertreten und nicht zuzulassen, daß andere 
uns das Thema der eigenständigen sozialen Sicherung der Frau aus den 
Händen nehmen? 

rseifall") 

Was in Mannheim beschlossen wurde, ist kein Sozialausgahenerhöhungs-
paket. Es ist vielmehr die Frage danach, ob unsere bisherige Sozial­
politik so organisiert ist, daß sie den Interessen der wirklich 
Bedürftigen, der wirklich Schwachen gerecht wird, oder ob die 
Sozialpolitik nicht häufig nach dem Prinzip gemacht wird, daß die­
jenigen sich bedienen, die mächtig genug organisiert sind. 

Lassen wir uns nicht von außen - etwa von interessierter publi­
zistischer Seite - einreden, die Neue Soziale Frage sei ein Thema, 
das nicht mit den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft überein­
stimme. Erkennen wir, daß die Neue Soziale Frage ein Thema ist, das 
gerade unseren. Anspruch als freiheitliche Partei gegenüber jeder 
sozialistischen Vorstellung deutlich verkörpert. 

(Beifall) 

Meine Damen \ind Herren, eine allerletzte Bitte aus der Sicht der 
Jungen Union im Blick auf die Arbeit in den Landes- und Kreisver­
bänden. In den nächsten Monaten werden wir das Thema der Menschen­
rechte in einer bundesweiten Kampagne verstärkt'behandeln, weil wir 
der Meinung sind, daß es darum geht, das Bewußtsein gerade auch der 
jungen Generation, was die Bedeutung der Menschenrechte betrifft, 
wieder wachzurütteln. Uns geht es selbstverständlich darum, jeden 
Mißbrauch von Menschen- und Freiheitsrechten beim Namen zu nennen. 
Deshalb werden wir gegen die Unterdrückung solcher Rechte in soge­
nannten Eechtsdiktaturen mit derselben Entschiedenheit angehen wie 
gegen die Unterdrückung solcher Rechte im anderen Teil Deutschlands 
oder in kommunistischen Länder Osteuropas. Wir müssen j e d e n 
Mißbrauch beim Namen nennen, wenn wir glaubwürdig sein wollen. 

(Beifall) 

Meine Bitte ist, daß wir diese Kampagne gemeinsam führen, damit deut­
lich wird, daß die Union nicht nur verbal bestinmite Grundsätze ver­
tritt, sondern auch bereit ist, in der Aktion für diese Grundsätze 
einzutreten. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Wissmann. 
Das Wort hat jetzt zunächst Herr Brickwedde. Ihm folgen Herr 
Ministerpräsident Dr. Albrecht \ind Herr Mann, Landesverband Hessen. 

Fritz Brickwedde: Meine lieben Freunde I Ein Bundesparteitag der CDU 
nach einer Bundestagswahl sollte sich mit dieser ausführlich aus­
einandersetzen. Das Wahlergebnis muß hier diskutiert werden. Wir 
müssen auf die Gründe, die zu diesem Wahlergebnis geführt haben, 
eingehen. Hier ist schon zu Recht auf das Urteil des Bundesver­
fassungsgerichts hingewiesen worden. Ich möchte hier mitteilen, daß 
die Junge Union Deutschlands in ihrer gestrigen Sitzung beschlossen 
hat, die Bundesregierung zum Rücktritt aufzufordern. Sie soll für 
Neuwahlen Platz machen, weil sie sich den Wahlsieg durch Verfassungs-
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bruch erschlichen hat, 

(Beifall) 

Wir dürfen - dies als Zweites - dahei aber nicht stehenbleiben. Wir 
müssen vielmehr auch kritisch überprüfen,welche Fehler wir, die 
Union,gemacht haben. Ich möchte aus der Sicht der Jungen Union 
darauf hinweisen, daß nach unserer Meinung von vielen in der Partei 
die Standpunkte und Positionen, über die wir auf den Parteitagen 
in Hamburg und Mannheim diskutiert und Beschluß gefaßt haben, im 
Wahlkampf nicht offensiv genug vertreten worden sind. Als Beispiele 
nenne ich die Neue Soziale Frage, Erziehungsgeld und Partnerrente 
sowie Lösungsansätze zur Vermögenspolitik. Unsere Positionen zu 
diesen Themen sind imserer Auffassung nach nicht deutlich genug ver­
treten worden. Ein Element des Erschleichens des Wahlsieges durch 
die Regierungskoalition war es auch, daß Schmidt und Genscher in 
der Femsehdiskussion wenige Tage vor der Wahl unsere Modelle zur 
Vermögenspolitik und zur Paxtnerrente als ihre Vorstellungen ver­
kauft haben, obwohl die Regierungsparteien in den letzten Jahren zu 
diesen Fragestell\ingen keine Beiträge geleistet haben. Wir sollten 
also einen eindeutigen Akzent auf diese Themen setzen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf den Hamburger Parteitag von 
1975 eingehen, auf dem wir einstimmig beschlossen haben, ein neues 
partnerschaftliches Untemehmensrecht, eine neue Untemehmensver-
fassung auf der Basis der Gleichberechtigung der im Unternehmen 
tätigen Kräfte auszuarbeiten. 1973 ist eine Kommission unter Lei­
tung von Kurt Biedenkopf und Hans Katzer eingesetzt worden. Ich 
möchte die Frage stellen, was diese Kommission in den Jahren, die 
seit dem Parteitag in Hamburg vergangen sind, erarbeitet hat. Wo 
sind die Konzepte für ein neues partnerschaftliches Untemehmens­
recht, die hier auf diesem Parteitag zu behandeln wären? Die Dele­
gierten haben einen Anspruch darauf, von dem Herrn Generalsekretär 
eine Antwort auf diese Frage zu bekommen. 

(Zustimmung) 

Ein zweiter Punkt. Auf dem Mannheimer Parteitag haben wir von der 
Jungen Union einen Antrag zur Parteireform eingebracht, der mehr­
heitlich verabschiedet worden ist. In diesem Antrag wurde unter 
anderem auch auf das Verhältnis von CDU und CSU eingegangen. Durch 
den Beschluß von Mannheim sind der Generalsekretär und die Partei­
führung beauftragt worden,neue Initiativen zu ergreifen, um die 
Kooperation zwischen CDU und CSU zu verbessern. Dieser Auftrag 
wurde in einer Zeit, die weit vor dem Wahltermin des ?• Oktober 1975 
lag, ausgesprochen.Ich frage wiederum: Was ist geschehen? Ein 
Parteitag, der etwas beschließt, hat einen Anspruch auf Rechen­
schaft und Berichterstattung darüber, was aus den Beschlüssen ge­
worden ist. 

Ein weiterer Punkt. Zum Selbstverständnis eines Parteitages der CDU 
gehört die kontroverse Diskussion. Kurt Biedenkopf hat dies in 
seinem Bericht betont. Es stellt sich allerdings die Frage, warum 
über viele wichtige und drängende Probleme, die draußen diskutiert 
werden,und auf die die Bürger von uns in den Kreisverbänden Ant­
worten erwarten, auf diesem Parteitag nicht diskutiert wird. 

(Beifall) 

Wir diskutieren hier nicht über Arbeitslosigkeit, Energiepolitik, 
Rentenfragen und Gesundheitssystem. Dies sind aber die Fragen, auf 
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